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1. 

Orflnde fQr die Ansnahmsstellimg der politisclieE 
Miete im iutemationaleE Bechte. 

Unter den ij'ragen des Straireclites und des Vülkenechies, 
welche in Folge einer Beihe von beklag^nswerthen Ereignissen 
der letzten Jahre in den Vordergrund der Discnssion getreten 
sind, steht als eine jener, welche die Gemüther am leidenschaft- 

liebsten eirt,^t, die Fraire obenan, ob der Staat, in welchen sich 
-Jeniaiid, der im Auslande ein politisches Delict gegen einen 
fremden Staat verübt hat, flüchtet, verpflichtet sei, diesen Flücht- 
ling im Inlande zn verfolgen und zn bestrafen oder ihn an den 
von ihm angegriffenen Staat za überliefern. 

Wer sich nicht schon von vornherein die richtige Beantwortung 
dieser Frage nnmöglicli machen ^viii, iniiss vor Allem zwei denk- 
bare Arten dei" Auffassung des politischen Verbrechens jio^-en 
fremde Staaten von sich abweisen. Ein Blick auf die Literatur 
zeigt, dass es nicht, wie man vieUeicht erwarten würde, über- 
flüssig ist, vor der Idealisimng des politischen Verbrechens nnd 
der politischen Verbrecher als solcher zu warnen. Zwar wird 
Nieniaiul Icuirnen, dass es unter den Mauuei-n, die als politische 
Vei breelier verui tlieilt worden sind, Charaktere von unübertroltener 
Keinheit und Hoheit gegeben hat, welche in selbstloser Hingebung 
sich und die Ihrigen für das Wohl ihrer Mitbürger geopfert 
haben; aber neben diesen Märtyrern des Strafrechtes stehen in 
ihren Beihen wohl ebensoviele Schurken, die in gewissenloser 
Selbstsucht das Wohl von Tausenden ihi'en ehr- oder habsüchtigen 
Bestiv.buniren pi eisiegebeu haben. 

Lammasck, Das Ht-cbt der AnsUeferung. 1 
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Die Sou(lei>U'lliiiig der })olitisclieii Delicte im internationalen 
Reciite darf also niclit auf die Präsniütiun zurückgefülii-t ^v'erde]l, 
dass der That des politischen Verbrecliers im Gegensatze zu der 
des gemeinen das Merkmal des Unsittlichen und £brenriUirigen 
nicht anhafte. Denn, weder ist das politische Verbrechen immer 
oder anch nnr regelmässig eine sittliche und ehrenhalte That, 
noch genügt es, dass ein Verbrerlien nichts Ehrenrühriges in 
sich entlialte, um demselben im luteruatiunalen Strafrechte eine 
exceptionelle Behandlung angedeihen zu lassen. Wird doch, 
wenn es sich um nicht politische Delicte handelt, die Aaslieferung 
des Urhebers eines Verbrechens nicht deshalb verweigert werden 
können, weil dessen That im concreten Falle auf einem nicht 
ehrenrührigen, vielleicht sogar auf einem sittlich zu billigenden 
, Motive beruhte. 

Em anderer falscher Ausgangspunkt für die uns beschäftigende 
Untersuchung wäre es, ganz allgemein anzunehmen, dass die Art, 
wie die politische Macht in einem Staate vertheilt, wie die Ver- 
fassung desselben geordnet sei, einen andern Staat gamichts an- 
gehe, dass wir also an der Erhaltung der in einem gegebenen 
Momente in einem üemden Staate bestehenden Machtvertheüung 
gar kein Interesse und daher auch gar keinen Beruf hätten, 
emem Versuche, diese Machtvertheilung auf nicht verfassungs- 
mässigem Wege zu ändern, entgegen zu treten.^) 

Allerdings scheint zunächst einiges für eine solclic Aut- 
fassung der Sachlage zu sprechen. Wir wollen hierbei \ on jenen 
Staaten ganz absehen, in welchen etwa die Individuen und Ge- 
sellschaftsclassen, welche je nach der betreüenden Verfassung im 
Besitze der Uebermacht im Staate sich befinden, diese ihre Macht 
nicht zum Wohle der Gesammtheit, sondern ausschliesslich zu 
ihren eigenen Sondervortlieilen ausnützen , denn es ist selbst- 
verständlich, dass unter dicsei" \'oraussetzung die Regierung eines 
fremden Staates nicht verpflichtet ist, die eigensüchtigen Be- 

1? Ti h bei Be.sj*re( huiig diei^er Frage genöthigt, auf einige Erörte- 
nrngen zurückzu^^r* iteu, weiche ich über dieseHjo bereits in meiner Abhandlung 
„üeber politische Verbrechen ixcgcn tVenide StaaTeii" in der Zeitschrift fllr die 
geaammte Strafrechtawisseuschaft. 1Ö88, III, 8. ;J76 ff. verötientlicht habe. 
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»trebungen dieser herrschenden Individuen oder Classen zu unter- 
stützen und etwa noch zur Verfolgung derjenigen beizutragen, 
welche, durch Autlehnnng gegen emen solchen Missbraach der 
Herrschaft, berechtigte Interessen m schfttzen yersnchen. 

Insbesondere wd Niemand eine derartige Verpflichtung 
behaupten wollen, wenn unter jener auswärtigen Missregierung 
etwa auch unsere ei,2renen Mitbürger leiden, die sich in jenem 
Lande niedergelassen liabeu oder uiit demselben in irgend welche 
Beziehungen getreten sind. 

Aber auch von extremen Fällen dieser Art abgesehen, wird 

■ 

ein vorurtheilsfreier Kenner der Weltgeschichte nicht lengnen, 

dass für die Eni Wickelung- maiiclies Volkes Kevohitionen und 
Keactionen die Ausgangspirnjo-e- H43uen Lebens geworden sind. 

Man versuche es einmal, aus der Greschichte irgend 
eines Volkes alle gelungenen und auch alle misslungenen politi- 
schen Delicte, mögen sie von der Begienmg selbst oder von einer 
Opposition gegen sie ausgegangen sein, hinwegzndenken und man 
wird sofort inne werden, dass mau damit unzählige ursachliche 
Factoren derjenigen Zustände hinwegj^edacht hätte, welche wü' 
in den heutigen Verhältnissen des betreffenden Staates als die 
wichtigsten und vielleicht werthvollsten erkennen. 

Jene vorurtheflsfireie Auffassung, welche an Ort und Stelle 

in dem einen Falle den Regierenden, in dem andern den Regierten 

versagt ist, eruiüglicht mitunter wie die zeitliche, so auch die 

örtliche Entfernung. Sie mag, wie sie in späterer Zeit dem 

Geschichtschreiber möglich ist, auch dem mitlebenden Lenker der 

Geschicke eines anderen Staates zugänglich sein. Deshalb darf 

dieser nicht durch ein G^tz gebunden sein, eine Entwickelung, 

welche er mit weitschauendem Blicke als eine segensreiche er- 

kennt, durcli Bestrafung" ilner Vorkämpfer unterdrücken zu helfen. 

Man darf eben nie \ ergessen, dass, so paradox dit s auch Manchem 

scheinen mag, das 5S trafrecht eines der Mittel zur VeiTingerung 

der Leiden der Menschheit ist Wo jlie Strafe ihren Zweck: 

durch das Leiden Weniger dem Leiden Vieler vorzubeugen, nicht 

mit Sicherheit erreichen würde, darf von Strafe überhaupt nicht 

die Rede sein. Deshalb kann Strafe eine That nicht treffen, 

1* 
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von welcher es zweifelhaft ist, ob sie nicht etwa selbst das unter 
den concreten Umständen preeignetste Mittel znr Vermindenmg des 
Leidens der Menschen ist. Nun reicht abei' bei Thaten, ilie nin 
eines politischen Zweckes willen nntemommen werden, jenefieihe 
von Wirkungen, die man in Betracht ziehen muss, nm sie als 
schädliche oder als nützliche zu erkennen, ungleich weiter, als 
bei Thaten zur Förderung privater Interessen. Um zu beuitheilen, 
ob t ine politische That ein politisclies Dclict sei, wird man also 
nicht bloss aiii ilire nächsten, sondern auch auf ihi'e entfernteren 
Wirkungen Acht haben mftssen. Diese Torherzosehen, ist aber 
oft Ton änsserster Schwierigkeit. Im Zweifel wird auch hier 
der Unbetheiligte die That für straflos halten. Denjenigen 
freilich, welche uuiuittelbar von der politischen Gewaltthat be- 
trolieii werden, fehlt die ßuhe zu objectiver, historischer Be- 
trachtung derselben. 

Die in ihrer politischen Macht bedrohte Partei wird daher 
einen anderen Begriff des politischen Verbrechens aufstellen. Sie 
wird nicht auch auf die entfernteren, sondern nur auf die un- 
mittelbaren J^'olgen der That sehen und wird jedes ge'waltsame 
Unternehmen, sie aus ilu-er bevorrecliteteu Stellung zu verdrängen, 
als politisches Verbrechen behandeln. Bis zu einer gewissen 
Gränze ist dies auch recht und gut Denn, wäre dies nicht der 
Fall, so würden Nenerongen ihre Existenzberechtigung nicht erst 
an dem Widerstande, der ihnen geleistet wird, zu erproben haben, 
und es würde die stetiofe Entwickeluug der Geschichte der 
Völker noch häufiger, als es oiiuedies geschieht, durch Experimente 
unßüüger Weltbeglücker gestört. 

Wenn nicht etwa in besonderen Verhaltnissen ein unmittel- 
bares Interesse an der Erhaltung der bestehenden Vertheilnng 
politischer Macht in einem fremden Staate begründet ist, mögen 
die angedeuteten Zweifel Uber die Folgen jeder grösseren }mi1 irischen 
Action die unbetheiligteu Stiiat(!n ablialten, Angriffe gegen diese 
Machtvertheüung auch ihrerseits dem Strafgesetze zu unterwerfen. 

So ist es heutzutage denn auch allgemein anerkannt, dass, 
ebenso wie die Staaten befugt sind, den Streit anderer Mächte 
untereinander gewähren zu lassen, ohne dass sie verpflichtet 
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wäi-eii, zu Gunsti'n derjenig-i'U zu iutervenireii, die ihres Erachtens 
im Eef.'lite ist, sie aucli berechtigt sind, gep^enüber den Factioneu, 
die in einem Bürgerkriege im Auslande einander entgegenstehen, 
sich des Urtheils, welche der streitende Parteien im ßechte sei, 
oder doch wenigstens jeder auf dieses Urtheil gegründeten Action 
zn enthalten. Die entgegengesetzten Principien der Interrentions- 
Politik der. heiligen Allianz gehören nur mehr der Geschichte an. 

Vom Standpunkte des luodenieu VölkeiTechtes aus kiuiu eine 
Verpflichtung der Staaten, Individuen, die an einem hoch» 
Verrätherischen Unternehmen gegen einen fremden Staat sich 
betheiligt haben, wegen dieser Betheilignng selbst oder wegen 
der im Verlanfe derselben von ihnen indlvidnell verfibten Ge- 
wulttlmten zu bestrafen oder auszuliefern, wenigstens dann nicht 
behauptet werden, wenn die betretfeiide hochverrätberische 
Bewegung den Charakter emer historischen Action, eines Bürger- 
krieges angenommen hat Steht es doch jedem Staate zn, die 
Aufständischen als kriegführende Macht anzuerkennen, wodurch 
das Strafrecht dieses Staates, wenn es auch sonst begründet wäre, 
die Anwendbarkeit auf ihre kriegeriselieu Actionen verliert. 

Aber auch aus dem Gesichtspunkte des Strafrechtes wüi-den, 
sich schwere Bedenken dagegen erl^eben, wenn ein Staat ganz 
im Allgemeinen politische Verbrechen gegen einen fremden 
Staat mit Strafe bedrohen wollte. Die Thatbestandsmerkmale 
der sogenannten politischen Delicte sind nämlich fast durcliaus 
nur in formaler Beziehung bezeichnet. Wie der Hochverrath, 
abgesehen von dem später zu besprechenden Falle dii*ecten An- 
giiffes gegen die Souveräne, in dem Bestreben, die Verfassung 
eines Staates umznstttrzen oder den Territorialbestand desselben 
zu schmälern besteht, so sind auch die übrigen politischen Delicte, 
was das Angriffsobject derselben betrifft, in ähnlicher blankett- 
artiger Weise bezoiclmet. Dieselbe Formel des Strafgesetzes 
bedeutet also nach \ erschiedenheit der von ihr geschützten Staats- 
verfassung verschiedenes. Instructiv ist z. B. in dieser Beziehung 
die Oesehichte des Art. 87 Code p^nal. Weit wichtiger als 
die Modificationen, welche der Wortlaut desselben seit 1810 er- 
fahren hat, sind die Modificationen, welche sein Inhalt dadurch 
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erfiilir, dass unter der Kegierungsfonn, gegen welche er einen 
Angrüf fiir strafbar erklärt, zuerst die des ersten Kaiserthiims, 
dann die der KestÄuration von 1814, dann die der hundert Tage, 
dann die der Bestauration von 1815, später die des Bürger- 
königtimms, und nach diesem jene der Bepnblik von 1848, und 
wiedemm ün Wechsel der Geschicke die des zweiten Kaiserthnms 
und der dritten Republik in ihren verschiedenen Verfassnngs- 
stadien zu vei*stehen war. Wenn schon in demselben Staate 
Wesen und Inhalt des politischen Vei'brechens in einem 
verhältnismässig kurzen Zeiträume so mannig&chen Wandlungen 
unterworfen ist, während nur die äussere Form desselben: 
Angriff gegen das znr Zeit Bestehende, unverändert bleibt, so 
gilt dies in noch liöliereni Maasse von politischen Verbrechen in 
verscrliiedenen Staaten. Der G-esetzaeber, der eine Strafdrohnng" 
gegen Angritie auf die Verfassung fremder Staaten statuirte, 
würde damit ein Bhwkett ausstellen, dessen AusfüUang er den 
fremden Staaten überliesse. Was immer diese als ihreVeriassung 
wollten oder ertrügen, wflrde er seinerseits zu schützen sich bereit 
erklären. Mit Kiicksicht anf die Verschiedenheit des im Inkrnde 
und des im Auslande geltenden üüentlichen Eeclites mag es in 
Deutschland ein Verbrechen sein, das bewirken zu wollen, was 
in England oder in Belgien verhindern zu woUen, Verbrechen 
Wäre und eboiso umgekehrt Ein Gesetzgeber, der dieVeiiassung 
aller Staaten — ich spreche nur von „civilisirten^ Staaten — 
unter die schützenden Fittiche seines Strafgesetzes aiiüuii.niu 
beschützt damit, er weiss nie Ii t was, und verpflichtet sieh, er 
weiss nicht was, zu bestrafen. Zu diesen völkerrechtlichen 
und strafrechtlichen Bedenken gegen die Verfolgung der politi* 
sehen Delicte gegen fremde Staaten gesellen sich aber auch noch 
processrechtliche. Wir dürfen der ungeheiuen, fast ttbermensch- 
lichen Schwierigkeit nicht vergessen, welcher es unterliegt, alle 
fiir ein gerechtes Urtheil über eine politische Action entscheiden- 
den thatsächlichen und rechtlichen Momente zu überschaueur 
festzustellen, auf welche Individuen die Ereignisse als auf ihre 
Urheber zuruckzu^ren sind; abzugränzen, was von den handeln- 
den Pei-sonen beabsichtigt war odei* auch nur von ihnen vorher- 
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gesehen werden konnte, und was wider ihr Wissen und Wollen 

als mittelbare Wirkung ihres Verhaltens entstanden ist; zu uiiter- 
«cheiden, bis wie weit die iu einer grossen politisclu-n Ikwepfung 
handelnden Personen mit dem Yom Strafrecht zur Zurechnung 
einer Handlung geforderten Maasse von Freiheit • der Ent- 
schliessnng thätig waren nnd wo jener unwiderstehliche Zwang 
begann, unter dessen Banne so oft diejenigen leben, welche för 
den oberflächlichen Beobachter die Führer einer politischen Be- 
wegung zu sein Schemen: und wir werden dann vollends an der 
Möglichkeit verzweifeln, dassAussenstehende einer Anklage wegen 
politischen Verbrechens gerecht werden können. 

Wenn es einem Historiker, der alle Archive Europas durch- 
forscht hat, auch heute nicht möglich ist, zu einem zuverlässigen 
TJrtheile über die Schuld oder Nichtscliuld Wallensteins zu ge- 
langen, welches Vertrauen hätte man in die Gerechtigkeit eines 
Schuldspruches setzen können, den ein vom Kaiser eingesetztes 
G^cht auf Grund der von der Anklage vorgeführten Beweis- 
mittel hätte Men können? 

Aber trotz all' dieser Schwierigkeiten, welche einer frerechten 
Entscbeiduno; der Anklag-en we^en poliiisciier Delicte entgegen- 
stehen, wird der Begrilt" des politischen Delictes aus der Welt- 
geschichte nicht schwinden. In manchen Epochen ist die Welt- 
. geschichte selbst nichts anderes als die Geschichte der politischen 
Delicto dieser Zeit. 

Keine Refrierung kann auf das Recht verzichten, wisse 
besonders gefahrdrohende Angriffe cjegeii ihren Bestand mit (Ge- 
walt abzuwehren und diese Gewalt schon von vornherein an- 
zudrohen. 

Unter Umständen ist aber auch die Regierung des einen 
Staates genöthigt , AngritFe gegen die politische Ordnung eines 

anderen mit Strafe zu bedrohen. 

Tch baV)e b(ireits in der oben angelulirten Abhandlung die 
Frage nach der Berechtigung von Strafdrohungen wider politische 
Verbrechen gegen fremde Staaten für den Fall untersucht, dass 
die betreffende That im Gebiete jenes Staates verübt worden 
wäre, dessen Beruf zur Ausübung der Strulgcrichtsbarkeit in 
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Frage steht nnd bin in dieser Untersuchung zu dem Ergebnisse 

gelangt, die Strafbarkeit solcher Angriffe für diesen Fall — den 

der Veriibung des betrefilMidcii Aiiüritfes im Inlande — iu weitem 
üiiilaiige als eine Forderung des Rechtes und der Politik zu 
statuiren. 

Insbesondere haben zwei Gilinde mich zu dieser Annahme 
bestimmt 

Zuerst die Bäcksicht auf die Gemeingefähilichkeit dieser 
Delicte. 

Bei der heutigen Entwickeiung des internationalen Verkehi'es 
sind die Angehörigen eines jeden Staates in vielfachen Beziehungen 
an derErliakung der Ordnung auch in fremden Staaten bethefligt. 
In wie vielen Fällen sind nicht Bürger eines Staates an den 
Staatsfinanzen und an dem Nationahvohlstande eines andern aufs 
lebhafteste iiiteressirt; wie viele unserer Bürger betiiiden sich 
nicht dauernd oder vorübergehend im Auslande, haben daselbst 
bewegliche oder unbewegliche Güter, stehen in den mannig- 
fachsten geschäftlichen Beziehungen zum Auslandel Heinze hat 
mit Tollem Bechte gesagt, wenn es ein gemeingefährliches Ver^ 
brechen gibt, so ist dies der verbrecherische Angi-ifi' auf Existenz 
und Integrität (und wir kiinnen wohl in seinem Sinne liinzuf'ügen: 
auf die Verfassung) des »Staates (Goltdammer's Archiv f. prenssi- 
sches Strafrecht XYII. S. 746). Ein gemeingefährliches Ver^ 
brechen, d. h. ein Verbrechen, mit dessen Thatbestand das 
schrankenlose Umsichgreifen des betreffenden Schadens als eine 
mögliche, niclit als eine nothwendige Folge verkiiri])ft ist. Wie 
der BrandstilLer nur das Haus seines i^'eindes einäschern will 
und dabei eine ganze Stadt in Gefahr bringt, so gefährdet der 
Hochverräther, der etwa die Thi-onfolge in einem bestimmten 
Staate ändern oder den König zwingen will, auf die eine oder 
die andere seiner btsherigen Prärogative zum Vortheüe eines 
Parlamentes zu verzicliten, durch sein TTnternehmen die Sicher- 
heit von Leben, Gesimdiieit und Vermögen derjenigen, die in 
einem daraus erwachsenden Bürgerkriege zu Grunde gehen mögen. 
Der mögliche und auch vorhersehbare Erfolg emes Hochverrathes 
geht also weit fiber die Absicht seines Urhebers hinaus. Je 
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nachdem man den Hochverratli nacli jenen Erfolgren beurtheilt, 
welche sein Urlieber bezweckt oder nacli jenen, welche er nicht 
bezweckt, welche er lieber vermeiden inöclite, die er aber dennoch 
mit oder ohneVoraussichti jedenfalls gegen seinen Wunsch herbei- 
f&hrt^), wird die Benrtheilung desselben vom Standpunkte eines 
auswärtigen Staates ganz yerschieden aus&Ilen. An der Auf- 
rt^chterhaltun^,^ jener Rechte ehizelner, welche der Hochverräther 
zerstören will, liat zwar ein fremder Staat, wie wir gesehen 
haben, kein in allen Wechselfällen der innei^n und äusseren 
Politik gleichmässig bestehendes Interesse, und er kann daher 
Angriffe auf diese Bechte als solche nicht unter Strafdrohung 
stellen, da er sonst möglicherweise seine eigenen Interessen, die 
der Erhaltunt;- dieser Rechte im Auslände widerstreiten mögen, 
schädigen würde. W'dhl aber hat jt^lei- Staat au der Erhaltung 
des Friedens, der Ruhe und der Ordnung aller anderen Staaten, 
mit welchen seine Angehörigen in geschäftlichem Verkehre stehen 
oder in welchen sich einzelne seiner Angehörigen befinden, ein 
eminentes Interesse. Als gemeingefährliches Verbrechen be- 
trachtet, schädigt also der Hocliverrath gegen einen Staat auch 
die andern. Sofern er also wirklich gemeingefährlich ist, sind 
auch fremde Staaten berufen, ihn zu bekämpfen. Indem sie dies 
thun, fassen sie ihn aber der Hauptsache nach als ein cul: 
poses Delict gegen ökpi\omische Interessen ihrer An- 
gehörigen auf. 

Noch ein anderer Umstand aber wird die Gesetzgeber der 
einzelnen Staaten bestimmen müssen, eine Strafe auf von ihrem 
Gebiete aus verübte Angiuffe auf die politische Ordnung fremder 
Staaten zu drohen. Sie werden sich vergegenwärtigen mttssen, 
dass, wenn sie dies nicht thun, der fremde von ihrem Gebiet 
ans angegriffene Staat alles mögliche aufbieten muss, um den- 
jenigen, der ihn aus sicherem Hinterhalte angreift, in seine flacht zu 
bekommen. Eine Regiei-ung, welche von den anderen die Respecü- 
rung ihres Gebietes fordert und es daher diesen verwehrt, deiyenigen, 

Würde er auch diese Erfolge begehren, so würde iu sseiuer Tiiat mit 
dem Ho( liverratlie Mord, Braudstittung, Kaub oder ein soustiges gemeiues 
^' erbrechen realiter oder idealiter concurriren. 
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der yon ihrem Territorinm ans die Ordnnng anderer Staaten m 

zerstören sucht, auf diesem Territorium aufzustreifen, iiuiss diesen 
anderen Staaten selbst Schutz gegen solche hinterlistige Angritle 
gewähren. Strafdrohung gegen dieselben ist also die Bedingung, 
unter welcher sie allein von anderen Staaten die Achtung der 
Unverletzlichkeit ihres Staatsgebietes fordern kann. 

Die gegenwärtige Schrift soll nun, im Anschlasse an den 
erwähnten Aufsatz, die andere Frage eröitem, ob ein Staat be- 
rechtigt und verpflichtet sei, zur V^erfolgung politischer Verbrechen 
gegen fremde Staaten auch dann mitzuwirken, wenn die betreffen- 
den Thaten ausserhalb seines Staatsgebietes, also auf dem 
Territorinm des angegriffenen Staates oder auf dem einer dritten 
Macht, verübt worden sind.^) 

■) Die bisherige Litemtur beschiftigt neh nabezn aussdiliesBlicli mit 

der Frage der Ansliefening und ttbeigelit die nach dar Yerfolgang und Be- 
strafung im lulande. Der Controverse über die Auslieferung wegen politischer 
Dtlictt' find insbesondere g^e^ndmet die folgenden Abhandlungen: Coninck- 
Lief.-Jtiug, Memoire sur le principe: paa d'extradition ponr Ics dtjlit?« poli- 
ti(|uts, La Haye 1875; Teichmaiin, Les dilits politiques, ie r« %ncide et 
Teitradition, in der Bevne de droit international XI. 1879, p. 475 ft:; L. Re- 
nault, Doä crimen politiqueä en matiere d'extradition, S.-A. aus dem Journal 
de droit interoational privfi 1880; Brnea, Dd delitto politieo in rapporto 
eon l'eatradizione im Annuario delle sdemse giuridiehe, aociali e politiclie, II. 
Uihuu» 1881, p. 87 ff.; EoseiiB, Nichtaaaliefenmg politischer Yerbreclier in 
Sßhmoller's Jahrbuch für Gesetzgebung etc. V. 1043 ff.; die Berichte Pfen-^ 
niger's und Serment's für die 18. Jahresversammlung des Schweizer Juristen- 
vereins in den ProtocoUen dieser Versammlung, Bern 1880; Soldan; L'extra- 
dition des criminel^^ pnlitiques, S.-A. aü*? dor Kovne p^en^rale du droit, Paris 
1882 und A. Onret, des d^lits politiques au point de vue de l'extradition in 
der France judiciaire ifc>82. p. 4ö;^> ff. (1 aoiU); die Schrift von van Steenwyk, 
Over de misdryveu waarby wegeus liun staatkundig^ karakter, uitleveriiig is 
nitigesloten, ljeydenl877Tennocbte ich mir nicht zn Terschaffen. Die Literatur 
des internationalen Strafrechtes, des Völkerrechtes und Strafrechtes kann ieh 
wohl als bdhannt Toravssetsen. üehrigm ivird im lAufe der Untenndiung 
wiederholt der Anlagg gegeben sdn, das eine oder das andere Werk ans der- 
selben anznfttliren. Eine Zusammenstellung der Ansichten der einzelnen 
Autoren über die verschiedenen Fragen unterlasse ich grundsätzlich, da ich 
eine mMm f[\r werthlos lialto. Die speciell dem Auslieferungsrechte der öster- 
reifhi.« li-ung»risclien Monarchie gewidiii« tc Arbeit von Roszkowski, 0 Azylach 
i Okstradijcij, Lemberg 1882 ist mir, da ich der polnischen Sprache leider nicht 
kundig bin, ebenso wie die Schrift von Kasparek über Au-siicferungsrecht un- 
zugänglich gcbliebm. 
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Füi- diesen Fall treflfen nun, wie sich sofort zeigt, jene beiden 
oben entwickelten Rücksichten, l. he uns bestimmt haben, eine 
Verpfliditimg der Staaten zur Bestrat'unfr der von ihrem Ge- 
biete aus verübten Angriffe gegen die politisclien Verhältnisse 
eines fremden Staates anzunehmen, entweder gar nicht oder nur 
in einem weit geringeren Kaasse zn. Der fiir die Beurtheilnng 
des h alles scheinbar gleichgiltige, rein äusserliche Umstand, dass 
die That jenseits unserer Gränze verübt worden, ist, wenn wir 
näher zusehen, geradezu entscheidend.^) Wir haben gesehen, 
dass f&r den fremden Staat bei der Beurtheilnng politischer 
Delicto der vom Urheber derselben nicht beabsichtigte Erfolg 
der Schädigung oder Gfeföhrdung von Bechten und Literessen 
nicht politischen Charakters über den von demselben allein be- 
absichtigten Erfolg einer Beeinträchtigung gewisser . aus der 
Verfassung jenes Staates abgeleiteter Rechte bestimmter Personen 
in dem Maasse überwiegt, dass der fremde Staat von seinem 
Standpunkte aus solche Delicto wesentlich als culpose Angriffe 
gegen nicht politische Interessen betrachtet. 

Nim ist es begreiflich, dass ein Staat von denjenigen, welche 
sich auf seinem Gebiete aufhalten und welche den Schutz seiner 
Institutionen geniessen, eine weitgehende Berücksichtigung seiner 
Interessen fordert Es ist daher auch begreiflich, wenn er sie 
selbst für eine von ihnen nicht bezweckte» sondern nur fahrlässig 
herbeigeführte Verletzung dieser Interessen verantwortlich macht. 
Wenn er ihnen deshalb politische Unternehmungen gegen fremde 
Staaten wegen ihrer mittelbaren, von den Thätem nicht beab- 
siclitigten, vielleicht kaum vorgestellten Eückwiikung auf ihn 
selbst bei Strafe verbietet, ist er in seinem voUen Rechte. 

Man wird aber kaum behaupten wollen, dass den Staaten 
ein gleiches Recht auch hinsichtlich der im Auslande sich auf- 
haltendeii Fremden zustehe, dass ( )esterreich z. B., obwohl es sich 
gegenüber dem Bestreben, die republikanische Staatstorm, sagen 
wir in Paraguay, zu stttrzen, an sich vOUig gleichgütig verhält, 

^) Es anerkennen dies axhh v. Mohl, Staatsrecht, Völkeneckt uiul 
Politik r. S. 717 f. und v. Bar, Internationales Privat- und Strafirecht 
JS. 597, Auui. 16. 



Digitized by Google 



— 12 — 



doch durch die Backsicht darauf, dass österreichische Staate* 

bürger möglicherweise durch den Bankerott der bei einer Revo- 
lution in Paraguay zu (4 runde treiienden Geschäftsleute in Mit- 
leidenschaft könnten gezogen werden, zui* Erlassung einer be- 
sonderen Strafdrohong gegen diejenigen Anlass hätte, die in 
einem fremden Staate dessen Begierongsform gewaltsam zn ver* 
ändern suchen. Noch deutlicher ist es, dass der zweite der oben 
entwickelten iTründe für die Strafbarkeit der im Inlande gegen 
das Ausland verübten l)olili^cllen Delicte entfällt, wenn es sich 
um einen im Auslande gegen das Ausland unternommenen 
Angriff handelt Ist es doch in dem letzteren Falle nicht die 
Achtung Yor der Sonveränetät unseres Staates, welche den an- 
gegriffenen Staat hinderte^ selbst gegen den Angreifer einza- 
schreiten. Denn die Schuld daran, dass dieser sich zu uns 
retten konnte, liegt in der Sorglosigkeit oder Ohnmacht der 
Behörden des angegi-ilFenen Staates selbst. Diese seine Sorg- 
losigkeit oder Ohnmacht kann aber doch nicht den Titel bilden, 
auf Gmnd dessen er unsere Hilfe in Anspruch nehmen dürfte. 

Ans dem Umstände, dass die Staaten yerpffichtet sind, ge- 
wisse i)olitische Verbrechen, welche von ilirem (Tebicte aus gegen 
einen anderen Staat verübt werden, zu bestrafen, folgt also nicht 
schon ganz im allgemeinen, dass sie auch verpflichtet wären, zur 
Bestrafang auch jener Delicte mitzuwirken, welche anf fremdem 
Gebiete verübt worden sind. Die erstgedachte Verpflichtung 
kann ja in Verhältnissen begründet sein, welche dem ersten 
Falle eigenthümlich nnd dem zweiten Falle fremd sind. 

Und ebenso darf au^ der Verpflichtung der Staaten, Flücht- 
linge, welche im Auslande scliwere gemeine Verbrechen verübt 
haben, an das Ausland zu überliefern, nicht gefolgert werden, dass 
ihnen dne ähnliehe Verpflichtung auch in Betreff der Urheber 
politischer Verbrechen aufliege. 

Ist nämlich das Verbrechen, dessen Vertibunjr im Auslande 
dem Flüchtlinge zur Last gelegt wird, nicht eines gegen Leben, 
Gesundheit, Freiheit, Familienstand, Ehre, Vermögen oder andere 
Interessen, welche allen Menschen zustehen, ohne Unterschied, 
ob sie Büi*gei* dieses oder jenes Staates sind, sondern ein solches 



Digitized by Google 



— 13 — 



gegen Interessen und Rechte, welche nur aus der Verfassnnsf eines 
bestimmten fi*emden Staates iitigeleitet sind, so treften auch jene 
Umstände, welche, wenn es sich um ein Verbreclien der erst- 
erwähnten Arten handelt, ein Interesse des Zuflnchtsstaates 
daran begründen, dass deijenige, welcher ein solches im Aus- 
lände verübt hat, der verdienten Strafe nicht entgehe, entweder 
gar nicht oder doch nicht mit \ ülliger Gewissheit und Gleich- 
förmigkeit für alle unter demselben strafrechtlichen Begriffe um- 
fassten Fälle zn. Deshalb ist es auch nicht möglich, den Grund- 
satz aufisustellen, dass deijenige, welcher unter was immer fttr 
besonderen Umstände im Auslande ein politisches Verbredbien 
gegen einen ausländischen Staat verübt habe, wegen dieses Ver- 
brechens im Inlande ebenso verfolgt und bestraft werden müsse, 
wie dies hinsichtlich derjenigen, welche gemeine Verbrechen im 
Aoshmde verübt haben, nothwendig ist Die Möglichkeit, dass 
der Flüchtling vom Gebiete des Zufluchtsstaates ans einen, un- 
mittelbare Gefahr drohenden Angriff auf politische Institutionen 
des Auslandes verüben werde, ist eine sehr geringe. Zu solchen 
Angriffen fehlen ihm reirclmässig alle Voraussetzungen. Und 
selbst ein Eücklall auch nur im weiteren Sinne des Wortes, in 
welchem man darunter auch Angrife auf die politischen Insti- 
tutionen des Zufluchtsstaates verstehen könnte, ist regelmässig 
nicht zu besorgen. Zunächst wird der wegen seiner politischen 
Bestrebungen Verfolgte sicli m der Eegel in einen Staat Üüchten, 
in welchem die von ilim verfolgten Tendenzen bereits völlig ver- 
wirklicht oder dei* Verwirklichung wenigstens so nahe gerückt 
sind, dass deren Anstrebung ganz anders beurtheüt wird als in 
seiner Heimat, in welchem also schon das Object, gegen das er 
seine Angriffe richten könnte, fehlt. Sollte dies aber auch nicht 
der Fall sein und würde ihn auch nicht die Pflicht der Daukljar- 
keit für das ilim gewährte Asyl von jeder Feindseligkeit gegen 
die ihn schützende Regierung abhalten, so .würde ihm doch 
ebensowohl das Interesse an der Umgestaltung der Zustände 
eines ihm fremden Staates, wie auch die zu euiem solchen Unter- 
nehmen nöthigen Kenntnisse und Beziehungen fehlen. Und würde 
trotz alledem der politische Flüchthug doch zu Besorgnissen 
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hinsichtlich seines künftigen Verhaltens Anlass geben, so bleibt 

dem Znflnchtsstaate noch immer die Möglichkeit, ihn entweder 
auszuweisen oder ihn in einem Gebiete des Inlandes zu inter- 
niren, wo er ungetahrlich ist: beides Maassregeln, die aus recht- 
liehen oder thatsächlichen Gründen ausgeschlossen sind, wenn 
es sich um den Urheber eines gemeinen Verbrechens im Aus- 
lande handelt. 

Regelmässig also gibt der Aufenthalt eines politischen Flücht- 
lings zu jenen Besorgnissen und thatsächlichen Gefahren keinen 
Anlass, welche zui- Verfolgung oder Auslieferung des tlüchtigen 
Thäters eines gemeinen Verbrechens bestimmen müssen. Anders 
steht die Sache nur im V^hältnisse kleiner Staaten mit stamm- 
verwandter Bevölkerung, gleichen thatsftchlichen und verfassungs- 
mässigen Zuständen. Für die Staaten des seligen deutschen 
Bundes unter einander hatte demzufolge die Argimieiitatioa in 
dem weiter unten angetührten Artikel des Oesterr. Beobachters, „dass 
es mit ungleich geringeren Gefahren verknüpft ist^ dem fremden 
bürgerlichen als dem fremden politischen Verbrecher Schutz zu 
gewähren,*' trotz einiger Uebertrelbung eine gewisse Richtigkeit 
Ganz anders aber steht die Sache im heutijLren Kiiropa mit seiner 
geringen Zahl von voi wiegend nach dem Xatioiialitätenprincipe 
orgauisirten Grossmächten. Für den heutigen Zustand darf man 
nicht vergessen, dass die Bevölkerung des Zufluchtsstaates sehr 
hänfig mit den politischen Flüchtlmgen, wenigstens vorübergehend, 
auf das lebhafteste sympathisirt, und zwar oft auch dann, wenn 
weder die b liichtlinge selbst, noch die Sache, für welche sie ge- 
kämpft und gelilten, der Sympathie eines Ireieu Volkes würdig 
sind. Liegt es doch in der Natur derjenigen, welche an einem 
ihnen nicht völlig verständlichen Streite unbetheiligt geblieben 
sind, mit jenen mitzufühlen, welche in ungleichem Kampfe über- 
wunden und vielleicht mit gransamer Härte behandelt worden, 
mag deren Niederlage auch eine noch so verdiente und gerechte 
gewesen sein. Dieses Gefühl, welches zudem durch, die Presse 
aus den verschiedensten Motiven künstlich angestachelt zu wei*den 
pflegt, mag namentlich in der ersten Zeit so heftig auflodern, 
dass es der Regierung des Zufluchtsstaates ernste Schwierig- 
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keiten bereiten kdnnte» wenn sie es rersuchen wollte, demselben' 

(lurch ^laassregelii gegen die Fliiclitlinge zu tiutzeu. Ausserdem 
bleibt noch zu berücksichtioen, dass, mögen die besiegten Fliiclit- 
linge ihrer 'Person und ilu*er Ziele wegen der Sympathieen noch 
80 nnwerth sein, die Strafe, die sie trifft, jedenfalls eine harte 
ist. Der Betr&ger, Bauber oder Mörder mag das Exil gleich- 
mttthig ertragen. Was liegt ihm an seinem Vaterlande, an seiner 
Nation? Ihm gilt: Ubi bene, ibi patria. Für Männer abei-, die 
für ein Problem gekämpft, das ihnen als ein ideales ei'ächien, 
mag es in den Augen Anderer noch so verwerflich sein, ist die 
Losreissang von ihrer Heimat, für die sie ihr Höchstes eingesetzt 
haben, immer eine Strafe yon änsserster Bitternis. 

Für die Haitang, welche der Zuflnchtsstaat gegen politische 
Flüchtlinge einzunehmen Aulass hat, w erden in aller Regel Um- 
stände entscheidend sein, welche mit der Frage, ob deren That 
unter den Begriff* dieses oder jenes Delictes subsumirt werden 
könne, gar nichts zu thun haben. Deshalb nun, weil nicht straf- 
rechtliche, sondern weil politische Erwägungen für seine Stellnng 
zu dem Flüchtlinge maassgebend sind, wird es dem Znflachts- 
staate iiiunö-^^lich sein, ein für allemal den 'Grundsatz aufzu- 
stellen, dass er die Urheber von im Auslande verübten politischen 
Belleten gegen fremde Staaten überhaupt oder die Urheber ge- 
wisser Arten derselben bestrafen oder ausliefern werde. Er 
würde durch die Statuimng eines solchen Grrundsatzes allzu oft 
ideale oder materielle Interessen semes eigenen Volkes beein- 
trächtigen. Kann man aber Bestrafung oder Auslieferung nicht 
grundsätzlich und" allgemein gewähren, so muss man, wie 
dies nahezu allgemein anerkannt wird, Bestrafung und Aus- 
lieferung grundsätzlich und allgemein verweigern. Der 
Satz: NuUa poena sine lege hat auf keinem Gebiete des Straf- 
rechtes eine so tiefinnerliche Berechtigung als auf dem der poli- 
tischen Delicte. Der Bestrafung darf nur derjenige überliefert 
werden , dem diese Ueberlieferung schon vorher durch das 
Gesetz augekündigt worden ist. Die Gefahr eines Missbrauches 
einer den Gerichten oder der Executive gewährten Discretion 
wäre nirgends so gross, als wenn es sich um politische Delicte 
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handelt Aber aneh die geföbrlichsten internationalen Verwick- 
lungen könnten daraus entstellen, wmn man, ohne Jene Fälle, 
in welchen wegen im Auslande verübter politischer Verbrechen 
ausgeliefert oder bestraft wird, nach strafrechtlichen Merkmalen 
abzugränzeni Je nach politischen Erwägnngen in einzelnen Fällen 
bestrafen bezw. ausliefem wollte, w&hrend man in andern Fällen 
jede Keaction gegen ein nnter denselben criminalistischen Begriff 
fallendes Verhalten verweigern wollte. Wenn ein Stan t in Fällen, 
welche, strafrechtlich betraclitet, gleichartig sind, d^m Ans- 
lieferungsbegehren bald stattgibt, bahl ein solches abschlägig 
bescheidety so entsteht leicht der Auscbein, als würde er in jenen 
Fällen, in welchen er dem Ansuchen nicht stattgegeben, die 
Eechtmässigkeit des Bestandes oder des Vorgehens der betreffen- 
den 6'emden Regierung, deren Ansuchen er abwies, bezweifeln. 

Lehnt mau aber grundsätzlich die Auslieferung wegen 
politischer Verbrechen ab, so kann von einer Parteilichkeit für 
die eine nnd gegen die andere Eegierung natürlich nicht die 
Bede sein. 

„In der conseqnenten Dnrehf&hrnng eines Principes kann 

keine, wohl aber darin eine Beleidigung gefunden werden, dass 
man dej- einen Kegierung verweigert, was man der anderen 
gewährt."^) Mit Recht schliesst daher Coninck Liefsting seine 
Untersuchung dieser Frage mit dem scheinbaren Paradoxon ab: 
„Eefoser Teztradition d'nn homme accusS de tels faita est d^s 
lors un acte de respect ponr la souverainetö de la nation, qui 
la reclame."^) 

Alle Erwägungen führen also zu dem Resultate, dass die 
Staaten keinen Grnind haben, die Bestraf img von Personen, welche 
im Auslande politische Delicte gegen einen auswärtigen Staat 
verübt haben, zu veranlassen: dass sie weder Ursache haben, 

dieselben wegen solcher Thaten der Gerichtsbarkeit des Inlandes 
zu unterwerfen, noch dazu, sie dem angegriffenen Staate oder 
jenem diitten Staate, auf dessen Gebiete der Angrüf erfolgt war, 

^) V. Bar, lütcruat, I'rivatr. S. 594, 
* *) Memoire sur le principe: Pas d'extradition pour les delits poUtiques. 
1875, p. 11. 
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auszuliefern. M In diesen Erwägungen liegt daher die von 
Liszt-} m. E. mit Unrecht augezweifelte juristische Begi-ündung 
für die exceptionelle Behandlung der politischen Delicte im inter- 
nationalen Rechte. Gleichzeitig liegt in ihnen aber anch die 
Andeutung jener Beschränkungen, denen die Zulassung einer 
Ausnahmsstellung dieser Delicte unterworfen ist. Diese Aus- 
luilinisstelliinfj ist nämlich nicht gerechtfertigt, wenn die Frage 
der Auslieferung wegen politischer Delicte im Verhältnisse zwischen 
solchen Staaten auftaucht» welche untereinander in einem engeren 
staatsrechtlichen, nicht bloss in einem volkerrechtlichen Ver- 
hältnisse stehen^) und ebensowenig, wenn ein Delict in Frage 
kommt, welches gegen ein allen Staaten gemeinsames Cultur- 
institut gerichtet wäre. Würde es si(;li nachweisen lassen, das« 
der Zweck einer levolutionäieu Bewegung nicht bloss auf die 



') YgL aach Brvsa, im Aimuario delle sdeiize giurididie, soci&Ii e 

poUtiche H. p. 115 ff. und Sermeut 1. c. p. 112. 

-) In seinem Gutachten f. d. deutschen Jurbtentag (Zeitächr. f. Straf- 
rechtswissen^chaft IT. S. 65 und 74). 

Auslieferung weg^en politischer Deliete findet daher statt zwischen 
Oesterreich und Ungarn (vgl. österr. .Tustizministeriaierlass vom 26. Mai 
1875, Z. 6742} und /> wischen den einzelnen Staaten der nordamerika- 
nischen Union (Artikel IV.Sect.2 derUnioiunrerfesBang; Sect. 5278 Reviaed 
Statutes bei Spear, Law of extradition, Albany 1879, p. 415). Nach 
Schweizer Becbt (VeifusungTon 1848 Art 50, Ton 1874 Art. 67) sind zwar 
die Cantone nidit v^rpfliehtet , einander eine Ansliefening w^:en pcditiadher 
Verbrecheti zuzugestehen (Art. 3 des Buudesgesetzes vom 24. Juli 1852 bei 
Schauberg, das intercantonale Strafrecht der Schweiz, S. 11 u. Hl fF.), wohl 
aber sind -ie verpflichtet . den Urheber eines politischen Verbrechens dem 
Bundesgerichte auszuliefern, soferue dieses nacli Art. 112 der Verfassung zur 
Aburtht'ilung eines politischen Verbiecheos berulen i^t (Serment a, a. O. 
]>. 144 ff.). lusuferne würde durch die Aenderuug des Art. 112 der Verliassung 
(bez. des Art. 52 des Bunde^gesetzes vom 4. Homung 1858) im Sinne der 
jüngsten Besehlttsse des Nationalrathes (Zeitschrift fttr Strafrechtswissenechaft 
in.745) die Zahl der SUle, in welchmi AusUeüBrung wegm politischer Delicto 
stattfindet, nicht unbeträchtlich vennehrt werden. Bis zur Erlassung eines 
gemeinsamen Stn^esetzbuches war auch unter den Staaten des norddeut- 
schen Bundes die Auslieftarnngspflicht auf nicht politische Verbrechen be- 
schränkt (Rechtshilfegesetz vom 21. Juni 1869 Art. 25). Seither finden die 
ftrundf^Stze der R. St. P. O, von den Gerichtsständen auch auf politische 
Delicte ihre volle Anwendung, ohne dass mau deshalb von „Autilieferuug'' 
sprechen könnte. 

Lammascii, Das Recht der Auslieferang. 2 
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gewaltsame Aenderung der politischen Organisation eines ein- 
zelnen Staates, sondern auf gewaltsamen Umsturz der heutigen 
•Ordnung der Gesellschaft allei' C/ulturstaaten gerichtet wäre, so 
könnte man m. £. nicht leugnen, dass auch alle durch eine solche 
Bestrebung bedrohten Staaten an der Bepression derselben in- 
teressirt und deshalb m ihr berechtigt wären. Ob eine Be- 
wegung dieser Art existirt, zu untersuchen, ist nicht Aufgabe 
der gegenwärtigen Schrift.') 

Ausser den bisher entwickelten Bedenken, welche gleich- 
mässig gegen Auslieferung und gegen Verfolgung im Inlande 
sprechen, stehen jeder dieser beiden möglichen Arten der straf- 
rechtlichen Reaction wider im Auslände verübte politische Belicte 
gegen das Ausland noch specitische Bedenken entgegen: der 
Verfolgung im Inlande die Schwierigkeit, ein Gericht zu bestellen, 
welches der thatsächlichen Verhältnisse des betreffenden Staates 
genügend kundig ist, um ein gerechtes Urtheil zu föllen und die 
Bedenklichkeit eines Ausspruches inländischer Behörden über 
politische Zustände des Auslandes; der Auslieferung die 6e£ihr, 
welche darin liegt, dass man die Flüchtlinge ihren politisclieu 
Gegnern im ersten Taumel der biegestreude, bei vielleicht noch 
frischer Erinnerung der Gefahren und Tjeiden, welche sie yoq 
jenen zu erdulden hatten, überantwortet: Bedenken, welche kaum 
treffender gekennzeichnet werden können als mit den Worten 
Robert v. Mohl's: „Die Auslieferung politisch Angeklagter kann 
zu den schwersten Beeinträchtigungen des wahi-en Eechtes und 

Vgl. Bluntschli iü seinem Berichte au das lu^titut de droit inter- 
national, Annuaire 1882 p. lOo, Martens in den Verhandlnni^en des Institut, 
Annuaire 1882 p, 117 und insbesondere Waklberg in der Zeitschr. f. d, 
PriTttt- und l}ffeiitlidw Beeht der Qegenwart, TU. (1880) S. 499 welcher 
im ADSChlusse an die Abhaadlung t. Schirach'a im Neuen AichiTe des 
Griminabrachtee , 1850, den vernachl88Sigten Unterachied der politisehen 
Verbrechen Ton den aociAlen hororhebt, aber ndhet vor Mohtfintiger und 
übereilter Construction eines OoUectivbegriffes s i 'kr Verbrechen als „einer 
Quelle von Jlissgriffen und Rechtaunsicherheit in der Praxis" (S. 502 a, a. 0.) 
insolang-e warnt, als die erforderlichen soeiologischen Voranssetznni[:!:en noch 
fehlen. Siehe aher auch Serment a.a.O. S. 118 ff., v. Lis/t in der Zeitsclir. 
f. StrafrecUtswissenschaft II. S. 76 ff. und meine Abhandlung, ebendort III. 
S. m Ö. 
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echter Bürgert ugend, zu Vertiieidigimg- gewissenloser Gewalt- 
herrschaft, zur Beihilfe zu leidenschaftUchen Parteiverurtheiluiigen 
führen; dem auslieferaden Staat für immer einea Mäkel aufprägen. 
Selbst einem im allgemeinen gesittigten Staate ist in dieser 
Beziehung keineswegs immer und gegenüber von jedem An- • 
geklagten zu trauen, wie die Geschichte aller Zeiten und Völker 
zeigt. Aber auch die Vornahme einer seibstthätigen Ver- 
folgung durch die eignen Gerichte erscheint als kaum ausführe 
bar. — Es kann nämlich einem verletzten Staate kaum zusagen, 
dass fremde Behörden über die Rechtmässigkeit seiner Öffentlich- 
rechtlichen Zustände und über seine Ansprüche auf Gehoisam 
der Unterthanen zu Gericht sitzen, und leicht könnte es sich 
begeben, dass er durch die, doch immer mögliche, Freisprechung 
des Angeklagten weit grösseren moralischen Schaden erlitte, als 
durch die thatsächliche Straflosigkeit eines Flüchtlings. Eine 
solche Beihilfe wird er also kaum je suchen, vielleicht selbst die 
angebotene zurückweisen. Dass aber ohne seine Mitwirkung, 
namentlich in Herbeischatfnng der Beweismittel, das ganze Ver- 
fahren in der Begel völlig nutzlos wäre, liegt auf der Hand. 
Somit ist es denn weitaus das Zweckmässigere, auch auf dieses 
Mittel zur Bechtsherstellung zu verzichten.^ ^) 

Die vOlkerrechtliclie Lehre yom Aajle in „Staataiecht, Völkerrecht 
und Politik" 1. Ö. 717 f. 
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Verfolgung und Bestrafaiig im Inlande* 



Nach den vorstehenden allgemeinen Erörterungen müssen 
wir nns min eingehender der ersten Alternative zuwenden: der 
Verfolgung im Auslände verübter politischer Delicto gegen das 
Ausland durch die inländischen Gerichte. Aus der Zusammen- 
stellung in meinem citirten Aufsätze in der Zeitschr. f. Straf- 
rechts wissen^ichaft ergibt es sich, dass die Gesetze der meisten 
Staaten Angriffe gegen die aus ausländischen Verfassungen ab- 
geleiteten politischen Bechte überhanpt nicht mit Strafe bedrohen. 
Allerdings aber haben wir a. a. 0. auch einige Gesetze kennen 
gelernt, welche solche Angriffe, wenigstens sofern sie im Inland e 
verübt worden sind, unter Strafdrohung stellen und wii- haben 
gefunden, dass, wenn auch einige dieser Strafdrohungen über 
das Maass des Erforderlichen und des Empfehlenswerthen hinaus- 
gehen, doch dem Grundsatze nach nur diese Gesetze den inter- 
nationalen Verpflichtungen der Staaten unter einander gerecht 
werden. Im Anschlüsse daran mttssen wir denn auch in dem 
gegenwärtigen Zusammenhange, be\'ür wir an das Problem der 
Auslieferung wegen politischer Delicte herangehen, untersuchen, 
wie die heutigen Gesetzgebungen der leitenden Staaten sich zu 
der Frage verhalten, ob im Inlande eine Verfolgung und Be- 
strafung wegen im Auslande verübter politischer Verbrechen 
gegen das Ausland zulässig sei. 

In früheren Jahrlninderten fehlte es völlif^ an einschlagenden 
gesetzlichen Bestimmungen. Wo man es im- noihig oder zweckmässig 
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hielt, half man sich mit administrativer Emspeming.') Was das 

heute geltende Reclit betrittt. so unterscheidet das deutsche R. 8t. 
G. B. z^^ischeii Delicteii der Inländer und der Ausländer. Ein iJeut- 
scher ist auch dann, wenn er im Auslände eine den Voraussetzungen 
des '§. 102 entsprechende That Ter&bt hat, für dieselbe in 
Deutschland strafbar. Ein Ausländer hingegen wird in Deutschland 
nur dann bestraft, wenn er dieses Delict „während seines' 
Aufenthaltes im In lande" verübt hat. Er ist also bloss dann 
der Gerichtsbarkeit des deutschen Reiches unterworfen, wenn er 
nicht allein die betreffende ihm zur Last gelegte Thätigkeit mi 
Inlande entäussert, also z. B. die betreffende Druckschrift in 
Deutschland veröffentlicht hat, sondern wenn er ausserdem zur 
Zeit dieser Thätigkeit, d. h. in dem Momente» in welchem er die 
Schrift zum Drucke beförderte, in Deutschland seinen Aufenthalt 
hatte. (Vgl Olshausen, §. 102, No. 2 und §. 3, No. 7.) Sehr 
bestritten sind die Fragen, welche sich aus dem Verhältnisse 
des §. 102 zu den allgemeinen Bestimmungen der §. 4 und & 
E. St. Gr. B. ergeben, insbesondere die Frage, oh der Deutsche, 
welcher sich im Auslande einer unter den Begriff des §. 102 
fallenden That schuldig geuiacht hat, in Deutschland nur dann 
bestraft werden könne, wenn die That aucli „durch die Gesetze 



Offenbar war es seine Theilnahme an der finnzOstM^en BeTolntiim, 
' wegen welclierLafayette, übrigens ohne jeden gesetzUchen Anhaltspunkt und 
daher ohne Urtheil und unter dem Vorwande der Kriegsgefangenschaft, zuerst 
von Preussen (in Magdeburs: vom Anfang des Jahres 1793 bis 1704) dium von 
Oe^'terreich (Mai 1794 bis VJ. September 1797 in ( tlmütz) in strenger Hatr 
geliaiten vmrde. (Büdiuger. Lafayette, ein Lebensbild, 1870, S. 44.) Aus 
dem Umstände, dass für Latayette's Gefangenschaft ein Rechtstitel sich nicht 
finden liess, dürfte sich vielleicht auch die auffallende Thatsache erklären, dass 
jene bdden jungen Jffibiner, der Deutsche Dr. Bollmann und der Amerikaner 
Enger, welchen es gelang, Lafayette am 8. November 1794 für einige 
Stunden zn befreien, ohne Urtheil und Strafe ans ihrer Untersuchungshaft 
entlassen wurden. (S. 4fi a. a. 0.) Nachdem Fox's und Washington's 
Bemühungen, die Freilassung Lafayette's zu erwirken, fruchtlos geblieben, 
(rfolirtc dieselbe 1797. in Wahrheit als Coneesfion für den siegreich vor- 
gedrungeueii (ieueral Bouaparte, wenn sie auch von dem österrvidiischen 
Minister Thugut, ganz entsprechenderweise, unter ilem Scheine einer iiüflich- 
keit gea:en die Vereinigten Staaten, deren Bürgerrecht Lafayette genosa, ver- 
schleiert wurde. (Büdinger a. a. 0. S. 53.) 
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des Ortes, an -welchem sie begangen wurde, mit Strafe bedroht 

ist" (§.4 No. 3), und die andere, ob die Einleitung der Verfolgung- 
desselben dem Ermessen der Staatsbeliörde überlassen bleibe 
(arg. verb. „kann verfolgt werden" §. 4 al. 2 im Anfange) oder 

. ob die Staatsbehörde unter allen Umständen hierzu verpflichtet 
sei Die erste Frage wird von allen, die zweite von der Mehrzahl 
der Commentatoren des B. St. G. B. verneint. Vor Allem scheint 
es mir unzulässig, mit Oppenhoff No. 4 ad §. 102 und Scbütze, 
Lebrb. S. 253. Anm. 9, den ^. 102 in der eisten i^eziehung von 
§. 4 unabhängig, in der zweiten jedoch unter der in §. 4 auf- 

, gestellten Einschränkung zu interpretiren. Das treffende Argu- 
ment, dass es absurd wä^, wenn das deutsche Gesetz, welches 
die Verfolgung des Deutschen, der im Auslande einen Hoch- 
verrath gegen einen deutschen Staat verübt hat, nur facultativ 
zulässt (s^. 4 No. 1). die Verfolgung jenes Deutschen, der im Aus- 
lande einen Hochverrath gegen einen fremden Staat verübt bat, 
obligatorisch vorschreiben würde, wie sich dies ergäbe, wenn 
man den §. 102 unabhängig von §. 4 auslegen wollte, kann viel- 
mehr m. E. nur dalttr in's Gewicht fallen, dass man den §. 102 
überhaupt den Einschränkunü:en des ^. 4 als eines für alle Arten 
von strafbaren Handlungen aufgestellten Grundsatzes uuteiwerlen 
muss. Sind doch alle die Bestimmungen der §§.1—12 d. R. St. 
. G. B. im Sinne von allgememen Eegehi abgefasst Ergibt sich 
ein Conflict einer dieser allgemeinen Regehi mit einer Satzung^ 
des besonderen Theiles, so könnte diese letztere nur dann vor- 
gehen, wenn man durch Festhalten an den erstercn zu einem 
ganz zweifellos ungerechten Ergebnisse gelangen würde. Nicht 
nur, dass dies bei der vorliegenden Controverse nicht der Fall 
ist, sondern, wie wir gesehen haben, man verwickelt sich, wenn 
man die Bestimmung des besonderen Theiles entscheiden lässt» 
in Wideraprüche und Ungerechtigkeiten. Die Vertreter der ent- 
gegengesetzten Ansicht müssen consequenter Weise auch die 
Anwendbarkeit der Dispositionen des §. 5 auf das Dell et des 
§. 102 ausschliessen, wie dies Oppenhoff ad §. 102 No. 3 thut» 
Wenn die auswärtige Begiemng nur den Antrag stellt, müsste 
also der Deutsche, der in dem fr^den Staate, gegen welchen er 
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delinquirt hat, bereits einmal rechtskraftig freig'esprnchen oder 
l»egna(liLrl worden, in Deiitsclilaiid wejsren derselben T!iat nocli- 
tnals verlblgt werden» eine Consequenz, die doch ganz unzweifel- 
haft ansgesprochen sein müsste, tun sie dem Gesetzgeber tro^ 
ihrer Absurdität znmuthen zu dürfen. 

Wo der §. 102 von den allgemeinen Satziiiifi:« n des §. 4 
losgelöst werden sollte, liat der Gesetzgeber dies aiisdrücklicli 
gethan. 8o hat er ausdrücklicli den ersten Satz des §. 4, al, 3, 
„die Verfolgung ( wegen eines im Auslande verübten Verbrechens 
oder Vergehens im Sinne des §. 4 No. 3) ist audi zulässig, wenn 
der Thäter bei Begehung der Handlung noch nicht Deutscher 
war,** dadurch ausser Kraft gesetzt, dass er die Verfolgbarkeit 
nach ^.10:^ aiisdrücklicli dav^n abhängig maflite, dass der Thäter, 
wenn es sicli um ein im Auslande verübtes Verbrechen handelt, 
ein Deutscher gewesen sei oder dass er, wenn er ein Ausländer 
war, sich zur Zeit der That im Inlande aufgehalten habe.^) 
Keine dieser beiden Voraussetzungen trifft aber in dem gedachten 
Falle zu, in welchem der Thäter zur Zeit semer That weder 
Inländer war, noch sich im Inlande aufhielt. 

Die erste der erwähnten Controversen, ob ein Deutscher wegen 
eines im Auslande verübten hochverrathähnlichen Angriffes gegen 
einen fremden Staat nach seiner Bückkehr nach Deutschland oder 
im Falle semer Ergreifung auf ausserstaatlichem Gebiete oder in 
einem Gebiete, in welchem Deutschland Gerichtsbarkeit über 
seine Unterthanen ausübt, in Gemässheit der iji>. 102 und 4 
No. 3, nui- dann bestraft werden dürfe, wenn die That auch 
durch die Gesetze des Ortes, an weichen sie begaog^ wurde, 
mit Strafe bedroht war, kann selbstverständlicherwetse blos in dem 
Falle eintreten, wenn die betreffende That in dem Gebiete eines 
dritten Staates verübt worden ist. Für diesen Fall erlangt auch 
die dritte der erörterten Controversen, ob eine bereits eitblgte 
rechtskräftige Freisprechung im Auslände die neuerliche Ver- 
folgung im Inlande hindert (§. 5 No. 1), grössere Wichtigkeit. 
Wäre die That in dem Gebiete' jenes Staates verübt worden, 

') Vgl. Schultz, der Widerstand gegen die auswärtige Staatsgewalt, 

S. 39. 



Digitized by Google 



gegen welchen sie gmchtet war, so würde sie ja am Orte ihrer 

Verüb ung ganz gewiss mit Strafe bedroht gewesen sein. Die 
Bedingung des §. 4 No. 3 wäre also verwirklicht. Für den 
Fall, dass die That in einem dritten Staate verübt worden, hat 
aber das deutsche Eeich sicherlidbi- keine Verpflichtung zu 
bestrafen; ja es ist fraglich, wie sich ein Recht desselben, eine 
Strafe für diesen Fall zu drohen, begründen liesse. Wie kommt 
das deutsche Gesetz dazu, ausserhalb Deutschlands einem 
Deutschen feindliche Handlungen gegen einen fremden Staat 
verbieten zu wollen, wenn ihm solche Handlungen durch die 
Gesetze des Aufenthaltsortes gestattet sind? Dass der Gesetz- 
geber Deutschlands übrigens an den hier vorausgesetzten Fall 
gar nicht gedacht habe, ergibt sich schon daraus, dass 
§. 102 nicht sagt, welclie der beiden auswärtigen Regiei imgLii, 
die in diesem Falle durch das Verbrechen des Deutschen in 
Mitleidenschaft gezogen worden: die Regierung des von ihm an- 
gegriffenen Staates oder die des Staates, von welchem aus er 
den Angriff unternahm, zur Stellung des Antrages berechtigt sei 
und wie der Fall zu beurtheüen w8re, wenn beide Begiemngen 
den Antrag gestellt hätten, die eine ihn aher zurückziehen 
^v1i^de ? Aus der Unmöglichkeit einer Beantwortung dieser Fragen 
orglbt sich deutlich, dass das deutsche Gesetz den regelmässigen 
Fall, in welchem denn auch die Bedingung des §. 4 al. 3, noth- 
wendigerweise verwirklicht ist, den FaU, in welchem das Ver- 
brechen in dem angegriffenen Staate selbst verübt wurde, voraus- 
setzt und an einen anderen gar nicht denkt, fiir einen solchen 
also auch eine Bestrafung nicht anordnet bez. zulässt. 

^'ach der neuesten Vorlage eines Strafgesetz -Entwurfs für 
Oesterreich von 1881 ist nur der Inländer wegen eines im Aus- 
lande von ihm etwa verübten Verbrechens oder Vergehens gegen 
befreundete Staaten strafbar (§. 4 No. 2), während der Ausländer 
wegen t^ines solchen nicht bestraft wii'd (^A 14). Nach der ursi>rüng- 
lichen Regierungsvorlage von 1874 wäre auch die Verfolgung eines 
, Ausländers zulässig gewesen, wenn die That am Orte ihrer Vor- 
übung strafbar war und der Justizminister die Verfolgung an- 
ordnet (§. 4 Z. 3 vgl mit §. 112 der Vorlage von 1874). 



Digitized by Google 



— 25 — 



Nach dem ofeltenden österreichischen St. G. B. von 1852 
ist es zwai kvAn Merkmal des Thatbestandes nacli iij. (i6 al. 2, 
daüs die betreffeade Thätigkeit im lulande entäussert worden 
sei, aber nach dem am 3./15. October 1860 abgescblossenen Ver- 
trage zwischen Oesterreich und Russland, sowie nach der amt- 
lichen Kundmachung über den Abschluss dieses Vertrages durch 
die üsterreichische J. M. V. vom 19, October «1860, No. 233 
R. G. Bl. kann keinem Zweifel imterliegen. dass in dem ein- 
zigen Falle, in welchem §. 66 überhaupt zur Anwendung kommt, 
im Falle eines gegen Bussland verübten hochverrathähnlichen 
Angriffes, die VerÜbung dieses Angriffes im Inlande voraus- 
gesetzt ist 

Die ent^eofen^esetzte Ansicht, welche der J. M. E. vom 
12. September 1863, Z. 1322 veiiiiti, habe ich ausführlich be- 
sprochen und, wie ich glaube, widerlegt in der Abhandlung 
„Die Strafbarkeit des Hochverrathes gegen Bussland nach 
Österreichischem Bechte". (Wiener) Juristische Blätter 1883, 
No. 9—11.1) 

Auch die Stratih ohung des Art. 260 des rnssischen St. G.B. 
erstreckt sich zufoige Art. 172 nicht auf im Auslande delinqui- 
rende Ausländer, und selbst auf im Auslande delinquirende Russen 
nur unter der Voraussetzung, dass die -That auch nach dem 
Bechte des Thatortes mit Strafe bedroht ist.^ 

Die Bechte der übrigen europäischen Staaten kommen hier 
nur in sehr bedinfj^ter Weise in Betracht, da dieselben eine allg-e- 
meine Strafdi'ohung- wider „feindliche Handlungen gegen befreun- 
dete Staaten" selbst nicht für den Fall ihrer Verübimg im Inlande, 
nmsoweniger also f&r den der Verübung im Auslande enthalten.') 



1) Vgl Glaser, 6.-Z. 1864 No. 16 und Steine Sehriflen L S. 315 
(2. Auflage) und A. Weiss im Journal de droit intnnatiiHial piiTö X. (1883) 
p, 247—262, welcher meine Abhandlung ans üeai „Juiistiachen Blättern" in 

ftanzösischer Bearbeitung wiedergibt. 

-) Vgl. Glaser a. a. 0. S. 319, meine citirte Abh. S. A. S. 8 f. und 
die Amtlichen Erläutern ny^en zum Entwürfe des allg, Theiles eines russischen 
St. G. B., übersetzt von Dr. Gretcuer, St. Petersburg 1882, S. 43. 

Vgl. die citirte Abh. in der Zeitschrift f. Strafrechtswissenschaft III. 
S. 401 fif. 
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Ansdinicklich setzt Art. 1 des Schweizer Bimdesgesetzes 
vom 4. Hornun^ 1853 znm Thatl)e8tande des Verbrechens völker- 
rechtswidriger Handlimgen (Art. 41) dessen Verübimg auf schwei- 
zeriscliem Gebiete voraus, so dass aiso derjenige uiclit strafbai- 
ist, der, sei er Scliweizer odei* Ausländer, eine dergleichen That 
im Auslände verübt. 

Auch nach belgischem Rechte ist die Stralbarkeit der 
Delicte gegen fremde Staaten, welche durch die Gesetze vom 
20. December 1852 und 12. März 1858 geschatien wurden,^) in- 
lolge des Gesetzes vom 17. April 1878 (titre preliminaire du 
code de procedure penale), Art. 8, auf den Fall der VerÜbung 
dieser Belicte im Inlande beschränkt. (Vgl. übrigens unten Gap. XL) 
Hingegen kann ein Franzose wegen der Delicte der Art 84 
und 85 des französischen C. p^nal nach seiner Heimkehr ver- 
folgt werden. (Al t. 5 des Gesetzes voiu Li 7. Juni 1866.)-) Das 
Gec^eiilheil davon dürfte nach italienischem Rechte von den De- 
licten der Art. 174 und 175 anzunehmen sein, da Art. 0 C. p. 
Sardo nur von der Bestrafung der von Inländern im Auslande 
verübten* Belicte „a danno di un regnicolo o di uno straniero,** 
also wohl nur von Delicten zum Nachtheüe bestimmt nachweis- 
barer Individuen, nicht auch von Delicten gegen Staaten als 
solche handelt.-^) 

Ihre endgütige Würdigung werden übrigens alle hier an- 
geführten Bestimmungen erst am Ende dieser Abhandlung finden 
kdnnen. 

') Zeitschr. f. Strafrechtswissenschaft III. S. 402. 

-) Dasselbe Schicksal trifft den Poi tn^iesen wegen eines Delicto^ naeh 
Art. 148 und 150 seines St. G. B. unter der Vuniussetzung-, dass die That 
auch am Orte ihrer Verübun« alf? Verbrechen oder Vergehen behandelt wird. 
(Gesetz vom 1. Juli löü7, Art. 1 Nu. 4). 

*) Ueber den italiemscbeu St. G.- Entwurf von 1874 vgl. meine citirte 
Abb. a. a. 0, S. 4ßl, 
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EntstehiuigägeöcMclite des Grundsatzes der Mclit- 
ansUeferang wegen politischer YerbrecheiL 

Eine weit filtere Frage als die, ob im Auslände verübte 

politische Delicte gegen fremde Staaten im Inlande bestraft werden 
können, ist die andere, ob Auslieferiuif^ wegen solcher DeUcte 
zugestanden Averden solle. In früherea Jahrhunderten waren 
politische Delicte nahezu die einzigen, wegen welcher Ausliefe- 
rungen überhaupt stattfanden. Im Auslande verübte gemeine 
D^cte erregten infolge der noch andauernden Isolining der 
einzelnen Staaten von einander die Aufmerksamkeit und das 
Interesse der ]kn'<ilkerung und Kegieiiuig des Zutluclitsstaates 
nur in jenen seltenen ITällen, in welchen das betreitende Ver- 
brechen wegen besonderer Umstände der an demselben acüv oder 
pasi^v betheiligteu Personen oder aus anderen, criminaJistisch 
mehr oder weniger irrelevanten Umständen Sensation über die 
Umgebun,«^ des Tliatortes liinaus erzeugt hattet) In Iktrelf 
der grossen ^lelirzalil selbst schwerer Verbrechen mein püiiti- 
schen Charakters verzichteten die Staaten darauf, der Thäter 
derselben habhaft zu werden, sobald diese die Gränze eines 
fremden Staates überschritten hatten. Gelang es aber dem Ur- 
heber eines politischen Verbrechens sich vor der ihm drohenden 
niartervollen Strafe ins Auslriiid zu flüchten, so boten schon die 
Begierungen des Alütekilters alle diplomatischen Künste, und, 
wenn diese nicht zum Ziele führten, wohl auch Arglist oder 

Vgl. insbesondere Beruard, Traite de rextradition 1. Paris löö3, 
au vielen zerstreuten Stellen. 
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Gewalt auf t um den Gegner wieder in ihre Macht zu bringen 

und ilin möglichst unschädlicli zu machen.*) Einen Grundsatz, 
ol> politische Veibreclier aiisziiliefern seien oder nicht, gab es 
nicht. Man hätte wohl den Gedanken, dass es eine grundsätz- 
liche Lösnng dieser Frage geben kdnne, überhaupt nicht zu fassen 
vermocht Willkür und eigenes« ndttelbares oder unmittelbares 
Interesse an der Austragung jenes politischen Oonflictes, wegen 
dessen der Verfolf^te geflolien war, entschieden über die i'rage, 
ob ihm Asvl c^ewährt werden solle oder niclit.-) 

Fälle der Auslieferung wegen politischer Delicte sind in 
Mheren Jahrhunderten denn auch keineswegs selten. Einige 
der auffallendsten möchten folgenden sein: Die Auslieferung 
der Urheber der Pariser Unruhen von 1413 von Seite Englands, ^) 
tlie Auslieferung^ einiger Richter des High Court of .justice, welclie 
für die Hinrichtung; Carls 1. von England gestimmt halten, von 
Seite Dänemarks und der Niederlande,^) die Auslieferung des 

Vgl. Bernard I. p. 322 ff. 

-) Hugo Grotius, de Jure beUi ac pacis, L. II. c. 21 §.5 (gegen Ende) 
sagt geradezu: Caeterum jus hoc ^uod diximus deposccndi ad poenas eos qui 
€xtnb territoiiam profugeront, hoc et prozmie actis aaecnlis in plerisqne 
SuTopae psrtibus circa ea demum erimiEa tunnpalnir, qvae statnm publicum 
tangunt ant quae ezimiam babait fa<»nori8 atrodtatem. Yf^ auch Yattel, 
Droit des gens L. II. ch. 6, §. 76, der unter den graiuls crimes, w^oi deren Aus- 
lieferung stattfindet, gewiss auch Hockverrath mitinbegriff. 

^) Helie, Traitö de rmstruction crim. 1. Aufl. II. 655. 

') Um die Auslieferung der regicides desto sicherer zu erhalten. •^r))lu3s 
Carl II. Verträge mit Däueuiark und den Niederlanden ab, durch welche sich 
die {»-enannten Staaten hierzu verpllichtcten. Der Vertrag" mit Dänemark 
datirc vom 23. Februar 1661 und findet sich in Dumout'8 Corpä diplomatique 
T. VI. P. n. p. 347, der mit den Ißederlaiiden (nach Angabe FroY6 Klait's 
De deditione profugomm, Leyden 1829, p« 44) vom 14. September 1662 und 
ist mitgetheilt im Groot Placaet<Boeek T. IL col. 8881. Die Oeneralstaaten 
hatten übrigens schon vor dem Abschlüsse dieses Vertrages drei der Bichter 
des Königs Barkstead, Okey und Miles Corbett ausgeliefert, welche denn auch 
in England liiugerichtet wurden. (Vgl. Kluit p. 83 und Sir G. C, Lewis 
On foreigu jurisdicticai and the extradition of criminals, London 1859, p. 48.) 
Die Schweizerische Eidg^euof?<jenschaft hingegen hatte die aus dem gleichen 
Grunde verlangte Auslieferung: L udluw's verweigert. Karlll. suchte sich daher 
desselben durch Meuchelmord m entledigen. Aber der Anschlag gegen ihu 
gelang nicht so nach Absicht, wie dies mit demjenigen gegen den Gemahl der 
iincrlttcldichen Alice Lisle der Eall war. (Vgl. Iiewis a. a. 0. p. 48.) 
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Bcrnardo Bandini de Baroncelli wegen Mitschuld an der Verschwö- 
rung^ der Pazzi (^^f^v^en die Mediceer durch Sultan Muhammed IL 
1479, die von Petrarca bitter getadelte Auslief ening Cola 
iüenzi's durch Kaiser Karl IV. von Frag nach Avignon 1351,-) 
die Aosliefenmg des Führers der ständischeE Bewegung in 
Mähren, Friedrich von Tieffenhach von der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft iiaili Innsbruck, wo er enthauptet wurde 1621;*) 
die Auslieferung des Grafen von Görtz durch die Generalstaateii 
wegen Theilnahme an der Verschwörung des Gral'en Gyllenborg 
in England,^) die Auslieferung Sir Th. Armstrongs wegen Mit- 
schuld an der Byehouseverschw&rung durch die Stadt Leyden an 
England; ^) die Auslieferling Napper Tandy's und dreier Genossen 
von Seiten Haiübiirg.s an England 1799.*)") 

Auch in Verträgen übernahmen die Staaten ganz allgemein 
die Verpflichtung zur Auslieferung politischer Missethäter. So 
verpflichteten zur Auslieferung wogen Staatsverbrechen die Allianz- 
tractate zwischen Frankreich und der helvetischen Republik vom 



^) Ar Ha, Le eonTmioai d^estradisione tra il regno ditalia e gli Stati 
atrameri 1871, 1. p. 11. 

') Papencordt, Cola di Rienzo und seine Zeit, Hamburg 1841, S. 241 ff. 
Petrarca's Brief an Erancesco di NeUo Tom 12. Angost 1352 a. a. 0. 

s. Lxx^^II. 

Xrones, Geschichte Oesterreichs III. S. 441. 

*) Ward, histoxy of the law of natious II. 648 und Heiiter-Geffkeu 
§. 204. 

'') Macaulay, liistory of En<>huid V. 190, Tauclmiiz edit. 

•) Härder, die Auslieferung der vier politischen Flüchtlinge Napper 
Tandy, Blackwell, Morris und Peters im Jahre 1799, Leipzig 1857; Lewis 
1. c. p. 48, Teicbmann, Bevue de dr. int. XI. 479 iL Napper Tandy und 
Blaelcwell wnen, der ente als Brigadegeneral, der 2weit6 als Eseadronadief, 
in die Dienste der franzflsischen Armeen Angetreten} welche die an&tändisoben 
Iren gegen England nnterstlitaen sollten. Blackwell war angehlich französischer 
Bürger geworden, was allerdings nach der damals in England noch geltenden 
Auffassung des britischen Staatsbürgerthams als eines character indelebelis 
ganz gleichgiltig war. 

') Die Bestimmung des Alt-Ranstätterfriedens 1706, derznfolge Patkul 
vom Kurfürsten von Sachsen der grausamen Rache Karl XIT. überliefert wurde, 
statuirte keine Ausliel'erung im technischen Sinne des Wortes. Seine That war 
kein Verbrechen, seine Hinrichtung kein Justizakt, sondern ein Mord. 
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28. Mai 1777, Art. 15'), vom 19. Angast 1798, Art 14 und 
vom 18. Juli 1828*), und zur Anslieferun^ wegen Majestäts- 

beleidiguug und Hochverrath der däiiiscli-scliwedische Vertrag: 
vom 7. März 1823.*) Auch eine Anzahl älterer östen-eichischer 
und prenssischer Verträge stipuliren die Auslieferung wegen 
Hochverrathes. So die Verträge Oesterreichs mit Sardinien vom 
6. Joni 1838, Art. 1, der Schweiz vom 14. Juli 1828, Art' 1, 
Toscana vom 12. October 1829, Art. 1, No. 1 und 2. -5)«) So war 
es der Republik Krakau durch Art. 9, al.2 der Wiener Congress- 
acte verboten de donner aucim asyle ou iirotection ä des trans- 
fuges, deserteurs ou gens poursuivis par la loi apparteoants auz 
pays de Tone ou de Tautre des Puilsances susdites (Russie, 
Antriebe, Prusse). 

Daneben felilte es aber zu keiner Zeit an Beispielen dafür, 
dass die Auülieleriiiiir von politischer Delicte beschuldigten In- 
dividuen verweigert wiu'de. Dass die schweizerische Eidgenossen- 
schaft die Auslieferung Ludlows nicht gewahrte, wurde schon 
oben erwähnt So verweigerte femer der Konig von Schottland 
die von Heinrich VII. von England verlangte Ansliefenmg des 
Priiteiulenten Perkin Warbeck,') und der König- von Frankreich 
die Auslieferung Morgans und seiner Genossen, welche eines 



ICartenfl, BecaeU 1. 641, Eamptz, Jahrbtehor f. preuatdsche 
Oeaet^ebimg etc. XXIV. (1824), S. 108. YgL auch noch andere dort ange- 
fiUirte Vortiige. 

^ H arten«, Becneil YU, 279, v. Xamptz a 102. 

*) Billot, Traitö de reztradition, Paiü 1874, p. 109. 

^ Nattmaun m der Berne de droit intern. K. 179. Arlia p. 78. 

^) Diese Vertiitge sind aligedruokt in. Maucher^s Handb. des Oeteir. 
Stn^eetaeB Uber Yerbrechen, 1841, L S; 233 ff. 

") Nach Twiss, Law of natious 1. Aufl. I. p. 348, hatten auch einige 
amerikanische Staaten (Peru, Mexiko und Columbia) Verträge Uber die Aus- 
lieferung politischer Verbrecher geschlossen. 

') Clarke, Law of extradition, London 1874, p. 20, Beach Lawrence 
IV. 372. üeber den ebenfalls gegen Perkin Warbeck gerichteten lutercursus 
magnuä von 14!)7 vgl. das Citut aus Bacon bei Clarke p. lU f., nach welchem 
die Angaben Fiore'ä EÖetti interuazionali delle beutende edegli atti 1877 II. 
p. 180 (Fiore-AntoineTrait6 de droit penal international et de l'extradition 
1880, p. 294) SU berichtigen sind. 
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Conip]üttes f?e<2:eu die Ivegienmg- Klisabeths von Enjrland be- 
schuldigt waren. ^) Ja die (jeiieralstaateii leimten ^ogiw trotz 
des oben erwähnten Vertrages von 1662 im Jahre 1687 ab, den 
von den schottischen Gerichten geächteten, freilich nachher in 
den Niederlanden naturaUsirten Privatsekretär Wilhelms von 
Oranien, den nachheri^en Bischof Bumet, anf das Verlangen 
Jakob Tl. auszuliefern.-) Ueberliaupt scheintMi die Niederlande 
die Auslieferung wegen politischer Uelicte am consequentesten 
verweigert zu haben. So thaten sie dies auch gegenüber Oester- 
reich, als dieses 1789 die Ansliefemng des Führers der Brüsseler 
Unruhen Hendrick^s van der Noot verlangte.^ 

Trotzdem aber brach die holländische Regierung unter dem 
Einflüsse der Politik der heiligen Allianz mit dieser Tradition, 
indem sie 1817 einen zur Auslielerung wegen politischer Delicte 
verpflichtenden Vertrag mit Hannover schloss^) und 1820 einige 
(Meiere der 1. Legion de la Seine wegen ihrer Theilnahme an 
dem Aufstandsversnche des 19. August 1820 an Frankreich 
auslieferte.'^) Selbst Russland verweigerte in einzelnen Fällen 
die Auslieferung, so 1756, allerdings nur infolge der energisclien 
Intercession Friedl ich 11. die von Schweden verlangte Auslieferung 
des Grafen von Hordt. (Moser, Versuch, B. 9, C. 3, §. 4 [VI. 
466] und Prov6 Kluit p. 63.) 

Den angeführten* Fräcedenzfällen filr Auslieferung wie für 
Nichtauslieferung wegen politischer Delicte Hessen sich, auch bei 
nur flüchtiger Duichforschung der Geschiciiie der letzten Jahr- 
hunderte, sicherlich noch sehr viele anreihen. Aber es hätte 
dies keinen juristischen Werth, Ein Grundsatz Hesse sich aus 
ihnen nicht abstrahiren. 

Nach den Stürmen der französischen Bevolution suchten die 
tonangebenden Regierungen des europäischen Continent^s noch 
eine Zeit lang der Auslieferung wegen politischer Delicte sich 

^) Clarke p. 20. 

^) Details über das VeT&hren nach Burnet's eigener Erz&hlang bei 
Clarke p. 2\ f. 

^) Güntlier, Europäisches Völkerrecht in Frie(ien-5zeiten (1792) TT. 'Ml. 
*) Le Clercq (Siegenbeck), De transfugia reddendis, Lejdenl823, p. 43. 
Elttit p. 24 und 8ö. 
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als eines Mittels zu bedienen, nm sich gegenseitig vor Angriffen 
zu schützen. Bald aber sahen sie sich doch dnrch die Erinnenmg 
an die Revolution und die ihr folgenden Kriege, welche die legi- 
timen D^Tiastieen von lialb Europa iii's Exil getrieben und ihre 
Anliänger in die Nothwendigkeit versetzt hatten, gegen die Ver- 
folgung von Seite der neuen Regierungen ein Asyl im Auslände 
zu suchen, bestimmt, sich mit dem Gedanken des politischen 
Asykechtes als eines ydlkerrechtlichen Prindpes vertraut zu 
machen. Schon etwas früher klingt dieser Gedanke in England in 
einer berühmten Rede Sir James Mackintoslf vom I.März 1815 
gegen die Auslieferung spanischer ^lüditiiuge durch den Gouver- 
neur von Gibraltar (Lewis, p. 46) an und findet in einer von 
Beach Lawrence (Commentaire IV, 378) mitgetheilten Note 
Cannings von 1825 seinen präcisen Ausdruck und in der noch 
in demselben Jahre erfolgten Verweigerung der Auslieferung 
eines an dem St. Petei'sbur^er Aufstände betheiligten Individuums 
an Russland ^) seine praktische Verwirklichung. Ebenso ver- 
weigerte die B^ierung des vereinigten Königreiches der Nieder- 
lande Spanien die Auslieferung mehrerer, politischer Delicte he^ 
schuldigter Personen.^ 

Der erste Schriftsteller, welcher auf dem Continente grund- 
sätzlich und mit aller Entscliicdenbeit die Auslieferung wegen 
politischer Verbrechen verwarf, dürfte 1829 Pro v6 Kluit gewesen 
sein.^) (Vgh insbesondere S. 79£ a. a. 0.) Sein Verdienst wird 
dadurch nicht geschmälert, dass er die fUr seine Zeit gewiss 



^) Billot P.10S, Teiehmann, Be7ue XL 480. Ih der Canrespondence 
respeeting the expulsioii of certain Cuban leftigeefl ttom. Gilmdtar, preeented 
to Parliament DecembwlSSS, p. 71 wird eine Instraction für den Gonyemeiir 

von Gibraltar ddo. 1. October 1831 angef&hjrt, kraft weleher Spanier, die in 
politische Schmengkeitm mit üurerBegienmg verwickelt sind, aus 4er Festung 

Gibraltar nicht ausgewiesen werden dürf«i. 

-) Provö Kluit p. 83. 

•*) Nach R. V. Mehl a. a. 0. (178 wäre der wahre Verfasser dieser 
nur nnter dem Nann-n das Doctoranden Heinrich Provo Kluit veröffentlichten 
Inauguraldissertation der Amsterdamer Professor V. den Tex. Noch 1823 
hatte Le Clercq in seiner oben S. 31 citirten Disaertation die Sonderstellung 
der politiadien Verbrechen t01% ignoiirt. Vgl. die nur von unzufriedenen 
Emigranten handelnden AuafOhrnngea desselben p. 3. 
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unrichtio^e und mit seinen weiteren eiprenen Angaben nicht zu- 
sammenstimmende Behauptung aul'stellt: Uuiverse tarnen civitates 
ejusmodi „politicis criminibus accttsatomm'' profugoramdeditionem 
recusare solent. Eine feststehende Praxis gab es im Jalire 1829 
hinsichtlich dieser Frage noch in keinem europäischen Staate. 
Während de Bonald^) schon 1802 die Auslieferung we^en poli- 
tischer Delicte vcrurtheilt hatte, dachten ein 1 lerenniuni später 
zwei tonan^rebende französische Crini inalisten, Caruot 1812 -) und 
Legraverend 1816,^) nicht im entferntesten daran, die Aus- 
lieferung anf gemeine Verbrechen zn beschränken. In Deutsch- 
land klingt, offenbar als Nachwirkung der Napoleonischen Wirren, 
der Gedanke der Nichtausliefei un^ wegen politischer \'eibrechen 
m. W. zuerst bei Schmalz, Europ. Völkerrecht, 1817 an: „W er 
im Eifer der Gerechtigkeit wünschen möchte, dass die Pflicht 
der Auslieferung solcher Verbrecher, die die gemeine Sicherheit 
stören, allgemein anerkannt werden möge, der bedenke auch, 
dass politische Ungerechtigkeit dann auch unschuldig verfolgte 
Männer aus ihren Zutiuclitsorten reissen konnte und so der Frei- 
heit und Unschuld das letzte traurige Mittel geraubt würde: die 
Flucht." Auch Tittmann in seinem Handbuche der Strafreclits- 
wissenschaft und der deutschenStrafgesetzkunde (2. Aufl.) 1822 Th.I, 
§. 32 sagt, dass „wegen bloss unkluger oder anzüglicher Aeusse- 
rungen gegen das politische System eines (fremden) Staates oder 
gegen öiFentliche Einrichtungen desselben n. s. f. eine Auslieferung ' 
so leicht nicht stattfindet." Trotzdem blieb es Frankreich vor- 
behalten, die Nichtauslieferung wegen politischer Verbrechen als 
' einen Grundsatz der praktischen Politik und des praktischen 
Bechtes zu verwirklichen. Es geschah dies unter der Begierung 
eines Königs, welcher den grössten Theil seines Lebens im £xil 
verbracht, welcher das Asykecht beider Hemisphären genossen 

') Legislation primitive L. II. ch. 17, §. 6 (T. II. p. 106) „L'extndition 
ne doit paa 6tre accordöe pour des d^lits locanx et poMques, et ei le droit 
d'asile n'est pas attach^ aux temples, rUniTen ender est nn temple pour 

rhomme infortuu6.'* 

-) De l'iQfltiiiction criminellel. p. 53: „Lorsqu'il s'agit d'nn crime d'Etat, 
l'extradition nc se refnse jamais, si le*^ pnissancos iie sont pas en gueire.'* 

^) Traitö de la legislation criminelle en Jb'rance I. p. 8u. 
Lammasob, Das Recht der Auslieferang. 3 
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— ab- 
hatte.') Aber schon vor der Julirevolution hatte der Anerken- 

mmg- des (4nindsatzes der Nichtauslieferuiio: wegen politisclier 
Delicte, weil mehr al^ seine Vorkäuipfer in Parlament nnd Presse, 
Benjamin Constant und der „Coustitutionel'', ein schnöder Miss- 
braach des Vertraaens, dessen sich die neapolitanische Regierung 
schuldig gemacht, vorgearbeitet Ein neapolitanischer Officier^ 
Antonio Galotti, war zu den Carbonaris tibergetreten und hatte 
sicli an der Revulutiuu des Jalires 1820 betlieüis^t. Nach Wieder- 
herstellung der bourbonischen Maclit in ( (intmnaciani ziuu Tode 
verurtheilt, fliiclitete er nach Corsica. Der neapolitanisclie Ge- 
sandte in Paris, Prinz Oasteldala» ersuchte um die Auslieferung 
Qalottis wegen Diebstahl und Körperverletzung, indem er auf 
Verlangen der französischen Regierung eine ausdrückliche Er- 
klärung abgab, dass die Galott i zur Last gelegten Thaten keinen 
politischen Charakter an sich trügen. Mit Rücksicht daiaiif 
wurde die Auslieferung gewährt, diese Gewährung aber sotort, 
noch bevor Galotti nach Neapel zurückgebracht worden, auf die 
Nachricht, dass trotz der Versicherung des Gesandten die ihm 
zur Last fallenden Verbrechen in Wahrheit solche von durchaus 
liolitischer Natur seien, widenufen. Die ( 'untreordre aber ver- 
mochte das Schill, auf welchem Galotti nach Neapel zurück- 
gebracht wurde, nicht mehr auf See zu erreichen. Nachdem er 
bereits in der Gewalt der neapolitanischen Regierung war, ver- 
^ weigerte diese seine Restitution. Aber das Ministerium Martignac 
verschatfte, durch eine Interpellation in der Kammer am 9. Juli 
1829 gedrängt, seiner Kiirdernno- durch Kntsendung von Krieg>- 
schüfen in die neapolitanischen Gewässer solchen Nachdruck, 
dass die neapolitanische Regierung sich mit der Verurtheilung 
Galotti's zu zehnjähriger Deportation begnügte. (14. October 
1829.) 

Selbst das Ministerium Puliguac Hess iiiclit ab, sich für eine 
Milderung des Loses Galotti's zu verwenden nnd eiullicli, im 
October 1830, gelang es der Eegieriing Ludwig Philipps, die 

') Zu allgemein alwr i**t es. weon Hoseus a. a. O. S. KUH sagt. da.-5.^ 
der Grundsatz der Nichtauslieteruiiii^ wegeu poUtiacher Verbrechen überhaupt 
ent YQU 1830 ^tire. 
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Freilassung Galotti's zu erwii keii. ^ ) Die Erfahrungen des Falles 
üalotti mögen es wohl gewesen sein, welche die französische 
Begierung anmittelbar nach der Jnlirevolntion, noch in der ersten 
Hälfte des Jahres 1831, zu dem fibereilten, sonst unbegreiflichen 
Entschlüsse bestimmt hatten, in Znknnft Ansliefening flüchtiger 
Verbrecher gTundsätzlich weder zu verlangen noch zu i^ewäliren 
uud in i?'ülge dieses Entschlusses zunächst den mit der Schweiz 
bestehenden AuslieferungSTertrag zu kündigen.-) 

Doch bald erkannte die französische Kegiemng das.Un- 
yemfinftige einer völligen Vei'werfnng des Rechtsinstitutes der 
Auslieferung und machte in dieser Erkenntnis der Schweiz den 
Vorsclilag, aus der Liste jener Verbrechen, wegen welcher beide 
Theile nach dem Vertrage vom 18. Juli 1828 (s. oben S. W) 
verpflichtet waren, sich Auslieferung zuzugestehen, die crimes 
contre la süretö de TEtat zu streichen, im übrigen aber den 
gedachten Vertrag wieder in Kraft zu setzen (5. Juni 1832). 
Dieser Vorschlag wurde denn auch von dem schweizerischen 
Bund»'sdirectorium anc^enomraen und der neue, dem französii>chen 
Antrage gemäss abgelasste Vertrag trat am 30. September 1833 
in Wirksamkeit.^) 

> Nestor rn-itt ü Bericht im Report trom tlic Select tommittee mi 
Extradition 1868, p. 161; vgl. Mr. Stansfeld^ä minder genaue Erzählung 
des Falles im Report, qn. 1332. 

s) Uangin, Traitä de Tactlou publique et de Tactioii ciTile en mati^ 
criminelle, No. 74 (L p.l44 der Aufgabe tob 1837).- Nach Serusier, Eiamea 
da projet de loi aar Textraditioii, Paris 1880, p. 9 ist der betreffende Besehlnss 
des Ministerrathes noch im Februar 1831 gefasst und am 8. AprU 1831 ?om 
Minister der auswärtigen Angdegenheiten Sebastian! (wie es scheint den 
französischen Oesaiidtcn hei jenen Mächten, mit welchen Frankreich Aus- 
heferuugsveiträii^e liatte) niitgetheilt worrlen. Der wahrscheinliche Zusammen- 
han^j dieses Beschlusses mit «Icr Alfaiic (ialotti wird aher auch von Sernzif»r 
iiiclit berührt, sodass auch nach seiner Darstellung der Vorgang unerklärt 
bleibt. 

") Vgl. die swiBchen dem franzSsiflchen Oesaadten in der Schweis and 
dem Bundesdlrectoiinm au^etaasebten Deklarationen bei Billot, p. 109 f. 
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IV. 



Weiterentwicklung nnd Verbreitung des Grund- 
satzes seit 1830. 



Die Streichung der politischen Delictc aus der Liste der- 
jenigen, wegen welcher nach bestehenden Verti-ägen Auslieferimg 
gewährt werden sollte nnd die Anslassnng derselben aus der 
Aufzählung^ der Auslieferongsdelicte in neu abgeschlossenen Ver- 
trägen') genügte für den t'all, dass dem von einem fremden 

^) Meines Wissens besteht uii'geuds mehr ein Vertrag' in Kecktskraft, 
welcher Hochvcvrath oder ein sonstiges specißsch politisclies Delict unter den 
Auslieferungsdelicten nennen würde, es wftre denn der von Naumann m 
seinem Anftfttze in der Bevue de droit intanuttional II. 179 erw&hnte 
däniseh^sehwedische Vertrag Ton 1823, dessen jedoch Goos, Den danske 
Strafferet, Kj$benhavn 1878, II. 126, nicht gedenkt, weshalb ich glauben 
möchte, dass er seither ausser Kraft gesetzt worden ist. JedenÜBkUs ist auch 
im Verhältnisse dieser beiden Staaten nach Naumaun's Zeugnisse selbst die 
AusUefernng wegen TTochverrathes längst unpraktisch gf^wordpn. Alle gelten- 
den AusIiefemnsrsTerträire sehliessen also die speeihsi Ii ixilitiächen Delicte 
wenigstens stillschweigend von der Aualieferung aus. KI»eiiso sind die be- 
sonderen Standesdelicte der Beamteten aus der Liste der Aiuslieferuugsverbrechen 
ausgeschlossen. Wenn aber ein Beamteter im Amte eine That verttbt, welche 
«ach an einem Niditbeamteten strafbar wKre, so unterliegt w wegen dersdben 
der AnsUeüBrung sowie jeder andere Thftter. Eine Ausnahme hiervon statuirt 
der belgiscli -italienische Vertrag Art. II. No. 10 hinsichtlich der Attentate 
auf die individuelle Freiheit und die TTnverletzlichkeit des Hausrechtes, indem 
et wegen dieser Beliote aur Ausliefemn^r nur dann verpflichtet, wenn dieselben 
von Privatpersonen (par des particuliers) verübt wurdon. Die weitaus über- 
wice:eiidu Mebr/.ahl der Verträfi(! sehliesst die Anwendbarkeit derselben ;uit poli- 
tische Delicte übrig-ens aus druck lieh aus. M. W. gilt das Gegentheil nur von 
einigen älteren Vertragen der Vereinigten Staaten von Nordamerika 
(so von dem mit Oesterreich von 1856, mit Grossbritannien von 1842, mit 
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Staate requirirten Indiyidanm nur ein politisches Verbrechen znr 

Last srelegt war; sie schloss aber die Auslieferimj^ dessen nicht 
aus, der in idealer oder in materieller Concurrenz neben einem 
politischen auch noch eines anderen, zur Auslieferung verpflichten- 
den Verbrechens beschuldigt wird. Um nun der Gefahr vor- 
znbeugen, dass ein flüchtiger politischer Gegner, wie im Falle 
GaUotti's, eines gemeinen Verbrechens fitlsehlieh heschnldigt 
werde, um auf Grund dieser Beschnldisfunof seine Auslieferung 
zugestanden zu erhalten und den Ausgclieferteu dann \ve«i:en des 
ihm in Wahrheit allein zur Last fallenden politischen Verbrechens 
zu verfolgen, nahm Belgien in sein Gesetz vom l.Oetober 1833 
nnter die Bedingungen, unter welchen Aualieferungsverträge ab- 
geschlossen und einzelne Auslieferungen zugestanden werden 
dürfen, auch die Clausel auf: 11 sera expressement stipule, que 
Tetranger ne pourra etre poursuivi ou puni pour aucuu d^lit 
politique ant^heur k Textradition ni pour ancun fait conneze h 
nn semblable d^lit,^) ein Clausel, welche sofort auch in dem 
französisch-belgischen Auslieferungsvertrage vom 22. Novem- 
ber 1834 Aufnahme fand.-) Doch auch diese Clausel schien nicht 
für alle Eventualitäten auszureichen. Wälirend sie dem requi- 
rirenden Staate das Recht, den Ausgelieferten wegen eines mit 
dem gemeinen Delicto realiter concurrirenden politischen Ver- 
brechens zu verfolgen, geradezu absprach, liess sie es zweifelhaft, 
ob nicht der requirirte Staat in jenen Fällen, in welchen ein 
gemeines und ein politisches ^'erbrechen idealiter concurrirten 
(wie wenn ein gemeines Verbrechen als Mittel zur Ausübung 

Preussen von 1852, mit T^aieni von 1853\ von den Verträgen Dänemarks 
mit Russlaud von 1860 und mit den Niederlanden von 1877 (Goos, den 
danske Strafferet II. 126), von dem 18G0 oiieuerten Vertrag Buaslands 
mit Schweden (vgl. Naumann in der BeTne de dr, intern. II. 179, Teich- 
mann a. a. 0. XL 479, Stieglitz, Etnde sar Textradition, Paris 1S73, p.91 
und Calvo II. §.1247), dessen die Erläntaungen wm Entw. eines russischen 
St.6. B. S. 55 übrigens nicht gedenken. 

Goddyn et ^fabiel.^, Le droit criminei beige an point devue inter- 
national, Briixelles 1880, p. 2m. 

-s Billot i>. III; der titirte Artikel des belgischen Au.«ilieferungsgesetzes 
von 18;);] bleibt auch nach dem neuen AuslielVnincrsgesetze vom 15. März 1874 
(Goddyu et Mahieis p. 26» fi.) Art. 12 in Kraft. 
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eines politischen Yerbrecliens unternommen worden war), dennoch 
zur Ansliefernng verpflichtet sei, da ja jenes gemeine Verbrechen, 

dessen Merkmale die Tliat ebensowohl an sich trug, als die des 
von der Auslieferung ausgenommenen politischen Verbrechens, 
zur Auslieferung verpflichtete.^) Auch dieser Zweifel wurde da- 
durch abgeschnitten, dass man der oben erwähnten Clausel die 
andere voranschickte: Les crimes et d6Iita politiques sont ex- 
cept6s de la präsente Convention, denn diese Clausel konnte mit 
Rücksicht darauf, dass specifisch politisdie Delicte ohnedies in 
den Verträgen nicht aulgezählt werden und der Grundsatz gilt, 
dass nur wegen der aufgezählten Delicte die Auslieferung gewählt 
werden müsse, keinen anderen Sinn haben, als den, dass, wenn 
ein Delict, welches in der Liste derjenigen enthalten ist, 
die zur Auslieferuni^ verpflichten, im einzelnen Falle 
sich nach Auffassung des requirirten Staates als ein 
politisches darstellt, der requirirte Staat trotzdem zur Aus- 
lieferung nicht verbunden ist. Diese vervollständigte Clausel 
findet sich m. W. zuerst im franzdsisch-sardinischen Ver- 
trage vom 23. Mai 1838 (Billot p. III), aus welchem sie, im 
Wesen unverändert, in die Mehi-zahl aller seither abgeschlossenen 
Verträge überging. Als Grundsatz für die Abschliessung künftiger 
Verträge findet sie sich im englischen Gesetze von 1870, 33 
a. 34. Vict c 52^), in dem von M. Dufaure dem französischen 
Senate vorgelegten Entwürfe eines Auslieferungsgesetzes ^)^) und 

Ueber die Begriffe der realen und Idealen Concurrenz vgl. unten S. 66 ff. 
-) Sect 3, P A fiigitive crinuBal shall not be eumndered, if the offence 
in respect of whicL bis surrender ib demanded ia one of a political charact^, 
or if be prove to the satisfaction of tbe policemagiatrate orthe coart, before 

whom he is brought on babeas corpus, or the Secretar>' of State, tbat tiie 
requisition for his surrender has in fact been niade with a view to trj' or 
liuiiisli him for an olfence of a politicul cliaraeter. 2*^ A fugitive criminal 
shaU not be surrendered to a loreigu State, unless iirovi^iion is inado In' tho 
law of that State, or by arrangement . tliat the fugitive crimiiial ^Uall not, 
until he has been rtütored or had an ui>i>ortunity of retuming to Her Majesty's 
dominions, be detamed or tried in that foreigu State for any offence com- 
mitted prior to his surrender other tban the extradition crime proved by tbe 
facta on wbicb tbe surrender is grotinded, 

^) Journal ofiSciel de la r§publique fran^aise, 16. mai 1878. 

*) Als eine DirectiTe für die Entscheidung der einzelnen FftUe eines 
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in dem Entwürfe eines St. G. B. für Italien.^) Hingegen wurde 

die Aufnalime eines allf;emeinen Satzes, dass Avegen politischer 
Delicte eine Auslieferuiiirspfliclit nicht übernommen werden dürfe, 
abgelehnt bei dei- P>f'rat liuiig des niederländischen Auslieferungs- 
gesetzes vom 6. April 1875/-) 

Die conservativen Mächte Centi'aleuropas haben der Aus- 
schliessung politischer Delicte von der Auslieferung zwar eine 
Zeit laiiü widerstrebt, aber nach 1848 ilu-en Widerstand alhnälig 
aufgegeben. ') 

Für die Staaten des deutschen Bundes hatten die 
Bundesbeschlüsse vom 5. Juli 1832 und vom 18. August 183d 
die Ausliefeimg derjenigen, welche der Im Auslande erfolgten Yer- 
übnng eines politischen Verbrechens gegen einen Bundesstaat 

beziclitiirt wurden, zur Friicht gemacht, lai Verhältnisse zwischen 
Oesierreich und Deutschland ist diese Verpflichtung durch die 
Auflösung des deutschen Bundes hinfällig geworden.*) 

Im Verhältnisse der deutschen Staaten unter einander traten 
zunächst vorübergehend die Normen des Rechtshilfegesetzes 
vom 21. Juni 1869 §. 25 in Kraft, bis infolge der Scliaffung 
eines einlieitlicheu Strafgesetzes füi* das deutsche Reich und 

Ausliefefungsbegdiireiu findet sich der Grundsatz bereits in dem CireiilKr des 
Jnstizministers Martin du Nord an die Geneialprocuiatoren vom 5. April 1841 
§. 2 (bei Billot p. 417). 

Art. 9, §. 2 des Entwurfes Vigliani (1874) uml, wörtlich über- 
eiustimineml, derselbe Artikel des Eutwnrfes Maiiciiii (187ß): L'estradizione dello 
straniero non piif'i essere w ofFcrta m- rnnsentita sc non iier ordine del jfjoveruo 
Uel re c •mu < iniit ammesm iter rmto puUticonr per faili atunefisi t"! yuedesimo. 

-) Cohiuck 'Lief's tiu^f a.a.O. p. H ff. lu Zusammenhang damit steht 
es auch, dass die Niederlande auch in neuerer Zeit noch Auslieferungsverträge 
abgeschlossen hab^, in welchen die politischen Oeliete nicht ausdrücklich 
ausg^ommen sind. 

*) InstructiT für ihre AufTaasungen sind ein mit vielem Talente ge> 
schriebener Artikel im „Oesterreichischen Beobachter'' No. 86 von 1824 und 
die Darstellunj^ v. Kamptz* in .seinen Jahrbüchern für preussische GcHefz- 
gebung XXIV. (18241 S. 90 ff. (an welchem Orte S. 94 ff. auch der eben 
erwähnte Artikel des ,,Oe«äte!T. Beobachters" sich abpfpflnirkt fiiiflpt). 

^1 Vo^l. hierüber den Kiluss des österreichi.scheu .Ju.stiisiuinisteriums vom 
7. Deeember 1670, Z. 14L"j8 bei Starr, die Reohtshilfe in Oesterreich gegen- 
über dem Auslande, 279 und auch Hetzer, deutsche Auslieferungsverträge 
S. 1 und 89. 
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später einer einheitlichen Strafprocessordnnng auf alle im deut- 
schen Beiche verübten Verbrechen, also anch anf die politischen, 
die allgemeinen Grundsätze ttber im Inlande yerfibte Verbrechen 

iü An wen dun q: kamen, wodurch die Frage nach Auslieferung oder 
Nichtauslielcruug wegen derselben von selbst enttiel. Der 
letzte Fall einer Anwendung des oben erwähnten Bnndestags- 
beschlusses ist vielleicht die Anslieferang des Grafen T^leki von 
Sachsen an Oesterreich gewesen (21. December 1860).*) 

Ebenso ist die anf den Mftnchengräzer Beschlüssen be- 
ruhende Vereinbarung zwischen Oesterreich, Preussen und 
Rnssland über gegenseitige Auslieferung der eines Hochverrathes, 
einer Majestätsbeleidigung oder der bewaffneten Empörung wider 
eine der drei Machte beschuldigten Individuen (in Oesterreich 
kundgemacht durch das Patent vom 4 Jänner 1834 No. 2637 
J. G. S., in Preussen dnrch das vom 15. März 1834 G.S. S.21) 
wohl scliou dnrch längere Zeit unpraktisch gewesen'*), als sie im 
Verhältnisse Oesterreichs zu Russland noch durch den Aus- 
lieferungsvertrag von 1874 Art. 4 ausdrücklich aufgehoben wurde. 

Noch im August 1849 haben Oesterreich und Bussland 
anf Grund der Vei-träge von Passarowitz (1718), Beigrad (1739) 
und Sistowa (1793) bez. von Kutschuk-Kainardji (1774) von der 
Pforte die Auslieferung jeuer 5Ü0U österreichischen und l ussisehen 
ünterthanen, welche nach Niederwerfung des ungarischen Auf- 
standes sich auf türkisches Gebiet geflüchtet hatten, oder doch 
wenigstens die Auslieferung der Führer des ungarischen Aof- 
standes verlangt. Aber die Pforte weigerte sich, diesem Begehren 
Folge zu geben. In der That enthält der Vertrag von Kai- 
nardji Art. 2 nur die Verpflichtnng, diejenigen, welche sich nach 
Yer Übung eines Capitalverbrechens oder, nachdem sie sich eines 

^) Vgl. die Mtttivti zum Entwürfe des deutscheu Gericlitüverfa!»uiig:j- 
gesetxes §. 133 f. (§. 157 ff. des Gesetzes) und Hetzer a. a. 0. & 2. 

Vgl. Ott in seiner AttSgabe von Xlflber^s droit des gens, p.87 note; 
Beach Lawrence IV. 375 erwähnt dieses Falles unter dem irrigen Kamen 
Graf Felke. 

Für Preussen g:ilt dieser Vertrag als stillschweigend erloacheu; er ist 
auch in die officielle Sammlung der deutschen Auslieferungsverträge (Berlin, 
Decker, 187d) nicht aufg^ommai. Vgl Hetzer a. a. 0. S. 39 und 42. 
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Ungehorsams oder eines Hochverrathes schuldig gemacht« in d^ 
€tehiete des anderen Staates verberjOfen oder dort ein Asyl suchen 

wollten, entweder auszuliefern oder (doch offenbar nach Wahl 
des requirirten Staates) aus dem Zulluchtsstaate auszutreiben. 
Und die Verträge von PassarQwitz Art, 14 und Belgrad 
Art. 18, Verträge, welche eine ganz andere Stellung der Justiz 
voraussetzten, als sie ihr in der Mitte unseres Jahrhunderts 
zukam, indem sie offenbar ein Recht der Executive, ohne ein 
vorhergehendes Gesetz willkiirliclie Strafen zu verliängen, an- 
nahmen, bestimmten nur, dass die conti*ahireuden Mächte schlech- 
ten Menschen, rebellischen Unterthanen und Unzufriedenen keine 
Schlupfwinkel und keine Unterstützung gewähren dürfen, sondern 
dergleichen Mensehen ebenso wie alle Bäuher, mögen sie auch 
Unterthanen des anderen Staates sein, sobald sie solche auf ihrem 
Gebiete betreten, mit der verdienten Strafe belegen müssen.'') 

Da die Regierung der Pforte durch die entschiedene Haltung 
Englands und Frankreichs in ihrer Auffassung der Verträge be- 
8täi*kt wurde, gaben sich OesteiTeich und ßussland denn auch 
mit der Intemimng der Führer des Anfstandes in Kleinaslen 
zufrieden und verzichteten auf deren Auslieferung-.-) 

Im Laiue der Verhandlungen über diese Frage war es, dass 
Lord Palmerston in seinen identischen Noten an die britischen 
Botschafter in St. Petersburg und in Wien ddo. 6. October 1849 
sein berühmtes Yerdammungsurtheil über die Auslieferung wegen 
politischer Delicte fällte: If there is one rule, which more than 



„Maneat porro illicitiuu, futuris quoque temporibus receptaculum vel 
fornentum dare malis homiuibiis, r^llibus suMitia ant male contentis, sed 
c^ttsmodi bomines et omnee j^nedones, raptores, etiamsi alteritu partis aubditi 
aint, quoa in ditione aua deprebenderintt merito aupplicio afficere utraqiie para 
adstricta ait.** etc. Belgrader Frieden vom 18. September 1739 Art. 18 
(Wenk, Codex juris gentium I. 351). Auch Vesque r. Püttlingen, Hand- 
buch des in Oesterreich-Ungarn geltenden internationalen Privatrechts, Wien 
1878, S. 549, anerkennt, ebenso Avie Rtarr a. a. 0. S. welcher austVilirt, 
Oesterreich besitze mit der Türkei keinen Auslieferitnersrerrrae^. damit ganz be- 
stimmt, dass dieser Vertra.i; keine Ansliefoningsptlicht statnire. 

-) Ebenso hatte die Piorte schon 1718 lüe Aublieteruug dea jüngeren 
B&köcsy verweigert nnd nur deaaen Intemiruug zugestanden (Grones, Ge- 
schichte Oeatenreiehs IV. 120). 
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anotber has been observed in modeni times by all independent 
States, both ^eat and small, of the civilized world, it iB the rnle^ 

not to deiivoi up pulitical lefii^t es. uuless the State is boimd to 
(lo so bv t]ie positive oblio-ation^s of a treaty; and Her Älajesty's 
government believe that such treaty engfagements are few — if 
indeed any such exist. 'i']ie laws of hospitallty, the dictates Qf 
hnmanity, tbegeneral feelings of mankind, forbid such suirenders; 
and any independent Government, wbich of its own free will were 
to make such a surrender, would be deservedly and universally 
sstigmatized as derrradcd and dishoiioured.^) 

Allerdings lässt «ich nicht leugnen, dass jenes Anatliem, welches 
Palmerston mit diesen Worten über die Ansliefernng wegen poli- 
tischer Delicte in die Welt schlenderte, den damaligen Anschauungen 
der grossen Oontinentalmächte dnrcbans nicht entsprach. Aber der 
grosse britische Staatsmann ist mit diesem Ausspruche nur den 
Vorstellungen der Zeitgeuo.sseii vorausgeeilt. Seine These ist 
seither allerdings zu einem Axiom des Völkerrechtes geworden. 

Heutzutage anerkennen alle Staaten, dass Auslieferung nur 
wegen gemeiner Verbrechen pflichtmässig sei. Nur im Ver- 
hältnisse von Peru und Frankreich und im Verhältnisse 
von Italien und Sau iAlariiiu zu einander wäre es möglich, 
auch au eine Ausslieferuiig politischer Verbrecher 7A\ denken. 
Auffallender Weise verpflichtete sich nämlich nach dem Aus- 
lieferungsvertrage zwischen Frankreich und Peru vom 30. Sep- 
tember 1874 (publicirt in Frankreich am 22. Jänner 1876)-) 

Correspoud^ce respectiog refogeeB from Hungary within the Tuikish 
domittions preaented to Parliameiit Feliruiury 88^^ 1851, No. 19 and 20. 

Die Behauptung, dasa die öaterreietaiBche Regierung die Ausli^erung 

Kossuth's insbesondere deshalb verlangt habe, weil er des Diebstahls — der 
Tingarischen Kroniusiguien verdächtig sei (V^rl. Report on extradition qu. 493 
und Kenaul t, Crimes politiques p. 1(>, der, wohl in irriy'er UebersotTrnnir des 
enirliffliPn Terminus reiralia of the <*rown of Huufriiiy. vun einer r»]»] ' >i.ri;'f ion 
fraiululeuse ik's levenus de la couronne de Hoiiiirie .spricht) fuidet in dieser 
Conespondeiu nicht den geringsten Beleg und es ist kaum anzunehmen, dass 
Talnierston sich ein so drastisches Argument für die mala fides des Begehrens 
der Terbttüdeteii Groasmftchte b&tte entgehen lassen, wenn dasselbe in den 
Tbatsachen begründet gewesen wftre. 

^ S. den Vertrag bei Fiore (ed. Antome) p. 894. 
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Art. IT. No. 23 die pernanische Begiernng' znr Auslieferung wegen 

evasion des iiidividiis transport^s ä la Giiyane on k la Nouvelle 
C'aiedonie, obwohl eiiir^e der neucaiedomsclieii ytralcoloiiieii, so 
die auf der Halbinsel Ducos, der ile des Pins und auf der ile 
Mar6 nach dem Gesetze vom 23. März 1872^) ausschliesslich 
zur Anfhahme der wegen politischer Delicte zur Deportation 
Yemrtheilten bestimmt sind. Allerdings enthält auch dieser 
Vertrag, Art. 7, die IJestiiiitiiinic»-: „Les criines et delits ijolitiqiies 
sont exceptes de la presente Convention." Aber kann man sagen, 
dass der wegen eines politischen Verbrechens Deportirte, indem 
er flüchtet, sich eines politischen Verbrechens schuldig macht? 
Enthält die Ausnahme des Art 7 daher eine Beschränkung des 
Art. 2, No. 23? Zweifelhaft scheint es auch zu sein, ob nicht 
der Auslieferungsvertrag Italiens mit der Republik von San 
Marino vom 4. Mai 1862 dahin interpretirt werden müsse, dass 
auch politische Delicte eine AusUefemngspflicht begründen;-) £s 
wäre dies mit Rucksicht auf die geographische und politische 
Lage San Marino^s ganz begreiflich. Abgesehen von diesem 
letzteren Falle wird selbst im Verhältnisse zwischen jenen Staaten, 
deren Auslieferun g-s vertrage die politisclien Delicte nidit aus- 
drücklich ausnehmen (s. oben S. H6 Anm.) eine Auslieferung 
wegen politischer Delicte nicht zugestanden werden. Und ebenso 
wii*d die Anordnung des §. 39 des österreichischen St. G. B. 
inbetrelf des obligatorischen Anerbietens der Auslieferung in 
Oesterreicli betretener auswärtiger Verbrecher allgemein nur 
unter der stillschweigenden Bescliränkung auf die Urheber nicht 
politischer Verbrechen verstanden.*') 

Was Oesterreich betrifiOb, so war der heute nicht mehr 
geltende Vertrag von 1853 mit Belgien der erste, welcher die 
politischen Delicte ausdrücklich ausnahm, während noch der 1852 
abgeschlossene, el)enläl]s ausser Kraft getretene Vertrag- mit den 
Niederlanden derselben nicht gedachte. Prenssen hingegen hatte 
schon früher, 1836 mit Belgien (y. Bar, Internationales Pnvatr 

Vgl. Ort Ol an, Elements de droit penal ed. 1875 II. p. 124 (No. 1523). 
2} Vgl. Arlia p. 21. 
•) Vesque y. Püttlingeu S. 618. 
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recht, S. 595» Anm. 11), 1845 mit Frankreich, 1850 mit den 
Niederlanden, Verträge abgeschlossen, in welchen die politischen 

Delicte ausdrücklich ausgenommen wurden.^) Viul so üudet sicli 
eine, die politischen Delicte ausschliessende Clausel in allen vom 
deutschen K ei che abgeschlossenen Verträgen, in allen gelten- 
den österreichischen und englischen Verträgen mit Aus- 
nahme jener mit den Vereinigten Staaten von Nordamerika, in 
allen belgischen, in allen in Kraft stehenden italienischen 
Verträgen mit Ausiialime dessen mit China und in allen gelten- 
den französischen, ausgeuommen jene mit China, Siam, Annam 
und dem Howastaate auf Madagascar. Die Auslassung in d^ 
letztgedachten Verträgen hat wohl nur den Grund, dass den he* 
treffenden Regierungen der Sinn dieser Clausel kaum wäre ver- 
ständlich zu machen gewesen. Fiore und Antoine-) stimmen 
denn auch darin überein, dass Italien und Frankreich den ^re- 
nannten ätaaten die Auslieferung politischer Flucht Jiuge ebenso 
verweigern würden, wie dies England China gegenüber gethan, 
obwohl der Vertrag von Tientsin eine Ausnahme der politischen 
Delicte ebenfalls nicht enthält. So ist denn die Ausschliessung 
der politischen Delicte aus der Zahl jener, wegen welcher Aus- 
lieferung stattfindet, heutzutage unbestreitbar gemeines ßecht 
aller civilisirten Völker.") 

■) Vergl. die lieidcii Ictztereu Vertrüge iu der amtlichen Sammlung 
der deutschen Auslieferungsverträge (Berhn, Decker, 1875) S. 96 und 109. 
Der Vertrag mit Belgien ist durch den Abschlun des AoflliefenuigsTertrages 
zwiselien Belgien und dem deutsehen Beieh 6.vauet Kraft getreten. 

^) Flore, Trait£ de droit p6nel international et de Textnidition, traduit 
pta C\\. Antoine No. 400, nntc 2 und 2 bis. 

^) Da88 wegen poHtischer Delicte Auslieferung nicht stattfinde, ist auch 
in der Theorie »Ifs Völkerrechtes allgemein anerkannt. Dollmann stand mit 
seiner Ansicht, dass der in Rede stehende Grundsatz weder juristisLli noch 
politi<!ch gerechtfertig-t sei, (StaatHworterbuch v. Eluutschli und Brater X. 
verb: „AusUeferuug") bis vor kurzem ganz vereinzelt da. 
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V. 

Neuerliclie Opposition gegen den Grundsatz. 



In nevester Zeit ist in Folge einiger uneiträglicher Conse^ 
qnenzen des Grundsatzes der Nichtausliefemng wegen politischer 

Delicte, auf welche wir weiter unten ausAuIass eines Vorschlag-es 
zu ihrer Abhilfe zu si^reclien kommen werden, eine rückläufige 
Bewegung gegen ihn eingetreten. So berechtigt dieselbe insoweit 
ist, als sie einige, die Gferechtigkeit verletzende Folgerungen ans 
diesem Grundsätze abznsclindden sncht, sdieint sie mir doch 
darin in einer Tänschung befangen, dass sie von der Möglichkeit 
träumt, in absehbaicr Zukunft die Auslieferung wegen politischer 
Ueiicte grundsätzlich zugestehen zu können. Für zwei offenbar 
sehr verschiedene Verfassungsformen hegen Mailfer^) und Ber- 
nard a. a. 0. IL 250 ff. diese Holäinng. Beide Schriftsteller 
sehen vor sich eine sonnenhelle Zukunft des Menschengeschlechtes, 
in welcher die Leidenschaften der Regierten und der Regieren- 
den so abgeklärt sind, dass zu jenem Misstrauen, aus welchem 
der Grundsatz der Nichtauslieferung politischer Verbrecher ent- 
standen, fürderhin kein Anlass wäre.^) Der alte Traum vom 
ewigen Frieden! Aber 

Ich kenne H ailfer*8 Werk De la d^ocntie dans ses fapports avec 
le droit international 1875 nur aus den Ci taten bei Bernard und Weiss, 
Etnde sur les conditions de l'extradition, Paris 1880, p. 148. 

-) Audi Berner, Wirkungskrci«? des Straf^^'Sct:zc.-^ S. 192 und Teich- 
mauu. Kevue de dr. intern. XI. ölG neigen dieser Au."^chauung zu. Ebeusu 
unter den Deutschen v. Liszt. a. a. O. S. 65 u. 74 und Stenglein, Verh. 
des XVI. deutschen Juristeutages II. 6.311. Vgl. dagegen Kenault, Crimeiä 
politiques p. 12 f. 
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Die WeU^geschichte spottet jener Sagen 

Der blassen Friedensdicliter, dass ein Hirt 

In ferner Zeit, in blauen Zukunftstag:en 

Ein Schwert, versteckt in Rosen tiinlpii wird, 

Ein bliitlmniraiikteR. wunderliches Eisen, 

Nur fiist zu schwer für eine Meiisehenhand, 

Dess' einst'ger Zweck und Nutz' sogar den Weisen, 

Den Aeltesten im Volke unbekannt. 

So lang des Zeiten Webstuhls Arme weben, 

So lang die Menschheit lebt von Pol zu Pol, 

'Öleiht Tranerspiel das grosse Völkerleben 

Und hat ein Schwert znm ewigen Symbol! 

(Alfred Meissner.) 

Es ist begreiflirli, dass Autoren, welche der Auffassung 
zuneigen, dass der iSatz, wegen politischer Delicte ünde Aus- 
lieferuug nicht statt, nur in vorübergehenden Verhältnissen und 
Anschauiingen wurzle, darnach streben, diesen Satz, so lange er 
noch gilt, in seiner Anwendung möglichst einzuschränken. Nun 
lässt es sich freilieh nicht leugnen, dass dieser Satz, wie so 
iiiaucber andere des modernen Staatsrechtes, dadurch dass lUtiii 
Ilm als Axiom behandelte und von seinen Gründen loslöste, in 
seiner Anwendung oft überspannt ^rurde. 

Im allgeineinen belialten zwar die im ersten Capitel ent- 
wickelten Gründe tür die Ausschliessung der politischen Delicte 
ans der lieihe jener, wegen welcher ausgeliefert wird, ihre Kraft 
auch dann, wenn der in Bede stehende Angriff auf die politischen 
Institutionen eines fremden Staates durch solche Thätigkeiten 
verwirkliclit wui'de, welche sclion an und für sich, abgoselien 
von dem politisch destructiven Zwecke, von den Strafgesetzen 
verpönt sind. Ein politischer Kampf wii-d eben seiner Natur 
nach, wenn er einen Erfolg emstlich anstrebt, in aller ßegel 
nicht bloss mit Beden und Schriften gefuhrt werden können. 

»Von der Stndiei'Stube oder von dem Bankettsaale aus werden 
nur ausnahmsweise Throne gestürzt oder Verfassungen geändert 
und ohne ein paar gebrochene Spiegelscheiben oder eingeschlagene 
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Schädel pflegt's dabei nicht abzugehen.*' Schon F. Helie hat 
(Trait6 de rinstruction criminelle 1846, II. p. 688 f.) darauf liin- 
gewiesen, dass auch in diesen Fällen die That nicht mit jener 
unwandelbaren Verwerflichkeit behaltet ist, welclie den Tliäter 
für alle Nationen proscribirt» dass das politische Element, ohne 
sie zu entschuldigen, ihre Tragweite und ihre Gefahren (für den 
Zufluchtsstaat) yermlndert, dass auch in diesem FaUe dieselbe 
Unsicherheit wie in dem eines rein politischen Delictes den '1 liat- 
bestaiul verdimkelt, dieselbe I.oidenschaftlichkeit die Justiz (des 
requinreuden Staates) verdächtig erscheinen lässt.^) 

Wenn es sich um Hissethaten von besonderer Schwere 
handelt, schaudei*t das moderne Bewusstsein vor dem Qedanken 
zurück, als könnte vielleicht die Rücksicht auf den der 
l^iUigung- und iJewiindenuig- würdigen letzten Zweck der That 
ihren Urheber vor der Strafe schützen, die er für das von ihm 
angewendete Mittel verdient. Dieser Scliauder ist vielleicht der 
grösste Culturfortschritt seit der Zeit der Renaissance. Wohl 
gibt es auch jetzt noch einzelne hinter ihrer Zeit zurückgebliebene 
Individuen, welche dieses Oulturfortschrittes nicht theühaftig 
ge wurden. Aber kaum fassbar ist es uns lieute. dass Manner, . 
welche auf einem der edelsten Gebiete meuschücheu ötrebens 

0 T. Liszt ft. a. O. S. 74. Auch Ch. Brocher und Renault 

in ihren Referaten für das Institut de droit international .\imuaire 
1879—1880 I. p. 215 und 1881 p. 84) heben hervor, dass ein politisches Delict 
nur in den seltonstcii Fällen bloss politische und nicht auch andere Rechte 
verletzt oder geliilinler. 

-) In allerjiingister Zeit hat allerdings Bernard ganz vereinzelt den 
Satz aufgestellt, da^ss, solange nicht die von ihm angestrebte Einigung über 
ein Weltausliefenmgsrecht auf einem internationalen Congresse stattgefunden 
habe, jeder Staat berechtigt sei, Auslieferung derjenigen, welche sich nach 
seiner (des requirkenden Staates) Auffassang emes nicht politischen 
Delictes schuldig gemacht haben, von dem Zufluchtsstaate zu Terlangen 
(IL p. 265 ff.) und dass ihm dieses Recht auch insbesondere hinsichtlich der- 
jeuig-en zustehe, welche sich eines «gemeines Delictes zu politischen Zwecken 
bcili» iif liahen. {II. p. 272 ff. und 664). Es ist überflüssig ge*3:en einen Vor- 
sehlag zu polemisiren, welcher die RT^anmite geschichtliche Entwicklung des 
Rechtsin.-tirut( s gegen sich hat. Ueber die das pulitische Verbrechen nicht 
uniuittelbai berührenden „übereiiten" Beschlüsse des deutschen Juristentages 
vgl. V. Bar, Gerichtssaal 1883 S. 481 If. und Cieyer, Zeitschi', f. d. gebildete 
Welt UL 105 ff. 
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das Höchste geleistet haben, deren Innigkeit des Empflndungsp 
lebens noch nach Jahrhunderten aus jenen Werken bildender 

Kunst zu uns spricht, welche sie uns als das beste Erbiheü 
jener dunklen Zeiten liinterlassen, in Freundschaft leben konnten 
mit jenen italienischen Fürsten, an deren Thaten wir nur mit 
Schauder zu denken vermögen. Wie jener Genius, der den Typus 
des letzten Abendmahles geschaffen, im Dienste und in der 
Freundschaft Cesare Bor^iia's leben konnte, ist für uns eines der 
Rütli:;(jl der Welte^escliirlite, walireiid w.»lü .selbst der Meister 
der sixtinisclien Madonna kaum etwas Erstaunliclies daran ge- 
funden haben dürfte. Man muss sich aber hüten, diese Wand- 
lung der Anschauungen, diese Milderung der Gesinnungen zu 
Überschätzen. Die Gewaltthaten spielen auch im modernen Leben 
eine erste Rolle. Nur verlangt unser Kewusstseiii. soll es sie 
ertragen, Ottenheit ilirer VerÜbung. Wir veriutheileii den Mord, 
aber wir billigen mit aller Entsclüedenheit die Tödtung im Kriege 
und vermögen die im Duell nicht emstlich zu missbilligen. 

Und so missbilligt unser Beivusstsein auch Gewaltthaten un 
Bürgerkriege und im Ausstände, sofeme sie im offenen und ehr- 
lichen Kampfe erfolgen, nicht unbedingt. 

Deshalb kann auch das Reclit der uubetiieiiigteu Staaten die 
Urheber solcher Gewaltthaten nicht unterschiedslos als Verbrecher 
brandmarken, sondern es muss der Thatsache Bechnung tragen, 
dass die Völker sie oft als Erlöser und Märtyrer yerehren. Und 
so kommt es, dass die Beurtheilung politischer Verbrecher gegen 
fremde Staaten nicht bloss durch die Rücksicht auf die für das 
Strafrecht relevanten Qualitäten und Helationenihi'es Verhaltens, 
sondern auch durch die Bücksicht auf andere, ausserhalb des 
criminalistischen Thatbestandes liegende Umstände, auf die An- 
lässe, Motive und Zwecke der betreffenden Unternehmungen be- 
dingt ist. Es ist zwar allgemein anerkannt, dass derjenige, 
welcher im In lau de um der Erreichung eines politischen Zweckes 
im Auslande willen, jemanden ermordet, oder bestielilt, wegen 
Mordes oder Diebstahls verfolgt werden müsse. (Vgl. auch meine 
citirte Abhandlung in der Zeitschrift f. Strafrechtswissenschaft in 
p. 412.) 
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Daraus sclieint sich die Folsrerimg zu erg^eben, dass auch 
derjenige, der eine That dieser Art im Auslände verübt hat, 
entweder im Inlande bestraft oder vom Inlande aasgeliefert 
werden müsse. 

Wenn w aber die beiden Fälle näher mit einander ver- 
gleichen, so werden wir finden, dass sie keineswegs so völlig 

analog sind, als sie auf den ersten Blick scheinen. Der Um- 
stand, ob die That diesseits oder jenseits der Gränze ausgelülu't 
worden, ist zwar an und für sich für ihren strafrechtlichen Chai'akter 
vollkommen gleichgiltig. Nichtsdestoweniger werden sehr häufig 
durch diesen Umstand andere Umstände bedingt sein, von denen 
die rechtliche und politische Beurtheilung der That wesentlich 
beeinflusst wird. Ein politisches Delici, welches in einem an- 
deren Staate ausgeführt wird, als in jenem, in welchem der 
betreffende politische Zweck erreicht werden soll, wird in aller 
Regel die That eines Einzelnen sein. Ist das politische Delict 
aber eben dort verübt worden, wo es seine Wirknng haben soll, 
so kann es sein, dass eine mehr oder minder zalilreiclie Volks- 
masse an demselben betheiligt war. Während es undenkbar ist, 
dass ein französischer Bürgerkrieg oder auch nur ein gegen die 
französische Begiemng gerichteter Aufstand sich in Deutschland 
oder in Spanien ereigne; ist es ganz wohl mdglich, dass ein 
firamzösischer Staatsmann zu politischen Zwecken von einem 
politischen Gegner in Peru oder in Neu -Süd -Wales ermordet 
wii'd. 

Nun gelten aber die Gründe, welche es für einen unbe- 
theiligten Staat nnthunlich erscheinen lassen, zur Bestrafung der 
zu politischen Zwecken verübten gemeinen Delicte mitzuwirken, 
ganz vorwiegend von jenen Fällen, in welchen das betreffende 

Verbrechen nicht die That eines Einzelnen ist, sondern in welchen 
es mi Zusammenhange mit gi'ossen Volksbewegungen sieht, also 
von jenen Fällen, welche sich nur in dem angegri^t'enen Staate 
selbst ereignen können. 

So nothwendig es ist, einzelne Individuen, die durch Be- 
seitigung politisch wirksamer Personen, deren Thätigkeit sie für 

verderblich erachten, auf eigene Faust in den Gang der Welt- 
Lammasch, Das Recht der A;isliefcruug. 4 
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geschichte eingreifen wollen , mit allen Mitteln, unter anderen 

also auch mit dem <lpr Strafdrobuiif? von Seile iVtinder Staaten, 
von ihrem veruiesseiienliegiiiiien abzuhalten*), so bedenklich wäre 
es, wenn ein Staat den Grundsatz aufstellen woUte, jede gewalt- 
thätige politische Action in einem anderen Staate duixh die 
Verfolgung der an ihr Betheiligten als gemeiner Verbrecher za 
bekämpfen. 

Die Staaten, welche gegenüber eiuem iiitei natiuüalen Kriege 
befugt sind, neutral zu bleiben, d. h. sich der Entscheidung dar- 
über, welche der kriegführenden Mächte im Bechte sei, zn ent- 
halten, sind auch gegenüber einer revolutionären Bewegung in 
einem fremden Staate nicht verpflichtet, dieselbe ohne jede 
weitere Hücksicht als eine rechtswidrige zu behandeln. Nun 
könnte ein Staat aber nur denjenigen, der au einer seines Er- 
achtens um-echtmässigeu Keaction bez. EevolutioQ theilgenommen, 
wegen der bei Gelegenheit dieser Theilnahme verübten Gewalt- 
thaten bestrafen oder zur Bestrafimg überliefern. 

Wie unser Staat zur Zeit eines internationalen Krieges seiner 
Pflicht genügi. indem er Strafdrulumgen gegen XeuTialitätsbruch 
als legcö si)eciales erlässt-\ so genügt er auch seiner Pflicht 
zur Zeit innerer Unruhen in einem fremden Staate, wenn er eine 
lex specialis gegen die Theilnahme seiner Angehörigen an den- 
selben erlässt Hier wie dort würde er tLber das Maass seiner 
Verpflichtungen hinausgehen, wenn er die nnbefugten Theil- 
nehnier an solchen inneren Unruhen oder an einem solchen Kriege 
wegen der im Laute desselben von ihnen verübten Cjewaltthaten 
unter dem Titel gemeiner Verbrechen verfolgen wollte. 

Ebenso wenig wie es möglich ist, den Inländer, der frei- 
willig in einem internationalen Kriege, in welchen unser Staat 
nicht unmittelbar verwickelt ist, in die Armee der einen der 
kriegführenden Mächte eingetreten ibt, wegen der Tödtungen, Ver- 



') In der Zeitschrift f. Strafrechtswisseuscliaft III. 412 ff. habe ich den 
NachAveis zu erlniiiofeu versucht, dass die Bestimmnncren der mfistcn hente 
geltendeu Stra^esetze für den Schutz ausläudiächer Souveräue uicht aus* 
reichen. 

•) Vgl. Ztschr. f. Siralrechtswisseuschalt Iii. S. 391 ff. 
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-wundungen, Sachbeschädigungen, die er in dieser seiner mili- 
tärischen Eigenschaft verübt hat, als Mörder oder Sachbeschä- 
diger zu verfolgen, da ja doch selbst deijenige Inländer» der 
in die nns feindliche Armee eingetreten ist und einen unserer 
Soldaten in der Schlacht tödtet, nicht wegen Mordes, sondern 
nur wegen Landesverrathes verfolgt wird, ebensowenig wäre es 
zulässig, den Inländer, der in einem auswärtigen Bürgerkriege 
jemanden getödtet hat, als einen Mörder zu bestrafen. Nun 
ist es aber weiterhin nicht möglich, jene Fälle, in welchen gewalt- 
same Angriffe gegen die Ordnung eines fremden Staates Stadien 
weltgeschichtlicher Entwicklung sind, durch die Definition eines 
Gesetzesparagraphen von jenen zu scheiden, in welchen sie nichts 
sind als Verbrechen Einzelner, in welchen daher auch eine 
Niederwerfung derselben weder den egoistischen Interessen un- 
seres Staates noch allgemeinen Culturinteressen widerstreben 
wQrde. Und selbst wenn es möglich wäre, ein Gesetz nach 
diesen Unterscheidungen zu formulieren, so wäre es doch un- 
möglich, die Anwendung desselben auf die eiiizLlnen Fälle so 
zu treffen, das^ man sich nicht fortwährenden Remonstrationen 
von Seite jener Staaten, mit Bezug auf welche es in der einen 
aöj&r andern Bichtung angewendet wird, aussetzen würde. Des- 
halb empfiehlt es sich, von der Verfolgung im Auslande ver- 
übter, mit politischen Delicten connezer gemeiner Delicto in 
der Regel abzusehen. 

Es würden einer solchen Verfolgung auch ganz eigentüm- 
liche Schwierigkeiten entgegenstehen, welche nicht eintreten, 
wenn es sich um eine im Inlande verübte politische Gewaitthat 
gegen einen fremden Staat handelt Insbesondere wird im letz- 
teren Falle eine Frage gar nicht auftauchen können, welche im 
Falle der meisten inneren Unruhen von tief einsclineidender Be- 
deutung für die rechtliche Beurtheilung des angeblichen politi- 
schen Delictes ist: die Frage, ob jene Action der Begierung, 
gegen welche der gewaltsame Widerstand sich richtete, nach dem 
öffentlichen Rechte des betreffenden Staates legitim gewesen ist 
oder nicht. So wesentlich die Beantwortung dieser Vorfrage für 

das Urtheil über die Strafbai keit desjenigen ist, der im Laufe 

4» 
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dieses Widerstandes jemanden getödtet oder verwundet, Staats- 
oder Piivateigentum zerstört oder sonst ein Delict verübt liat, 
welches nicht an und für sich ein politisches ist, sondei'n nur 
durch seinen Zosammenhang zu emem solchen wird, so unmöglich 
ist es, dass ein anderer Staat diese Vorfrage beantworte, ohne durch 
eben diese Entscheidung von dem Grundsatze der Nichtinterren- 
tion in die Angelegenheiten fremder Mächte abzuweiclien. Wider- 
stand gegen einen Staatsstreicli eines tVanzösischen oder spanischen 
Machthabers wii'd aber auch nur in l?'rankreich bez. in Spanien, 
nicht in Deutschland verübt werden können. Für Deutschland ent- 
fäUt daher dieses, nur den Fall eines in Franlo^ich oder in Spanien 
verübten politischen Delictes berührende Bedenken vollständig, 
wenn es sich um ein in i->diitscliland selbst, um ein im iiilande 
verübtes politisches Delict gegen das Ausland handelt, 
während es, sofeme eine in dem angegriffenen Staate begangene 
That^ d. h., von unserem Standpunkte aus, ein im Auslande ver- 
übtes Delict in Frage steht, schwer in's Gewicht fällt 

Nach einem Staatsstrelche oder einer Bevolntion pflegen die 
fremden Mächte ihren diplomatischen Vertreteni den Auftrag zu 
ertheilen, sich wenigstens iusolauge, als die neue Kegieruug 
nicht jeden Widerstand überwunden hat, aller formellen An- 
erkennung derselben zu enthalten und mit ihr als einer Herr- 
schaft de facto nur über unaufschiebbare Geschäfte zu ver- 
handeln. Mit solchen Weisungen, welche die strenge Consequenz 
des Principes der Niclitintervention und der Achtung der Selbst- 
ständigkeit des fremden Staates sind, würde es aber in den 
sdiroffisten Gegensatz treten, wenn eben diese Mächte die An- 
hänger der besiegten Partei wegen der von ihnen im Kampfe 
um die Herrschaft verübten Gewaltthaten verfolgen oder aus- 
liefern wollten. 
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Die gnmdsätzliclie Behandlimg der reiativ-poli- 

tisclien Verbrechen in den geltenden Verträgen. 

Im positiven Völkerreclite der Geg^eawart wird denn auch 
der Gnmdsatz der NichtausUeferung wegen politischer Beiicte 
nicht blos anf die speciflsch and rein politischen Verbrechen, 
sondern im allgemeinen aneh auf jene Thaten bezogen, welche 
nehen den Merkmalen eines politischen auch die eines gemeinen 
Ueiictes enthalten, auf Thaten also, welche nur unter Umständeu 
einen politisclien Chaiakter an sich tragen, welche man daher 
als relativ politische Delicte bezeichnen kann^). So dehnen 
einige Auslieferungsverträge die Clause!: „Politische Verbrechen 
und Vergehen sind von dem «gegenwärtigen Uebereinkommen .. 
ausgenommen" auch ausdrücklich auf „die mit solchen Verbrechen 
und Vergehen 'im Zusammenhang stehenden Handlungen (und 
Unterlassungen)*' aus. Es ist dies z. B. der Fall in Art. 4 des 
Vertrages der Österreichisch-ungarischen Monarchie mit 
Bnssland (1B74), im Art 9 des belgisch-brasilianischen 
von 1873, im Art. 6 des belgisch-niederländischen von 1877, 
im Art. () des deutsch-brasilianischen Vertrages von 1877, 
in Alt. 5 des beigisch-portugiesischen Vertrages von 1875, 

') Damit stimmt die herrschende Theorie des Yölkerrechtos üherein. 
üeberflüSfiie ivnl zwecklo*? wSre es, ein Reinster der Autoreu zusammen- 
zustellen, die mehr oder inimlt r ansdriieküch sich zu dieser Ansicht bekennen. 
Die Differenzen der Ausiciiteu werden ohnedies iu der folg^euden Uatersuchung 
beleuchtet werden. 
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(Ii'eztraditioii iie sera accordde, en aucun cas, poiir des crimes 
oa d^Iits politiques on pour des faits ayaiit avec ees crimes 

une conneonon immediaie'% in Art. 3 des Vertrages der Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika mit Sjiaiuen von 1S77, 
in Alt, 5 des französisch-englischen Vertrages von 1878 (mit 
eiBem unten za besprechenden Zusätze), in Art. 3 des französisch- 
spanischen Vertrages yon 1878') a.a. Ebenso sprechen die Ent- 
würfe des italienischen St. G. B. von 1874 nnd 1876 überem- 
stimmend ein kategorisches Verbot der Auslieferung wegen der mit 
einem politischen Verbrechen zusammenhängenden Tliateu aus. '-) 

Aber selbst wenn dei* Vertrag nach dem Muster des fraji- 
zösisch-sardinisdien von 1838 (s. oben S. 38) mit ausdrücklichen 
Worten nnr die politischen Delicte als solche anfährt, wegen 
welcher Auslieferung nicht stattfindet, kann diese Ausnahme 
der politischen Delicte aus der Reilie derjenigen, wegen welcher 
die contrahirendeu Staaten zur Auslieferung sich verpflichten, 
nicht anders als dalün gedeutet werden, dass die Auslieferungs^ 
Pflicht, welche der Vertrag in Bezug auf Verbrechen von ge- 
wisser Art stipulirt, .hinsichtlich jener Thaten nicht bestehen 
solle, welche neben den Merkmalen eines Verbrechens der ge- 
dachten Art aucli die eines politischen Verbrechens an sich 
tragen, welche daher auch als politische Verbrechen aufgefasst 
werden können, obwohl sie, weil sie gleiclizeitig auch den That- 
bestand ekes gemeinen Verbrechens constituiren, nicht als solche 
aufgefasst werden müssen. Würde man die Clausel nicht so 
verstehen, so hätte sie weder Zweck noch Sinn. Denn rein 
politische Verbrechen sind in den Verträgen als solche, wegen 
welcher Auslieferung gewährt werden muss, ohnedies nicht auf- 
gezählt. Da aber die Anslieferungspflicht nnr wegen der in den 
Verträgen aufgezählten Delicte begründet ist, so wäre die 
ausdrückliche Ausschliessung eines nicht aufgezählten und 

•) Aucune per?onne accus«e on coiulamTieo sora livreo, «i le dölit 
pour lequelloxtraditidii est. demandce, est ('"usiilt're \n\x la partie requise comme 
un dtslit jtiilitifiue ou im t'ait connexe ä semblable tlelit. 

-) L'estradi^ione deUo strauiero — — — uon e mal ammessa per reato 
poUtioo per &tti connessi col medeshno. Frog. Vigliaui und Prog. Ibneiiii 
Alt. 9, §. 2 Ygl. auch Bru »a, Aimuario II 1S7. 
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dadurch also ohnedies schon s tili Schwei gend au s ge s chl o s s en en 
Verbrechens das Ueberflftssigste von der Welt*) 

Eine weitere Bestätijriin^ erhält diese Ar<rumentation noch 
fllr jene Verträge, welche zunächst die Bestiaimimg enthalten, 
dass politische Verbrechen nnd Vergehen yon der gegenwärtigen 
Conyention ausgenommen sind und dann die Beschränkung hin- 
zufügen, dass ein Attentat gegen einen Souverän oder ein Mit- 
glied eines souveränen Hauses weder als ein politisches Ver- 
breclien. noch als eine mit einem politischen Verbrechen zu- 
sammenhängende Handlung angesehen wei'den solle.'-) Diese Ein- 
schränkung liätte ja gai* keinen Smn, wenn nicht (wenigstens 
unter Umständen) „die mit einem politischen Verbrechen zu- 
sammenhängende Handlung'' unter dem Begriffe eines poli- 
tischen Delictes im Sinne eines Niclitauslieferungsdelictes mit- 
vei'standen werden könnte. Denn mu\ wenn das delit complexe 
an und tür sich unter den Begrilt des politischen Delictes fällt, 
•hat es einen Sinn, bezüglich eines einzehien besonderen Falles 
desselben ansdrücklich zu erklären, dass dieser Fall ausnahms- 
weise nie als politisches Delict angesehen werden solle. 

Wieder andere Verträge driicken die Gleiclistellung der 
relativ politischen Deiicte mit den rem politisciien dadui'ch aus, 
dass sie dem Staate, welchem ein eines gemeinen Verbrecliens 
Angeschuldigter ausgeliefert worden ist, ansdracklich die Ver- 
pflichtung auferlegen, denselben weder wegen irgend eines vor 
der Auslieferung begangenen politischen Verbrechens oder Ver- 
gehens, noch wegen irgend einer mit einem solchen poli- 
tischen Verbrechen oder Vergehen zusammenhängenden 
Handlung zu verfolgen oder zu bestrafen.^) Da nun auch die 



1) Vgl. HoBens a. a, 0. S. 1049 imd auch obea S. Sa 

*) Vertrag Oesterreich-rnirarns mit Montenegro von 1872 Art. 8, 
Vertrag des Deutschen Keiches mit Belgien von 1874 Art. 6, mit Luxem- 
burg von 1876 Art. 6, mit Schweden nnd Norw euren von 1878 Art. 6. 
mit Spanien von 1878 Art, 6, Vertrag Fraukreieiis mit Bayern vuu 
1869 Art. B. Ru-slands mit Bayern von 180U Art. 6, mit dem üross- 
herzogtbuiii Hessen isüdl. des Mains) von 1869 Art. 6. 

Vgl. die Vertittge Oesterreich-Ungarns mit Belgien v. 1881 
Art 3, mit Italien von 1869 Art. 3^ mit den Niederlanden von 1880 
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Verfolgung wegen eben jener Handlung, wegen welcher 
die Auslieferung gewährtwurde, von diesem Verbote nicht aus* 

Art. 7, iiiit der Schweiz von 1855 Art. 11, mit Serbien von 1881 
Art. 3, mit Luxemburg 1882 Art. 3. 

Was den italienisch-Qstenreiebisehen Vertrag betrifft, ao stimmen 
die beiden Texte alTenUngs nicht überein. Im italienischen Text» heiast es 
nftmlich: L'mdindno che sari consegnato per altia infrazione aUeleggi penali, 
wm potri in alcun caso esser gindicato o condannato per crimine o delitto 
politico anteriormente commesso n^ per qualsivoglia fatto relative a questo 
crimine o delitto, während der letzte Satz nach dem deutschen Texte lautet : 
..noch wos^GTi einer wie immer gearteten Betheiliffung an einem puliri-(heu 
Verbretlien orler ^'e^gehen." Es scheint. oh die dcMifsche Fassung eben- 
sowohl auf Mitschuld an einem rein pulitisehen Verl.irechen al.s auf Verbrechen 
von zusammengesetzten Thatbestande bezogen werden könnte und als ob, 
wenn man der exst^ien Annahme folgt, die Anlieferung wegen eines ddit 
oomplexe zugestanden werden mflsse. Aber trotzdem diese Anffiissong eine 
scheinbare Stütze in d« Yon der Interpretation des Vertrages bandebiden 
Dedaratiim findet, Ist sie unhaltbar. Denn es ist sicher, dass die Formel 
„ni pour faits connexes ä un crime ou delit politiQUe" das Vorbild gewesen, 
dem der Vertrag in beiden Ausfertigungen folgen sollte, was allerdings nur 
im italienischen Texte in einer jedef ^lis.sverständnis au.«!.«chlie.*isenden Form 
geschah und es kann auch nicht bestritten werden, dass der Zusatz, wenn 
man ibn dahin iuteri)reiiereu würde, (Ui.<s nicht nur derKrhebcr, sondern auch 
der Mitschuldige eines politischen Delictes nicht ausgeliefert werden solle, 
als der Ausdruck von etwas Selbstverständlichem gams Überflüssig wftre. 
Ans diesen Grttnden möchte ich auch annehmen, dass seihst der Vertrag 
zwischen Oesterreich-Ungarn und Schweden und Norwegen, in 
welchem die Wendung des französichen Urtextes ,,ni pour une complidtö 
dans un tel crime ou dßlit" mit der deutschen Uebersetzung „noch wegen 
irgend einer Theilnahme an einem solchen Verbrechen oder Vergehen" voll- 
ständig überein-stimmt, dahin zu verstehen sei« dass wegen d61its complexes 
eine AuslieferunL'--i|ifliclit nicht obwalte. 

Daff im Text Gesiagte irilt auch von den Verträgen des Deutscheu 
Reiche.-; mit Italien von 1871, Art. 4; mit Belgien von 1874, Art. 6; 
mit Luxemburg von 1876, Art 6; mit Schweden und Norwegen von 
1878, Art. 6; mit Spanien von 1878, Art. 6; vonden VertrfigenBelgiens 
mit D&nemark (1876), Art. 4; mit Spanien (1870), Art. 3; mit Frank- 
reich (1874), Art. 3; mit Luxemburg (1872), Art. 7; mit Italien (1875), 
Art. 3; mit Liechtenstein (1852). Art 6; mit Monaco (1874), Art. 3; mit 
Peru (1874), Art. 8; mit Russland (1872), Art. 11; mit Schweden und 
Norwegen (1870), Art G, und mit der Schweiz (1874), Art. 3; von den 
Verträgen Frankreich.s mit Portugal ^804"^, Art. 7; derSchweiz (1869) 
Art, 2; den Niederlanden von 1844, Art. 3; Dänemark von 1877, Art. 3: 
Luxemburg von 1875, Art. 3. Ebenst» findet sich die>e Bestimmung in den 
Verträgen Kusslands mit Spanien, Art. 4; mit den Niederlanden von 
1880, Art. 6; mit Italien von 1871, Art. 4; mit der Schweis von 1873, 
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genommen ist^ so folgt daraus, dass, wenn diese sich nachträglich 

als ein mit einem politischen Delicte zusammenhängendes Verbrechen 
darstellt, dei* Ausg-eliet'erte aus.^ci \ erfolgang' joresetzt werden miiss. 

im ist es aber selbstverständlich, dass ein btaat nicht gehalten sein 
kann, einen flüchtigen Verbrecher wegen einer That ansznliefem, 
wegen welcher ihn der reqnirirende Staat, nachdem er ihm aas* 
geliefert worden, doch nicht verfolgen und nicht bestrafen dürfte. 
Stellt es sich daher für den requirirteii Staat noch während des 
über das Auslieferuiigsgesucli eingeleiteten Verfahrens lieraus, 
dass das dem requirirten Individuum zur Last gelegte Delict nicht 
ausschliesslich ein gemeines Delict sei, sondern dass dasselbe 
mit einem politischen Verbrechen oder Vergehen zusammenhänge, 
so ist der requirirte Staat berechtigt, unter Berufung auf die 
angeführte Clausel die Auslieferung zu verweiaern.^j I^ih Zweifel 
über diese Berechtigung könnte nur mit ßücksicht auf jene 
Verträge eintreten, welche die gedachte Beschränkung des re- 
quirirenden Staates in seinem Bechte, den Ausgelieferten wegen 
aller vor der Auslieferung verübten Verbrechen zu verfolgen, 
unter der Bedingung entfallen lassen, dass das ausgelieferte 
Individuum auch nach seiner Freisprechung wegen jenes Delictes, 
um dessenwillen es ausgeliefert worden, oder nach Abbüssung der 
ihm für dieses Delict zuerkannten Strafe, in dem betreflfenden Staate 
fipeiwillig durch eine gewisse Zeit verblieben oder, nachdem es 
diesen Staat verlassen hatte, wieder in denselben zurückgekehrt 
wäre. (Vgl. z. B. den deutsch -spanischen Vertrag Art. 6.) 

Verträge, weh^he eine der bisher angeführten Clausein ent- 
halten, unterscheiden sich daher nur der i'orm, nicht dem Inhalte 
nach von jenen, welche, wie die Mehrzahl der neueren Verträge 
Grossbritanniens*) und der Vereinigten Staaten**), und 

Art. 6; mit Bayern von 1869, Art, 6. (Vgl. Briftuteruugen (der Eedactions- 
conunission) z. d. Entwürfe eines St. G. B. für Russland 188S 8. 56). 
VgL aiicb Hosen 8 a. a. 0. 8. 1049. 

Mit Oesterreich-Ungarn (1873), Art 6; mit dem Deutschen 
Beiche (1872), Art. 6; mit Belgien (1876), Art. 7; mit Italien von 1873, 
Art. 5; mit Dänemark yon 1873, Art. 7; mit Brasilien von 1872, 
Art. 6. u. Ä. 

») Mit Belgien(1874 . Art. H: der Schweiz (1850\ Art. 17: Soliweden- 
Norwegen (18(iÜ), Art. 5; Italien (lÖtiS), Art. 3; der Türkei ^1874J, Art.3; 
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der eine oder andere der Vertr&ge der Schweiz^) aasdrftcklich 
aussprechen'): «Ein flüchtiger Verbrecher soll nicht ausgeliefert 
werden, wenn die strafbare Handlung, wegen deren seine Aus- 
lieferung begehrt "wird, einen politischen Charakter an sich trägt**, 
Sötern man nnr den Terminus „politischen Charakter" in dem 
unten (S. 66 lt.} näher zu entwickelnden Sinne versteht Wenn 
aber einige der gedachten Verträge noch hinzufügen: „oder, 
wenn er (der flüchtige Verbrecher) darthut, dass der Antrag auf 



Frankreich (1843), Art. 5; Peru (1870), Art. 3 und Mexiko (1861) Art 6; 
die letzteren drei jefloch in der Fassung „Tlie provi^ions of the prespnt treaty 
shall not l)e applied in any mauner to any crime or ofl'ense of a purely 
political cliarac ter", während in den übrigen genannten Verträgen der be- 
schränkende Zuftatz purely fehlt. Die Verträge mit Grossbritannien, mit 
Prenssen und Oesterreich enthalten keine ausdrückhche Ausschliessung 
der politiscfaen Delicte. Doch erkttrte hinsichtlich des enteren derselben 
President T^Ier in jener Botschaft, mit welcher er ihn dem Senat tthersandte, 
dass es eine Folge der taxativen Anfslhlung dar AoaUefi^ngsdelicte sei, 
ttdass alle politisctien Delicte» wie alle ans einem Kriegszustände oder aus 
kneren Unruhen hervorgehenden Anklagen aufgeschlossen seiend Clarkep.48. 
Hit dem deutschen Bdche, Art. 4. 

^ Ebenso yerfllgte audi der von Dufanre dem Senat vorgetegte Ent- 
wurf eines Auslieferungsgesetzes für Frankreich (Journal offtciel vom IG. Kai 
1878) Titre I. ort. 3. „L'extradition ne sera pas accordäe 1^ lorsque lea 

crimes ou delits auront im caractere politiquc". \vck1ie Fassung auch von der 
Senatscommission mit dem Zusätze ^eraj ni deinandee (ni accordtVV an- 
genommen wurde. (Jouni. off. 17. JuDuer 1879.) Btitauld's Bericht 
(a.a.O.) bezieht diese Ausnahme allerdings nur auf die lait.s pureraent poli- 
tiques und scheint sie daher für minder umfassend zu erachten, als die der 
Üiita connexes & un crime politiqne. Tgl. auch seine Bede vom S. Aiirfll879 
hta. L. Benault 1. c p. 19. Dass die französische Begierung diese Clansei 
nicht in dem Sinne eines schroffen Gegensatzes gegen die des belgischen 
Gesetzes, etwa im Sinne des unbedingten Zugeständnisses der Auslieferung wegen 
faits eomieses k un crime politique verstand, ist aber zweifellos. Bernard' s 
entgegengesetzte Ansicht II. p. 280 beruht auf uugehöriger Vertauschung des 
Begriffes der crimes? politiques, soweit es sich nm Anordnungen ttber deren 
strafreehtlii lic Behandlung im inlande handelt, mit dem Begriffe derselben, 
sofeme die Auslieferung in Frage steht. Dass dieser Begriff im letzteren 
Falle auch gewisse gemeine Verbrechen mitumfasst, beweist unwiderlegbar 
der Umstand, dass sonst die ausdrilddidie Ausschliessung der politischen Delicte 
in einem Gesetze oder einem Vertrage, welcher ja die specifisch- politischen 
Delicte schon dadurch, dass er sie nicht auMhlt, ausgeschlossen hat, sinn« und 
zwecklos witre. 
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seine Ansliefernng in Wü-kliclikeit mit der Absicht gestellt word^ 

ist, ihn wegen eines Verbrecliens oder Vergeliens politischer 
Natnr zu verfolgen oder zu besti-afen", so gelien sie damit über 
das Maass dessen, was m. E. zugestanden werden kann, hinaus. 
Demi sie Terbieten dadurch die Ausliefenmg dei^enigen, d^ dn 
politisches Verbrechen und, vor oder nach diesem, ein mit ihm 
ausser allem Zusammenhange stehendes gemeines Delict 
Terübt hat, soferne nur glaubhaft erscheint, dass seine Ausliefe- 
rung zu dem Zwecke verlangt wii*d, um ihn auch wegen des 
politischen Deüctes zu bestrafen.*) In der Verübung eines poli- 
tischen Verbrechens kann doch für dessen Th&ter kein Straf- 
anfhebungsgrond für andere mit dem politischen Verbrechen nicht 
znsammenhängende gemeine Verbrechen liegen. 

Im Unterschiede yon den bisher besprochenen sind es nur 
ganz wenige Verträge, welche eine ausdrückliche Bestimmung 
dahin enthalten, dass, obwohl Auslieferung grimdsätzlich nur 

wegen gemeiner Verbrechen stattfindet, doch der Auslieferung 
desjenigen, der eines gemeinen Verbrechens beschuldigt wird, der 
Umstand nicht entgegenstehe, dass er gleichzeitig auch eines 
politischen Verbrechens Terdächtig ist Diese Verträge knüpfen 
die Ansliefemng in einem solchen Falle nur an den Modus, dass 
der requirirende Staat den Ausgelieferte nur wegen des ge- 
meinen, iüciit auch wegen des politischeu Verbrechens verfolge 



-I Es dürfte übrigfens grosse Schwierigkeiten haben, die enghsche Be- 
gieruiig zum Aulgebeü dieser Beschränkung m veranlassen. Es würde dies 
zunächst eine Abänderung des Extradition act von lö7ü voraussetzen, nach 
dessen Sect. 8 die gedachte Beschränkung in jeden von Groflsbriteimiai absn- 
flcbliessenden AnsliefnnuigsTertrag aufgenonunen werden muss. (Vgl. oben 
S. 38 AsaxL >). Im letzten Grande wQzde ein solclier Yenuch an der numgel- 
haften Ausbildung derLelire von derConeiirrens derVeilveelieD im englischen 
Rechte scheitern. Uebrigens ist der Nachtheil dieser Beschränkung wohl kein 
emster. Die Eegierung des requirirenden Staates brauchte, um den An- 
forderungen dieser Clausel zu entsprechen, >vo]i! nur eine formelle Erklärunir 
abztigelien, dass sie das requirierte ludividuum wei,''en des mit (hm gemeinen 
Delicte niclit zusammenhängenden politischeu Delictes nicht . » i t ilgcn werde, 
was sie ja , selbst wenn sie die Auslieferung von einem anderen Staate 
erlangt hätte, mit welchem sie einen Vertrag von der eben vorher (S. 66) 
besprochenen Stractnr hesltast, doch niemals thon könnte. 
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und bestrafe.^) Eine Bestinimnng dieser Art enthält der Öster- 
reichisch-^ panische Vertrag- von 1861, Art. 3. Merkwürdiger 
Weise hat aber selbst die Regierimg der Vereinigten Staaten 
einmal einen Vertrag in diesem Sinne abgeschlossen. Allerdings 
ist dieser Vertrag — jener mit dem Königreiche beider 
Sicilien vom 1. Oetober 1855, Art. 24 — seither ausser Wirk- 
samkeit getreten.') Eine Bestimmung dieser Art ist für den 
Fall, dass die beiden Delicte in irar keinem inneren Znsammen- 
hange stehen, überflüssig, A\*eil selbstverstaiidiich, wie dies unten 
ausführlicher gezeigt werden soll. Stehen die beiden Delicte 
aber in einem inneren Zusammenhange, mag derselbe mch nicht 
der der Idealconcurrenz sein, so hebt sie hinsichtlich solcher das 
Princip der Nichtausliefemng wegen reUtiy-politischer Delicte 
völlig aiü. 

Abgesehen von diesen Verträgen ist es ein Grundsatz des 
heutigen europäischen Völkerrechtes, dass nicht blos wegen 
specifisch-politischer, sondern auch wegen relativ-politischer DeUcte 
Auslieferung nicht stattfindet 

In der Theorie hat sich namentlich A. Weiss, 1. c. p. 17ß, wie es 
fchoiut im Anschlüsse an ein Gutachten E. OUlTier's über den JFaU Ledru- 
EoUin, für die<?es System au.sf:^e.spiuclieii. 

^ Spear, Tlu? law o£ extradition, international and iuterstate, Albane* 
1879 p. 374 und 43. 
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Der Begriff des relativ-politiscliea Delictes. 



Dass es zu weit geht, wenn man, wie dies nach im 

voi lier^^ehenden Capitel mitgetlit ilteii Verträpren Recht>ens ist, die 
Ausiielening wegen aller relativ-politischen Delicte grundsätzlicli 
ablehnt, ^\ird heute bereits von den Meisten anerkannt. 

Die Frage ist daher nicht die, ob man diesen G-nindsatz 
beschränken solle, sondern nur, wie man ihn beschränken kdnne, 
ohne ihn anch für jene Fälle preiszugeben, für welche er sich 
als eine der werthvollsten Satzungen des Völkerrechtes erwiesen 
hat. Die Empfindung, dass es unzulässig sei, wegen aller relativ- 
politischen Delicte Auslieferung zu verweigern, ist namentlich in 
den letzten Jahren durch eine Anzahl beklagenswerther Ver- 
brechen besonders i'ege geworden. Eben in dieser Actualität der 
Empfindung liegt die Gefahr, dass die anzustrebende Beschränkung 
des Grundsatzes nur mit Rücksicht auf « lien diese, in der Er- 
imxeruug Aller fortlebenden Verbrechen formuiirt und damit völlig 
einseitig ausgeprägt werde. 

Neu aber ist die Forderung nach einer Einschränkung des 
Grundsatzes keineswegs, wenn sie auch erst in neuester Zeit 
acut i^eworden ist. 

Schon der erste Autor, welclier den Grundsatz der Niclit- 
auslieferung wegen politischer Delicte aufstellte, Provö Kluit 
macht in seiner oft citirten Monographie hinsichtlich der meuch- 
lerischen Ermordung eines Souveräns oder eines Mitgliedes einer 
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souveränen Familie eine Ausnahme.^) Und so hat denn in der 
That Frankreich, obwohl es eben erst den Onmdsatz der Nichlr 

ausliefening wegen politischer Delicte proclamirt hatte, 1835 die 
Auslieieruüg Bardou's wegen Mitschuld au Fieschi's Attentate 
^cgen Ludwig- Philipp von Preussen nachgesucht und erlÄnsrt.'-) 
Ebenso hat die Begierung der französischen Kepublik von 1848 
kein Bedenken getragen, ein der Thdlnahme an der Ermordung 
Auerswald's und Liehnowsky's verdächtiges Individuum aus- 
zuliefeiTi.'') Und selbst die Regierung der Vereinigten Staaten 
von Nordamerika hat auf die Nachricht, dass einer der Mit- 
schuldigen an der Ermordung Lincoln's, John Sarrat, sich in 
Italien aufhalte, von der italienischen Regiemng dessen Ans^ 
liefenmg verlangt^ obwohl damals nicht einmal ein Ansliefenmgs- 
vertrag zwischen Italien und den Unirten Staaten bestand.*) 

Um den Schwierigkeiten, welche die Frage nach der Aus- 
lieferung wegen relativ politischer Delicte bereitet, zu entgehen, 
hat man versacht, das Wesen des politischen Verbrechens durch 
Definitionen ao&aklären. Man ist darüber einig, dass der Begriff 
des politischen Verbrechens, wenn es sich am die Beortheiiung 



Sed forte quis rogat, quid faciendum, si quis summum imperantem 
oociderit, veluti Baltasar GSrards, Kavaillac et Louvel, qui ducem de Berri 
interfeceiit? Nnrn ^usmodi petditis aut fimatidB atque civltati perievlo- 
sisaimis, lefugiiun concedendum est, qui tuipi modo qnieta republlca e Tita 

toltevmt Optimum principem, quem amabant, diligebantomnes proU? 

EjuBmodi certe profugorum, qui re veza ddinquentes sunt, assentior 

probanda est dedltio, quoties nobis persuasum kabemus, magistratum uon 
injnste posequi illos et rite administrari justitiam in exposc^ti civitate.*' 
1. c. p. 84 f. 

^) Billot, p. 113, Xach deisclbpn Quelle hätte Frankreich 1845 aucli 
von der Schweiz die AusUeferuug eines Ungenannten wegen tentative de 
regicide erlanirt. 

^) Köstlin, Auer.swald imd Lichnowsky S. 15 fF., oft'eiibar ist dies 
jener Fall, welchen fast alle Schriftsteller über Ansliefenmg als den des 
Mörders des Fürsten von Liechtenstein bezeichnen. Ein Fürst Liechtenstein 
ist 1848 überhaupt nicht ermordet worden. 

*) Arlia p. 132 und 141; Flore Xu. 4ÜÖ. In Folge der Flucht Surrat's 
nach Aegypten, wo er später von den amerikanischen Consulatsorgauen ver- 
haftet wurde, kam es zu Ininer Entscheidung Uber das AusH^rnngsbegehren 
der Yeieinigten Staaten. 
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handelt, ob wegen desselben Auslieferung gewährt oder verweigert 

werden solle, anders zu fassen sei, als wenn die Veifol^ung eines 
politischen Verbrechens im Inlands in Frage stellt. Insi)esoudere 
stimmt die französische Jurisprudenz so ziemlich dann überein, 
dass das, was sie das d^lit complexe nennt, wenn es sieh um 
Auslieferung bandelt, als politisches Delict zu betrachten sei, 
während es, sofeme die Verfolgung eines gegen Frankreich ge- 
richteten Verbrecliens in Frankreich in Fi-age kommt, als ein 
nicht politisclies Verbrechen gilt,^) Die französischen Juristen 
verstehen unter einem delit complexe pine Handlung, welche in 
idealer Ck>ncurrenz, d. h. durch eine und dieselbe Thäügkeit, 
sowohl den Thatbestand eines Verbrechens des gememen Bechtes 
als auch den eines politischen Verbrechens, insbesondere eines 
crime attentatoire ä la sürete de l'Etat, verwii-klicht. 

Zum Unterschiede hievon bezeichnen sie in jenem Falle, in 
welchem zwei verschiedene Thätigkeiten, deren eine den That* 
bestand eines gememen, deren andere den eines politischen De- 
lictes constituirt, in einem inneren Zusammenhange mit einander 
stehen und sich nur als Theilaete einer und derselben ITnter- 
nehmuno^ darstellen, das gemeine Verbrechen als ein mit einem 
politischen Verbrechen connexes-) Der Ausdruck ist nicht un- 
bedenklich, weil Connexität nach Art. 227 C. Instr. crim. der 
terminus technicus für jede Art des Zusammenhanges zweier 
Delicte ist^ welche genttgt, um das Verüihren hinsichtlich dieser 
beiden, möglicherweise von verschiedenen Personen verübten 
Delicte zu vereinigen, nnd somit nur einen sehr losen Zusammenhang 
voraussetzt/^) In Auslieferungsverträgen hat, wie wir bereits 
oben gesehen haben, der Ausdruck fait connexe k un crime 
politique eine noch weitere Bedeutung erhalten, nach welcher 



1) Vgl. über die letztere Frage insbesondere Dupin's requisituiie in 
der CasaationsTerhandlung gegen die Mörder des Oenenl Bito (Junireirolution 
184^ bei Benault; L c. p. 17 und Bernard IL p. 872. 

^) Vgl. Uber die Begriffe der Coinplezitttt und Connexität insbesondere 
BiUot p. 104 C, Renault, p. U ff., Weiss, p. 171 ff., Bernard, IL p. 
272 iL nnd attcb Teicbmann Revue XI,. 499 ff. 

*) Vgl. auch Bernard II. p.272 ff. und Brusa, AnnuErlo H. 137 f. 
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er anch den Begriff des mit einem politischen Verbrechen in 
einer und ders^ben Thätigkeit 2n8amment9*effenden gemeinen 
Verbrechens, des mit diesem complexen Verbrechens, umfasst. 

Wird doch ausdrücklich gesagt, dass der Königsmord, also 
ein complexes Verbrechen, nicht als ein mit einem politischen 
Verbrechen connexes behandelt werden solle, was voraussetzt, 
dass er an sich nnter diesen Begriff subsomirt werden könnte. 

Eine lange Liste von Einzelhandlunj^feu, aus welchen sich 
eine aufständische Bewegung zusammensetzt oder welche liäufig 
zu den Zwecken einer solchen verübt werden, welche daher be- 
sonders geeignet sind, mit den politischen Verbrechen eines Auf- 
Standes oder eines Hoohyerrathes zusammenzutreffen, mit ihnen 
connex zu werden, zählt das französische G^tz vom 24 Hai 
1834 auf.*) Unter anderen nennt dieses Gesetz das unbefugte 
Tragen von A\'atfen, Uniformen oder Munition, die Aneignung 
von Waffen oder Munition durch Gewalt, Drohung, Dicibstahl, 
List*, das unbefugte Eindringen in Wohnhäuser oder öffentliche 
Localitäten, die Errichtung von Barrikaden und anderen Ver- 
schanzungen; die Beschädigung von Telegraphen. Aus dieser 
Li>tc sehen wir, dass zu relativ -politischen Verbrechen niclit 
blos Verbreclien gegen Privat]>prsüneu, sondern auch solclie Ver- 
brechen gegen die Staatsordnung werden können, welche nicht 
schon an sich politische Verbrechen sind. So ist das letztere 
der Fall, wenn jemand zur Vorübung eines politischen Delictes 
sich unbefugt einer Uniform bedient oder ein öffentliches Amt 
(ein Civilamt oder insbesondere ein .Militärcommando) sich an- 
maasst, oder wenn jemand zu dem gedachten Zwecke öffentliche Ur- 
kunden fälscht oder Gefangene befreit; das erstere, wenn jemand 
einen Mord, einen Diebstahl, eine Sachbeschädigung zu politischen 
Zwecken begeht^ 

Die Unterscheidung der gedachten beiden Arten des Zu- 
sammentreffens eines gemeinen und eines politisclien Delictes 
in Einer Handlung ist mitunter so subtil, dass es schwierig 
wird, an ihr festzuhalten. 

') Mitgetheilt u. A. fa«i Boitard, Lc9ons de dioit czüninel No. 186. 
^ Vgl. iiAilieBoiidere auch Ortolan, Elements, No. 723 ff. (I p. 308 it). 
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Scliliesslicli liisst sich ja beinalie jedes Verhalten, welches 
wir mit dem einheitiicheu Namen iri^end einer Haudluug oder 
That bezeidinea, in eine Mehx'lieit von einander folgenden Thätig- 
keiten zerlegen, deren einer man dann den Charakter einer 
politischen, deren anderer man den eines gemeines Delictes zu- 
weisen könnte. Aber in manchen Fällen geht dies doch nicht 
an. Jeder Thätierkeitsact de^?jeniofen, der seinen Souverän er- 
mordet, trägt gleichzeitig die Merkmale des Mordes und die des 
Hochverrathes in sich. Wenn aber jemand ein Waffenmagazin 
plündert, um die geraubten Watfen zur Vorbereitung eines Anf- 
standes zu Tertheilen, so könnte man jene Thatigkeiten, welche 
das Verbrechen des Raubes constituiren, zeitlich und vielleicht 
auch örtlich von jenen scheiden, T\'elclie die Vorbereitungf eines 
Hochverrathes oder ein Sonderdelict der Organisirung bewaff- 
neter Schaaren oder ein sonstiges Verbrechen gegen die öffent- 
liche (h'dnung büden. 

Der Zweck der Vereinigung- dieser beiden Thätigkeiteu in 
dem Ikgriffe Eines relativ -politischen JJelictes ist es nun, zu 
verhindern, dass dasjenige, was nach Auffassung und Absicht 
des Handekden Eine That ist, in eine Mehrheit von unabhängig 
von einander zu beurtheilenden Delicten zerlegt werde, da eine 
solche Zerreissung des einheitlichen Thatbestandes, wie sie z. B. 
im Österreich-spanischen Vertrage vorgeschrieben ist (s. oben S. 60) 
„ein Unrecht gegen den Tliäter enthalten würde" (Hoseus, S. 1059). 
Sehr bestritten ist es aber, worin die Berechtigung liege, eine 
bestimmte That von zuisammengesetzter Beschaffenheit als poli- 
tisches iDelict zu behandeln. Die Einen legen alles Gewicht 
darauf, dass die That des Angeklagten ans einem politischen 
Motive entsprungen sei. Andere behaupten, es komme darauf 
an, dabs der Zweck der That ein politischer gewesen. Und 
wieder andere, wie v. Liszt*), lassen weder Motiv noch Zweck, 
sondei'n nur den objectiven Charakter der Handlung gelten.^) 



') Zeiti?chrift f. Strafrechtswi:<seuschaft II. 8. 66 ff. 

') Vgl. auch Sermeut in seiiiciii iH iidii liir deu Schweizer-Juristen- 
verein; Protocoll der 18. Versamniluui; j«. lOü If. 

Lammascb, Das Recht der Auslieferung. ö 
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Je Bacb Verschiedenheit dieser Auffassungen bejahen daher 

di'- KiiH'ii die Krag-en, ob es ein relativ -politisches Dellct sei, 
wenn jemand Geld >tielilt, imteischlägt oder raubt, um es zu 
Zwecken eines hochverrätberiscben Unteniebmens zu verwenden,- 
oder wenn jemand einen Mord, eine Freiheitsbeschränkung oder 
eine Ndthigung yerUbt» um die Anzeige eines hocbyerrätherischeu 
Complottes zu Terfaindero, während andere diese Fragen yer- 
ueineii. 

In eiuem gewijsitü Sinne mögen Beide Kecht haben. Die 
Einen darin, dass diese Thateu politische Verbrechen in jenem Ver- 
stände sind, in welchem man überhaupt, abgesehen yon dem Falle 
eines speclfisch politischen Delictes, von politischen Verbrechen 
spricht. Die Anderen darin, dass diese Thaten oder wenigstens 
einige derselben, obwohl sie relativ -politische Delicte sind, nicht 
nach den sonst für solche geltenden Grundsätzen behandelt 
werden düiiea, dass insbesondere nicht wegen aller dei-selben 
die Auslieferung verweigert werden kann. 

Was zuerst die Frage betrifft, ob diese Thaten relativ-poli- 
tische Delicte sind, so scheint es mir inconsequent, wenn die- 
jenigen, weh.-he auf den ..objectiven Liiarakter der Tliat" sehen, 
ihre politische (Qualität leugnen. In all' diesen Fällen liegt der 
objective Thatbestand eines politischen Verbrechens vor. Aller- 
dings concunirt derselbe mit dem Thatbestande eines gemeinen 
Verbrechens« Wer zui' Unterstützung eines Hochverrathes Geld 
hergibt, ist doch gewiss nach dem Strafrechte aller Vdlker des 
Hochverrathes mitschuldig, eben.su wie derjenige des Mordes mit- 
schuldig ist, der jemandem Geld schenkt oder leiht, damit er die 
Pistole kaufen könne, deren er zur Ausfiihrung eines geplanten 
Mordes bedarl Wenn also jemand Geld stiehlt, um es zu einem 
hochverrätherischen Zwecke zu verwenden, so concurrirt in seiner 
That das gemeine Delict des Diebstahls entweder realiter mit 
dem von dem Acte des Slehlens getrennten, ihm nach einem 
längeren oder klü*zeren Zeitintervalle erst nachfolgenden Acte 
der Uebergabe bez. der Verwendung des gestohlenen 6reldes zu 
dem hochverrätherischen Zwecke, also mit einer Handlung, welche, 
je nachdem der Angeklagte den Hochverrath selbst zu verüben 
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vorhatte oder nur dessen VerUbimg darch einen anderen fördern 

wollte, entweder als Vorbereitung eiiie.s Hochverrathes oder als 
Beihilfe zu einem solchen sich darstellt. Oder es liegt in der 
betreffenden That eine ideale Concurrenz von Diebstahl und Vor- 
bereitung bez. Beihilfe zum fiochvenath vor. Dies ist dann 
der Fall, wenn es zu einer Verwendung bez. zu dner XJebergabe 
des gestohlenen Geldes zu dem hochverrätherischen Zwecke nicht * 
gekommen ist. Denn dann stellt der Act des Stehlens in der 
Absicht das gestolüene Gut uachker für das hochverrätlierische 
Unternehmen zu verwenden, sich in zwei£ELcher Richtung als 
strafbar dar, zuerst als eine Verletzung des Besitzrechtes des 
Bestohlenen und dann aber auch als eine Ansehafhng von Ifittehi 
für ein hocliverrätherisches Unternehmen entweder des Thäters 
selbst oder eines anderen, also als eine Vorbereitung zum Hocli- 
verrath. In der Sprache dei* französischen Juristen ausgedrückt, 
ist der Diebstahl im ersteren Falle mit der Vorbereitung eines 
Hochverrathes bez. mit der Beihilfe zu einem Hochvemithe (je * 
nachdem der Angeklagte den Hochverrath selbst als Thäter aus- 
führen oder nur einem anderen zu dessen Ausführung Beistand 
leisten will) connex; während im letzteren Falle (wenn weder 
eine Verwendung noch eine Uebergabe des Geldes zu einem 
hochverrätherischen Unternehmen stattgefunden hat) der Act des 
Stehlens selbst em complexes Delict ist, da er neben dem That- 
bestande eines vollendeten Diebstahles den eines vorbereitete 
Hochverrathes enthält. 

Dass diese Auffassung den Criminalisten nicht geläufig ist, 
liegt darin, dass bei der Mehrzahl der Verbrechen die Vor- 
bereitnngshandlungen nicht strafbar sind, also eine ideale Con- 
cuirenz der Vollendung eines Verbrechens adt der Vorbereitung 
eines anderen, wegen der Straflosigkeit der Vorbereitung des 
letzteren, strafrechtlich niclit in Betracht kommt. Psychologisch 
betrachtet liegt aber eine solche Concurrenz selu- liäulig vor. 
So wenn jemand ein Gewehr stiehlt, um damit Jemanden zu 
erschiessen. Das Strafrecht spricht hier aber nicht von Con- 
currenz von Delicten, weil die Anschaffung von Mitteln zum 
Morde als solche nicht strafbar ist. 

5* 
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Sofern aber die Vorbereitung des Mordes nnter dem Ge- 

siclits]jiiDkte eines Sondeidelirtes strafbar is>t, tritt sofort diese 
Concurrenz hervor. Wenn der Erwti b von Explosivst oifen, oinie 
eine besondere Erlaiilmis zu demselben erwü'kt zu haben, mit 
Bücksicbt darauf, dass solche Stoffe zu Attentaten verwendet 
werden können, mit Strafe bedroht ist, so macht sich deijenige, 
der eine Quantität Nytroglycerin stiehlt^ des Diebstahls con- 
currirend mit luibelugtem Erwerbe von Nitroglycerin schuldig. 
Und denken wir uns, es :<tehle jemand aus einer Münzstätte 
einen Stempel oder eine Platte, welche zui' Anfertigung von 
Metall- oder Papiergeld dienlich ist, zum Zwecke der Verftbung 
eines Münzverbrechens, so haben wir einen dem oben besprochenen 
vollkommen analogen Fall der Idealconcurrenz der Vollendung 
eines Verbrechens mit der Vorbereitung eines am leren. In der 
That würde nach deutschen R. St. G. B. die Concui'renz von 
§. 242 (Diebstahl) und §. 151 (Anschaffung von zu einem Münz- 
verbreehen dienlichen Werkzeugen zum Zwecke der Yerübung 
eines solchen Verbrechens) nicht geleugnet werden können. 
Ebenso kann es niclit zweifelhaft sein, dass derjenige, welcher 
jemanden ermordet, einsperrt oder bedroht, damit er ein lioch- 
veiTätherisches Unternehmen nicht verrathe, dadurch in idealer 
Concurrenz neben dem Morde, bez. der Freiheitsbeschränkung oder 
der Ndthignng auch einer Beihilfe zum Hochverrath durch Be^ 
seitigung eines Hindernisses der Ausflihrung desselben sich 
schuldig macht. — Was die erste Frage betrifft, ob Thaten der 
vorausgesetzten Art politische iJelicte seien, gelaugt man also 
zu demselben Ergebnisse, ohne Unterschied, ob man die Absicht 
des Handehiden oder den sog. objectiven Charakter seiner Hand- 
lung als das Entscheidende ansieht 

Zu einem anderen, m. E. unrichtigen Resultate gelangt 
(allerdings hinsichtlich einer anderen Gruppe von 1^'ällen) der- 
jenige, der die Frage, ob eine That eine politische oder eine 
nicht politische ist, nach dem Motive des Handelnden entscheidet. 
Unter dem Motive der That kann man nämlich ausser jenem 
Complexe psychischer Antecedentien der That, welche wir unter 
dem Begriffe der Absicht zusammenfassen, auch noch andere 
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psychische Phänomene verstellen. So handelt auch derjenige aus 
einem politisclien Moiive. der, ohne einen politischen Zweck zu 
verfolgen, also in nicht politischer Absicht, in Folge seiner poli- 
tischen Parteistellimgr, geleitet von den dieser Partei eigenthüm- 
liehen Anschauungen und Empfindungen, einen politischen Gegner 
beschimpft, misshandelt, tOdtet. Erst wenn zu dem politischen 
Motive noch die Absicht, einen politischen Zweck zu erreichen, 
hinzutritt, wird die That selbst, soferne sie ein jJeiict constituii-t, 
zu einem politischen Delicte. Jener Franzose, der im Elsass 
einen deutschen Soldaten aus Nationalhass ermordete^), beging 
kein politisches Delict, obwohl das Motiv seiner That eine die 
Politik betreffende Vorstellung und Empfindung gewesen. Hätte 
er seine That als Anfang- einer sicilianiscben Vesper gedacht, 
wäre seine Absicht nicht dahin gegangen, diesen Einen zu tödten, 
sondern damit das Signal zu einer politischen Action, zui' Er- 
mordung aller Deutschen, zu geben, so bätte man diesem Unter- 
nehmen trotz sefaier Scheusslichkeit den politischen Charakter 
nicht absprechen können. So liat auch die französische Regierung 
mit vollem Rechte jenes Individuum, weltlies 1869 in Livorno 
auf den österreichischen F, M. L. Grafen Folliot de Crenneville, 
um sich an ihm wegen seiner Thätigkeit bei der Einnahme von 
Livorno im Jahre 1848 zu rächen, einen Mordanschlag unter- 
nahm, den italienischen Gerichten ausgeliefert. (Fiore-Antoine, 
No. 406 note 1.) Und ebenso bat sie mit Recht die Auslieferuno- 
der der Erniorduns" des Grafen Auerswald und des Fürsten 
Lichnowsky auf der Bomeheimer Haide bei Frankfurt am ^hmi 
beschuldigten Individuen zugestanden. (8. oben S. 62.) Auch in 
diesem Falle war das Motiv der That politische Leidenschaft; 
ein politischer Zweck aber Hess sich nicht nachweisen. Ebenso 
war es eine politische Leidenseliaft: Hass ges^en die Priester, 
welche die Mörder des Erzbischofs Affre von Paris (Juni 1848) 
und den Mörder des Bischofs von Ermeland (Kühnapfel) zu 
ihren Verbrechen antrieb, ohne dass diese deshalb als politische 
Delicte behandelt werden dürften. Feindseligkeit wegen poli- 
tischer Gegnerschaft war es auch, die die Oommunards von 1870 

») Hose US S. 1057 (S. 6d). 
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bewo^, da? Hans Thiers' zu plündern und zn zerstören: Eher ' 

eine politische Thal, eiue Tliat zui* Erreicliung eines politischen 
Zweckes lag hierin nicht. 

Anders möchte ich den Befehl Courbet's ziu* Zerstörung der 
Venddmesäule aufrissen. Dun war es um Vemichtimg des Sym- 
bols und der Trophäen einer von ihm bekämpften Regiemngsform 
zu thun. Seine That entsprang m. E. nicht blos aus politischer 
Leidenschaft, sie yerfolfrtp auch einen politischen Zweck. Und 
in ihr concurrirte mit der bachbeschädigung eine Manifestation 
des Hasses and der Verachtung gegen eine Beglenmgsfi)rm, 
welche, so lange diese Begienmgsform die benschende ist, als 
ein spedfisch politisches Delict sich darstellt. Deshalb würde 
ich diese That, da sie ein specifisch-politisches Verbrechen 
in sich enthält, für ein relativ-politisches Delict halten. 

Ganz selbstverständlich ist es, dass jene Excesse der Unsitt- 
lichkdt, welche mitanter während eines Anf Standes verilbt werden, 
des Privileges der politischen Delicte nicht theilhafb werden 
dürfen. Wenn es daher richtig ist, dass Frankreich die von 
Spanien verlangte Auslieferung- eines ( 'arlistenchefs , welcher 
mehrerer wMlirend des Bürgerkrieges verübter Nothzuchtatieutate 
beschuldigt war, aus dem Grande verweigerte, weil diese Thaten 
„des faits connexes k m crime politique" ^) gewesen seien, so 
entbehrte diese Weigerung Jeder BegrOndnng. 

Und ebenso ist es eine Odnseqnenz der entwickelten Anf- 
fassung-, allen jenen Demonstrationen, welche so häufig gegen 
jemanden wegen seiner politischen Haltung, also aus politischen 
Motiven, stattfinden, den Charakter politischer Delicte abzn* 
sprechen, sofeme diese Demonstrationen nidit etwa in der er- 
weislichen Absicht eines politischen Zweckes erfolgt sind. Wer 
einem unpopulären Abgeordneten oder Minister die Fenster ein- 
wirft, ihn beschimpft oder misshandelt, ist im allgemeinen kein 
politischer Vei'brecher. Ein politisches Delict wii-d eine solche That 
erst dann j wenn sie einen politischen Zweck yeiiblgt. Erst dann 

') Vgl. A. de Stieg'litz. Etüde sur l'extraditiüu 1883 p. 119 und, ins- 
besondere über die Fälle Santa Cruz und Fameliago, die Abhandlung Curet's 
in der France judiciaire vom 1. Au^^^ust 1872. p. 466. 
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concmrirt in ihr mit dem Thatbestande eines gemeinen Delictes die 
Vorbereitung oder Ansftibrang eines politischen Delictes: ein Zwang 

auf das politisclie Verlialttjii der insultierten Persönlichkeit oder 
etwa gar ein Vei'sucli, den Souverän zur Entlassung- des betrefi'en- 
den gefährdeten oder bescliimpften Ministers zu nötigen. 

Am deutliclisten vielleicht zeigt sich der Unterschied zwischen 
gemeinen Delicten ans politischen Motiven nnd relativ politischen 
Delicten in Fällen einer Majestätsbeleidigung. In aller Regel 
beruht dieses Delict zwar nicht einmal auf einem politischen 
Motive, Aber, selbst wenn es aus einem solchen entsprungen 
wäre, ist die BHU'ifh>img des Souveräns nur dann ein politisches 
Delicto wenn der Beleidigende die Absicht hat, durch seine 
Aeusserung den Souverän verächtlich zu machen, oder ihm die 
Zuneigung seiner Unterthanen zu entziehen (öst St. Gr.B.§. 65 a). 
Wenn er, olnie einen politischen Zweck zu verfolgen, seiner Ab- 
neigung gegen Person oder Politik des Souveräns ungeziemenden 
Ausdruck gibt, bleibt dies, wie jede andere Beleidigung, ein ge- 
meines Delict, welches sich von anderen Beleidigungen nur durch 
seine grössere Strafbarkeit unterscheidet. 

Die Frage, ob eine That um eines politischen Zweckes wiUen 
unternommen war, also ein relativ- politisches Delict ist, oder ob 
sie nur aus einem politischen Motive entstanden ist, kann unter 
Umständen sehr schwierig sein. Fälle, welche an dei* Gränze 
stehen, sind z. B.: die Ermordung des Eriegsministers Grafen 
Latour am 6. October 1848 in Wien, die Ermordimg Lincoln's 
durch Booth -) und Garfield's durch Guiteau.'') Hingegen wai' 

^) Vg^l. hisbesondere Glas er* s Bede in der Sitsiing des Ssterreichuchea Ab- 
geordnetenhauses Tom 4. Juni 1872. (Kleine Schriften L S. 600 ft der 8. Anfl.) 

*) So spraeh s. B. der permanente Unterstaatsseeretitr des englischen 
Foreign office, ^ Edra. Hammoud vor dem Sdect Committee von 1868 seine 

üeberzeugung dahin au?, dass Booth nicht hätte ausgeliefert werden können. 
(Report from the Select Committee on extra(!iti(in 18fi8 qii. 222.) Allerdings 
steht er: mit dieser Ansicht ganz vereinzelt da. Vgl. Clarke, Appendix 
p. XXXIV.; und Westlake in seiner Abh.: What are the limitatiou», within 
which extradition should be recognized aa an international duty in den Trans- 
acüons of the Social Sdence Association 1876, welche Abh. mir leider unzu- 
gänglich geblieben ist. Vgl Uber sie L. Benanlt p. S3. 

*) Den politischen Charakter des letztgenannten Attentates hebt ins* 
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Masoü's Attentat auf Griiiteau jedenfalls ein nicht politisclies 
Delict. 

Es ist selbstverständlich, dass der Vorwand, im Interesse 
einer politischen Partei zu handeln, und selbst ein gewisser, loser 
Zusammenhang mit derselben, Briganten nicht das I^echt gibt, 
die Behandlung als politische Verbrecher zu beanspruchen. So hat 
denn auch Frankreidi einige Führer des neapolitanischen Bngan- 
taggio an Italien ausgeliefert, obwohl dieselben in einer von der 
italienischen Eeg-ierimg selbst ott ])etonten^) Fühlung- mit den 
Anhängern der vertriei)enen bourbonischen Dj'uasiie sianden.-) 

Wenn wir den Begi'ili" des relativ-politischen Delictes in dem 
eben entwidLclten Sinne verstehen, ergibt sich dadurch allerdings 
eine Einschränkung dieses Begriffes gegenüber der Auffassung 
Jener, welche das Motiv des Thäters entscheiden lassen. Aber 
unsere Sittliclikeit beruhigt sich bei dieser Einschränkung nicht. 
Es verletzt uns, einen Möi der, hätte er auch in den edelsten 
Intentionen gemordet, stratlos ausgehen zu sehen '^) Wir können 
es zwai* billigen, wenn derjenige freigesprochen wird, der einen von 
unheilbaren und qualvollen Leiden Betroffenen auf dessen dringendes 
Bitten getödtet hat. Aber in einem solchen Falle liegt auch 
kein Mord vor, mag immerhin die That unter den Mordbegriff 
eines schlecht redigirten Gesetzes fallen. Wer würde aber die 
Freisprechung dessen billigen, der einen unrettbar Kranken, um 
ihn von seinem Leiden zu erlösen, getödtet hätte, obwohl ihn 
dieser, in der trügerischen Hoffnung auf Rettung befSangen, 
flehentlich gebeten, seiner zu schonen? Und so verlangt das 

beBonden Sölden, 1. e. p.l3 hervor. Vgl aber auchLenepTeu de L&font 
in den Bulletiiu de laSoei^t« de lögislatioii comparße 1883, p. 308. 

') Belauone della commiaBioiie d^incluesta snl biigantaggio letta alla 

camora 3. e 4. maggiol863 (relatore Massari). (Camera dei Deputati, Seaaioue 
1863 No. 58, B. p. 60 ff.) und Relazione Castagnola (ibidem p. 146 ff.). 

-) Der Fall der AnsUeferunfir der bei<Ien La Gala inid ihrer Con.sorteu 
im Jahre 1863 ist m-ch iu anderer Kirhtung- Itenif'rkATi^werth und wird nach 
dieser in einem anderen Zusammenhange besprucheu werden. Vgl. Fiore, 
trad. Antoiue, p. 15. 

^) So werden ausser mir gewiss noch Viele sich durch Soldan's Ent^ 
Scheidung, dass Booth und Guiteau nieht IiAtten auageliefert werden können« 
anf 8 Tieftte Terietst fühlen. 
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Bewusstseiii des modernen Mensclieii — Ausnahmen, möchten sie 

selbst nach Tausenden zählen, koimneii den Milliuuen cres'enüber 
nicht in Betracht — iiestrafnng- dessen, der um, wie er meint, 
den Staat von schlecliter Venvaltung zu beü'eien, den Souverän 
oder den leitenden Minister getodtet hätte. 

Das Leben ist uns ein Gut von so unT^gleichlichem Werthe, 
dass wir dasselbe keinem Zwecke geopfert wissen wollen. Die 
Opposition gegen die Todesstrafe, die zunehmende Scheu vor dem 
Ki'iege nnd die autkeiiiitnde Achtung vor dem Leben der Thiere 
sind nicht misszuverstehende Aeusserongen dieser Werthschätzuug 
des Lebens als solchen. Eine der Functionen dieses wichtigen 
modernen Culturphänomens ist auch der Abscheu vor dem po- 
litischen Morde. Der Energie dieses Abschenes thut es keinen 
Eintrag, dass derselbe anderen Zeiten fremd <rewosen und dass 
er, wie es scheint, selbst manchen Völkern der CTe<,'-enwai*t, 
welche den den westeuropäischen Nationen gemeinsamen Bildungs- 
gang nicht Yollständig durchlebt haben, noch nicht völlig in 
Fleisch und Blut übergegangen ist. 

Die Thatsache des Abscheues vor dem politischen Morde 
fuhrt uns zu der Verueinuno: der zweiten der oben autgeworfenen 
Fragen, zui- Verneinung der rage, ob alle relativ politischen 
Delicte gleich zu behandeln seien, ob wegen aller die Auslieferung 
verweigert werden müsse und zu derErkenntniSt dass der O^rund- 
satz der MchtansUeferung wegen politischer Delicte zwar als 
Grundsatz beizubehalten, dass er aber erheblicheu Ausnahmen 
zu unterweifen sei. 
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Die belgische AttentatsclauseL 

ZunftchBt kann icb es daber nur, als den eben dar^g^esteiUtjen 
sittlicben Empfindungen entsprechend, vollkommen billigen, dass 

eine Eeihe von nach dem Jahre 1856 abgeschlossenen Aus- 
lieferungsverträgen infolge der Erfaliruiigen , welclie man aus 
dem Anlasse von Jacquin's Attentat gemacht hatte, die Clausel 
entbaltoi: „Ne sera pas r^pnt^ d61it politique» ni fait connexe 
un semblable d61it, Pattentat contre la personne da cbef d'vD 
gouvemement ^tranger on contre celle d'un membre de sa famüle, 
lorsque cet attentat constitue le fait, soit de meui'tre, soit 
d'assassinat, soit d'empoisonnement/' ') 

Celestin Jacquin hatte 1854 auf der Eisenbahnstrecke Lille- 
Galais eine Höllenmaschine angebracht, um den Zug, in welchem 
Napoleon III. nach Toumay fuhr, in die Luft zu sprengen. Es 
gelang ihm, sieb nach Belgien zu flüchten. Nachdem sein dortiger 
Aufenthalt bekannt geworden, eikl ite die Rathskainnier des 
Gerichtshofes 1. Instanz den Verhaftsbefehl, welcher in Frank- 
reich gegen ihn wegen Attentates gegen das Leben des Kaisers 

^) Biese Clausel findet sich in der Beficbrftnkuiig auf Attentate ^gen 
Souveräne zuerst in der Nachtragsconvention zwischen Frankreich und 

Belg-ien vom 22. September 185fi. "Eine ziemlich vollständige Liste anderer 
Verträge, in "welche dieselbe AufnaltTnp e:efnu(leii, ^bt Teichniann a. a. 0. 
S. 504, f. Vgl. über dieselbe iiisbe.'^öiulere die, im Anschlüsse an den Artikel 
Jomini's im Journal de St, Petersbourg April 1879 über das Attentat Solowief, 
veröffentUchten Ausftlbrungen Hornung's, Martens' und Saripolos' in der Eevue 
de droit intematiottal XI. 518 ft 
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und wegen Mordversuches ofefren jene Personen, welche sich auf 
dem kaiserlichen Zuge befanden, erlassen worden war, für in 
Belgien yollstreckbar, weil sie erachtete, dass die fragliche Tbat 
nicht als ein crime politique im Sinne des Auslieferongsgesetzes 
von 1833 anfgefasst werden könne, üeber Einspruch des Be- 
schuldigten aber erkannte die chambre des mises en accusation 
dessen Verliaftuug- als reclitswidrig, da die ihm zur Last gelegte 
That, wenn auch nicht ein politisches Verbrechen, so doch ein 
crime connexe ä nn fait politiqae constitoire. Der Cassationshof, 
an welchen die Sache dnrch die Staatsanwaltschaft gebracht 
wurde, hingegen stimmte mit der 1. Instanz flbereln und cassirte 
am 12. März 1855 den Beschhiss der 2. Instanz. Neuerdings in 
die 1. Instanz und zwar diesmal an den tierichtshof in Lüttich 
verwiesen, erklärte dieser mit Entscheidung vom 29. März die 
Verhaftung Jacquin's für zulässig. Nach den belgischen Ge- 
setzen war aber die Begimmg, bevor sie über das Auslieferungs- 
begehren entschied, verpflichtet, das Gutachten der Brüsseler 
chambre des mises en accusation über die Frage, ob die Aus- 
lieferung Jacquin's zulässig sei, einzuholen, ohne jedoch an 
dieses Outachten endgiltig gebunden zu sein. Die chambre des 
mises en accusation gab nun ihr Gutachten in der Hauptfrage 
in demselben Sinne ab, in welchem sie bereits in dem Ihcidenz- 
streite über die Frage der vorläufigen Verhaftung entschieden 
hatte, nämlich dahin, dass die That Jacquin's als politisches 
Delictauizufasseu sei und dessen Auslieferung daher nicht gewährt 
werden könne. 

Die französische Begiemng war gegenüber der belgischen 
80 rücksichtsvoll, ihr die Nothwendigkeit einer Entscheidung in 

dit:^e^ ülieraus zweifelhaften Frage zu ersparen und zog ihr Aus- 
lieferungsansucheu zurück. ') Dafür verpflichtete sich dit belgische 
Regierung durch Aenderung ihrer Gesetzgebung Vorsorge zu 
treffen, dass in Zukunft wegen eines ähnlichen Delictes die Aus- 
lieferung ohne Anstand gewährt werden könne. Das Ergebnis 
dieser Gesetzesändenmg ist der oben mitgetheilte Zusatz zu 



') Billot p. llSit, Goddyn-Hahiels p.l30 £f., L. Renault p.20 ff. 
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Art 6 des Gesetzes vom 1. October 1833, welcher nach hartem 
Kampfe von der Depntirtenkammer angenommen und am 22. Mai 

185f) i)romiilgfirt wurde. So unverkennbar der Fortschritt ist, 
welcher in dieser Clausel gegenüber der starren Negation der 
Auslieferung wegen jedes relativ politischen Delictes liegt, so 
kann man sich doch der Erkenntnis der Mängel dieses Gesetzes 
nicht verschliessen. So liegt ein Fehler des Gesetzes, auf welchen 
auch schon bei der Berathung in der belgischen Deputirtenkammer 
hingewiesen wurde, darin, dass es zu weit geht, wegen jeder 
Tödtung eines Souveräns oder eines Mitgliedes einer souveränen 
Familie, soferne dieselbe nur als meurtre aufge£asst werden kann, 
die Auslieferang zu gewähren. Es würde dem Gedanken, von 
welchem die in Frage stehende Ausnahme von dem Grundsatz 
der Nichtauslieferung wegen politischer Delicte ausgeht, gewiss 
nicht entsprechen, denjeniet^u, der bei einem Aufötaude einen 
Souvei'än oder einen eutternten Verwandten eines solchen im 
offenen Kampfe getödtet hat, auszuliefern; und dennoch Hesse 
sich nicht leugnen, dass seine That ein meurtre ist Und ebenso 
würde es diesem Gedanken nicht entsprechen, wenn der Regierung 
einer Restaurationsepoche in Gemässheit dieser BestiiDiüuug die 
Auslieferung jener I'ersonen gewährt werden niüsste, welche in 
Ausübung des ihnen von einer Regierung de facto übertragenen 
Amtes, als Bichter eines Bevolutionstribunales, also ohne ein von 
der restaurirten legitimen Eegierung anerkanntes Mandat, für 
die Hinrichtung eines Souveräns oder eines Mitgliedes einer 
souveränen Familie votirt haben oder die Auslieferung jener, 
welche eine solche Hinrichtung etwa als Henker vollzogen haben. 
Und doch wäre deren That für die Auffassung desjenigen, der 
das Mandat der Zwischenregierung nicht anerkennt, ein meurtre! 

Weit erheblicher aber als die Fehler des belgischen Gesetzes 
nach seiner affirmativen Seite sind die Fehler desselben in ne- 
gativer Richtung. Die belgische Regierung- wollte offenbar über 
die so schwierige Principienfrage nicht entscheiden und begnügte 
sich, den Erfordernissen des einzelnen Falles zu entsprechen. 
Das Gesetz ist ein Gelegenheits — , ein V^legenheitsgesetz. 
Daher wurde die Auslieferung eben nur fOr jenen Fall zugestanden, 
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welcher nnmittelbar in Frage stand, für den Fall eines Attentates 

auf einen Souverän. Nim gi iiiii^t es aber den Aiiforderiingen 
unseres Sittlit hkeits- und Reclit.sbe.wusstsein durchaus nicht, dass 
nur die Ermordung des Souveräns eines der contrahirenden Staaten 
oder überhaupt die Ermordung eines Souveräns oder die irgend 
eines bez. gewisser Hitglieder souveräner Familien oder selbst die 
der Präsidenten von Republiken') zur Auslieferung Anlass gibt. 
Unser Be\viisstsein fordert, dass der Meuchehn Order, habe er 
wen immer ei niordel, des Asylrechtes verlustig gehe. Dies hat 
bereits jene Commission anerkannt, welche die britische Regierung 
1868 niedergesetzt hatte, indem sie einerseits die Aufstellung des 
Grundsatzes verlangte, dass Auslieferung verweigert werden 
müsse f wenn die dem reqnirirten Individuum zui* Last gelegte 
That nach dem Ermessen des reqnirirten Staates ehien ixilitischen 
Charakter an sich trage, anderseits von diesem Grundsätze aber 
eine Ausnahme für jene Fälle statuii'te, in welchen die betreuende 
That nach dem Ermessen des requiiirten Staates Meuchel- 
mord odei' Meuchelmordversuch constituirt. (Resolution No. 5.) 
Leider ist aus Gründen, deren officielle Darstellung ich nirgends 
zu finden vermochte, nur der erste, nicht aber auch der zweite 
dieser Grundsätze in das englische Ausliefei'ungsgesetz von 18 70, 
33. a. 34. Vict. c. 52 aufgenommen worden. Die Fälle, in welchen 
der requirirte Staate mit Rücksicht auf den politischen Zweck 
der That, selbst einen Meuchelmöitler nur mit innerem Wider- 
streben der Justiz iiberlielern könnte, sind so überaus seltene, 
dass man für sie eine gesetzliche Norm kaum foniiülircn kann. 
Denkbar sind au' li solche Fälle allerdings. Ich brauche wohl 
nur an Charlotte Corday zu erinnern. Welche ausländische Ke- 
gierung hätte sie dem Revolutionstribunale überliefern wollen? 

Zuerst findet sich m. W. die Ansdelmung «tor Gkuuel auf jeden chef d^im 

goiiverneineut etraiiger im fransösisr 1i - r Ii i 1 en ijschen Vertrage vom 11. April 
1860. (Billot p. 117.) Der Vertrag Frankreichs mit dem Papste vom 
10. J»li 1859 hatte, da nach canoni-^chem Rechte Angriffe gegen Cardinäle 
ah orimina laesae maje«tati?< aiiti^efasst werden. iWr die erime.s contre la per- 
.«•onne du -uuvorain ou des menjbres de m famüle, et, respectivement, des 
cardiuaiix de la St. EgUse AusüeferungspHicht statuirt. 
*) Report p. III. 
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Die Corrector, deren der Grmndsatz, dass Meuchelmord Aiis^ 

lieferungsdelict ist, mit Kücksicht auf solche Fälle bedarf, liegt 
in der, in einem andern Zusammenhange zu besprechenden 
Forderung, da«» die Auslieferung nur dann erfolgen daif, wenn 
der Ausgelieferte nicht yor ein Ausnahmegericht gestellt wird. 
Ist dies ausgeschlossen, so kann man auch in FäUen jener Art 
mit ziemlicher Berahignng ansüefem. Man kann wohl mit einiger 
Zuversicht sagen, dasi> eine politisch iinbefangeue, materielle 
Gerechtigkeit übende Jury Cliarlotle Corday freigesprochen hätte. 

Trotz ihi'er Mängel hat die Formel des belgischen Gesetzes Auf- 
nähe in das niederlftndische Auslieferungsgesetz vom 6.Apnl 
1875, Art II. No. 1 und in eine grosse Zahl yon Verträgen ge- 
funden.*) Sie findet sich in allen Verträgen Oesterreich-Ün» 
ganis-i unddeä Deutschen Reiches mit Ausnahme jener, welche 
mit einem der nachfolgend genannten Staaten abge:icklosj>eii sind. 

') Auch in der Literatur hat sie vielen Beifall i^efumleu. Unter andern 
wäre auch naeh den Tliesen. welche v. Liszt dem deutseiieii .Turistentage 
von 1882 zur Annahme euipfahl, weircu cunii>lex€r Delicte die Auslieferung zu 
verweigern und nur der FaU der unternommenen vorsätzlichen Tüdtung des 
Stftataoberhanptea auszunehmen (These VIL und V.) und im Falle emee aus 
meliiexen Tb&tigkeitsacten bestehenden zusammengesetzten Verbrechens dieses 
je nach seinem flberwiegenden Charakter entweder als poUtiscbes oder als 
gemeines Delict zu betrachten ond zu bebandeln (These VHI.). IHe letztere 
Formel, welche bereits BlHot, Trait6 de l'extradition p. 107 vorgeschlagen 
hatte, verzichtet eigfiitlith, indem sie Alles dem Ermessen des requirirten 
Staates Uberläsat, auf jede EutscheiduDg der Frage nach Begriffen und 
Grundsätzen. 

-) Die Verträge, welche im Nameu der österreichischen ironareiiie vur 
ilirer dualistischen Gestaltung abgeachlossen wurden, fallen iu die Zeit vor 
der Erfindung der belgischen Clausel. Was Ungarn betrifft, so hat Minister- 
prftsident v. Tisza am 20. IQtrz 1880, anf eine Interpellation des Grafen 
Apponyi antwortend, erklärt, dass die Regierung solchen Staaten gegenflber, 
„mit welchen wir keine Yerfcrlge haben, den Gesichtsponkt als maassgebend 
betrachten würde, dass Verbrechen, welche in anderen Verträgen (also z. B. in 
dem mit Russland) als gemeine Verbrechen aufgezählt sind (z. B. die Attentate) 
nicht als politische Veri r ^hen betrachtet werden würden". (Pester Lloyd 
am 20. oder 21. März l^so. : 

Kine Ausnahme gilt mir hinsichtlich des Vertrages der üsterreich- 
ungarischeu Monarchie mit Schweden und Norwegen von 1868, in 
welchem die Clausel fehlt. Dieselbefindet sich in den späteren schwedisch- 
norwegischen Verträgen mit Frankreich von 1869 (Art. 7), mitBelgien 



Digitized by Google 



— 79 — 



Nnr England, die Vereinigten Staaten, Italien nnd 

die Schweiz liabeu es beharrlicli abgeleimt, sie zu acceptiren. 

England ist ihre Annahme zunächst durch das (TL>etz 
von 1870 immöglich gemacht. Aber selbst, wenn wii- von 
diesem positiven Verbote absehen, dürfte den Engländern die 
Annahme der belgischen Clausel sehr schwer fsülen. Es 
stünde derselben in der Meinung englischer Juristen wohl 
die ausdehnende Interpretation entgegen, welche ^sit den 
Worten „imagining the King's death" im Statute of Treason, 
der Grundlage des englischen HochverrathsbegritFes, beimessen. 
Zufolge dieser Interpretation gilt jeder Versuch, den £önig ab- 
zusetzen, kraft einer praesumtio juris et de jure als Attentat 
gegen sein Leben. ^) Wie es scheint, besorgen nun die englischen 
Juristen, dass, wenn die belgiselie Clausel in einen Auslieferungs- 
vertrag aufgenommen würde, dadurch l^ngland zur Auslieferung 
wegen aller jener Delicte verpflichtet wäre, welche nach eng- 
lischem common law Attentate gegen den König sind, ein ima- 
gining the Eing's death enthalten. 

Auch Italien beruft sich darauf, dass die Annahme der 
belgischen Formel nach dem Stande seines ,£reltenden Strafrechtes 
ausgeschlossen sei, indem das Attentat gegen fremde Souveräne, 
dessen Art. 176 des C. p. Sardo gedenkt (vgl meine Abhandlung 
in der Ztschr. f. Strafrechtswissenschaft III. S. 417) unter die 
DeUcte contro la sicurezza estema dello Stato, somit unter die 
politischen Delicte aufgenommen ist.-) Wenn Italien ein Aus- 
lieferungsgesetz hätte, in welchem der Grundsatz, dass wegen 
politischer Delicte nicht ausgeliefert werden dürfe, enthalten 
wäre, würde daraus allerdings folgen, dass Italien keinen Ver^ 
trag abschliessen könne, in welchem wegen einer That, die. 



von 1870 (Art. 6) und mit dem Deiitscbon Reiche vou 1878 (Art. 6). 
Eine priücipielle Ablehnung'' «lerselbeu vou Seite Scliwedeus ücgt alsij nicht vor. 

') Vgl. z. B. Sir J. Ste]iheu. Ilistory vt' the Criminal law of Engliuid 
n. p. 267 If. uud 277 Ö. „Expeiieuce hath ühuwu that between the prisous 
and the grayes of princes the diatanee is very smalL*' ^oater citirt bei 
Stephen p. 267, Lord Eldon, citirt ebendort p. 277). 

*) Fiore, Efibtti intemasionali ddle mitsam e degli atti (1877) n. 197. 
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ebenfalls emem Gesetze zufolge, politisches Delict ist, die Aus- 
lieferung vei-sproclien würde. Da aber der gedachte Grundsatz 
in Italien keine gesetzliche Basis hat, sondern nur in den Ver- 
trägen ausgesprochen wird, so wüi'de dies m. E. Italien nur 
hindern, in Kraft der bestehenden Verträge eine Ausliefemng 
wegen einer solchen That zu gewähren^)» nicht aber auch nene 
Verträge abznschliessen, in welchen es sich zm* Ansliefernng in 
Fällen dieser Art verpHichtet. Die Schweiz macht insbesondere 
geltend, dass sie, wenn sie die in Rede stehende ( lan-^l an- 
nehmen würde, nie in die Lage käme, die Reciprocität zu ge- 
messen, dass sie also eine Verpflichtung übernehmen wtbrde, 
ohne ein Aequivalent zu erhalten.*) Diese Auffassung berechtigt 
zu der Erwartung, dass die Schweiz einer Clause], welche den 
Urheber eines zu politischen Zwecken verübten Meiichehnordes 
überhaupt des Asylrechtes für verlustig erklärt, keinen Wider- 
spruch entgegensetzen würde. Der Regierung der Vereinigten 
Staaten hat m. W. Niemand den Vorschhig gemacht, auf diese 
Clausel einzugehen. Es wäre dies wohl auch ganz erfolglos. 
Frankreich hat die Bestimmung auch in die Mehrzahl der von 
der dritten Republik geschlossdien \'erträge'') aufgenommen.*) 
80 sehen wir, wie der Anerkennung dieses m der bei- 
gischen Attentatsclausel formulirten einzelnen Ausnahmefalles von 
der Regel der Nichtauslieferung wegen politischer Delicte gerade 
wegen seines singnlären Charakters Hindernisse entgegenstehen, 
welche der Anerkennung ehier umfassender gehaltenen Aus- 
nahme nicht entgegengesetzt werden könnten. Wie unznreicliend 
diese Ausnahme zur Correctui' der uachtheiligen Jb uigeii des 



^) ht dieBfim Sinne Tgl die Shnliche Aigumentation des berühmten Gut* 

achtens vou 02 Pariser Advokaten (darunter T. Favre, Cremieux, Arago, Ferry, 
Grevy und L. Kenault) zu Gunsten Ledru fiollin'fl vom 23. Jänner 1861 (ab' 
gedruckt im Report 1868 p. 162 ff ). 

'} Teichmann a. a. 0. p. öüG f., L. Beuault, p. 24, Pfeuuiuger 
a. a. 0. S. 89 ff. Calvo II. p. 1267. 

^) Verträge mit Belgien (1874), mit Luxemburg (1875), oHonaco 
(1876), und Dänemark (1877). 

*) Sie fieMt im Vertrage mit Peru von 1874 und auffaUenderweise in 
dem mit Spanien von 1877. (Weiss, p. 186.) 
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gedachten Grundsatzes ist, hat sich denn auch nach dem 
Oommuneanfstande von 1871 gezeigt. Frankreich vermochte die 

Auslieferung der flüchtigen Communards nicht zu erlangen. Ins- 
besondere scheint England sich gegenüber der officiösen Anfrage, 
ob es in der Lage wäre, einige der Führer des Commnne- 
anfatandes anszuliefem, so ablehnend verhalten zn haben, dass 
die französische Begiemng es nnterliess, amtlieh um deren Aus- 
lieferung anzusuchen.*) Und in der Tliat lässt es sich m. E. 
ebensowenig leugnen, dass wenigstens viele der Avährend der 
Schreckensherrschaft verübten GrewaUthciten Verbrechen von poli- 
tischem Charakter waren, als es sich leug:nen lässt, dass emige 
unter den Urhebern soldier Verbrechen des Asylrechtes nicht 
wtkrdig gewesen. 

Es zeigte sich eben, dass die Formeln „Verbrechen von 
politischem Charakter" oder „Thaten, welche mit einem pulitiselieii 
Verbrechen zusammenhängen" zu weit sind-) und dass einzelne 
politische Verbrecher von dem Asylrechte ausgeschlossen werden 
müssen. 

') Selbst L. Renault, Crimes politiques p, 15 weiss hierüber nichts 
genaues. Pas Versprechen der belgischen Kerriemng in der Sitzung der De- 
])Utirtenk;uiniier vom 13. Blai 1871 (Goddyu er Mahiels p. 130). diejenigen 
auszulieteru, welche sich der Brandstiftung oder des Meuchelmordes schuldig^ 
gemacht, scheint utierfkUlt geT>tie1)en zu sein. Vgl. auch Beach Lawrence 
IV. 382, Tazelhes. p. 78. Nach Weiss, p. 104 h&tte die Schweis die Ava- 
liefiming Bazoua's (?) verweigert Ueber den FäJl Frankel & unten 8. 106. 

*) VgL inabeflondere L. Benault 1. c. p. 14 if. und P. Bernard II. 
p. 863 ff. 



«■eb. Dm Recht der AuiUefening'. 6 
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Die I oimel des Institut de droit mternatioüal 



Von dieser Erkenntnis, dass es iiiizulänglicli sei, nur gauz 
allgemein zu sagen, dass wegen politischer Verbrechen Aus- 
lieferang nicht stattfinde, gingen denn auch air die oben er- 
wähnten Versuche aus, zu defmiren, vas politische Verbrechen 
im Sinne des in Bede stehenden Grundsatzes sind und durch 
eine einschränkende Fassung dieser Definition jene Fälle aus- 
zuschliesseu, wegen welclier Auslieferung nicht verweigert werden 
soll. Dass eine zu diesem Zwecke unternommene Definition, 
welche einen Begriff des politischen Verbrechens in einem be- 
stimmten Sinne erst schaffen, nicht einen in unserem Bewusst- 
sein bereits enthaltenen nur entwickeln will, nicht blos auf das 
durcli den Thätej" aiigegTittene Keclitsgut, sondern insbesondere 
auch auf den Zweck, zu welclieui er seinen Angritt" verübt, sehen 
muss, dürfte nach den vorliergehenden Ausführungen klar sein. 
Aus diesem Grunde ist für uns eine Verwerthung jener Defini- 
tionen des politischen Verbrechens unmdglich, welche z. B. Haus, 
Principes g^n^raux du droit pönal beige No. 113 oder Glaser in 
seiner Rede zu Art. 6 des l'untiilirungsgesetzes der österr. St. 
P. 0. (Kleine JSchriften TL Ami. 1. S. 800 ff.) für andere Zwecke 
und in anderem Zusammenhange aufgestellt haben, mögen diese 
Definitionen auch für den besonderen Zweck, um dessenwillen 
sie fomulirt wurden, noch so zutreffende Lösungen einer Ck>ntro- 
verse enthalten. 

Andere Definitionen, wie jene Filangieri's, Ortolan's, (Ele- 
ments No. 699 fi.) Bar 's (^Internat. Privatr. S. 592j Billot's (1. c. 
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p. 102) sind ftir die Praxis nicht brauchbar, weil sie zwar alle 
Angriffe aut den bestehenden politischen Zustand, mögen sie mit 
was immer für Mitteln verübt worden sein, für politische Delicto 
erklären, aber eben jene Frage unbeantwortet lassen, welche uns 
hier allein interessirt: die Frage, ob die einzelnen Stadien dieses 
Angriffes, wenn sie an sich den Begriffen gemeiner Verbrechen 
entsprechen, auch als solche in Betracht gezogen werden dürfen, 
oder ob ihi* crimineller Charakter in dem Begriffe des politischen 
Verbrechens erschöpft sei. 

Die Schriftsteller über politische Delicte pflegen nnter den 
Definitionen derselben auch eine von J. StMiil redigirte Formel 
anzuführen:^) „A poütical offence is any offence committed in 
the course of or iurthering of civil war, insurrection or po- 
litical commotions", ohne zu erwälinen, dass MiU von der 
Meinung, dass diese Formd genüge, um jene Delicte, wegen 
welcher Ausüefemng verweigert werden solle, zu eharakterisiren, 
selbst abgekommen ist. Ans den Verhandlungen der Eoyal 
Commission on Extradition von 18()8, welcher IVIill als eines 
ilirer thätig-sten Mitglieder ang-ehörte, ergibt sich, dass auch er 
es für nöthig hielt, Meuchelmord grundsätzlich, also auch 
wenn im Laufe eines Bürgerkrieges verübt, von der Behandlung 
als politisches Delict auszuscbliessen. (Report, p. XL, vgl. aber 
auch qvL. 609 und 624, p. 32 und 33.) 

In der That ist diese Dctiuition MilKs sowohl zu eng als 
auch zu weit. Sie ist zu weit, indem sie wegen aller im Laufe 
politischer Unruhen verübter Schandthaten die Auslieferung aus- 
schliesst, zu eng, indem sie wegen aller Gewsdtthaten, welche 
ausser Zusammenbang mit einer weite Kreise ergreifenden poli- 
tischen Bewegung geblieben sind, die Auslieferung zugesteht. 
"Wer Jemanden Avährend jener Stunde, in welcher dieser bei 
einer Wahl seine Stimme abzugeben hatte, einsperrt, oder wer 
ihn durch Drohungen zur Enthaltung von der Abstimmung oder 

') So Fiore-Antoine p. 594; Clark e, Appendix p. XXXVI. MiU 
hat diese Definition offenbar in aller Eile forraulirt, um einer Aufforderunff 
Lord ."^tauley'ä in der Sitzung des Unterhauses am 3. AuguBt 1866 zu ent* 
sprechen. 

6* 
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zur Abstimmimg in einem bestimmten Sinne nöthigt, müs»le nach 
dieser Auffassnng wegen ITreiheits-Beschi'änkung oder Nöthigimg 
ausgeliefert werden. 

Doeh mass anerkannt werden, dass eine Anregung, welche 
diese Definition J. St MiU*s gegeben hatte, nicht verloren ge- 
gangen ist. Es ist dies die Unterscheidung zwischen Gewalt- 
thaten, welche im Laufe eines Aufstandes bez. eines Bürgerkrieges 
verübt worden sind, solchen, welche den Zweck haben, einen 
Au&tand zu erregen und endlich solchen, welche yfillig isolirt 
begangen werden. Es liegt nahe, den Gewaltthaten der ersten, 
unter Umständen auch solchen der zweiten Art, wegen des ihnen 
in höherem Grade zukommenden historischen Charakters die Aus- 
nahmsst eilung der politischen Üelicte eher zuzuofestehen, als denen 
der letzten Art. Nur wird es unter Umständen schwer sein, 
zwischen Aufständen, welche den Zweck grundsätzlicher Aende- 
rang der politischen Zustände verfolgen, welche also hoch* 
yerrätherischen Charakters sind, und solchen, welche nur dne 
einzelne Regierungsmaassregel verhindern oder erzwingen, nur 
in die Staatsverwaltuns' eingreifen wollen, die richtige Gränz- 
linie zu ziehen. Denn man wird nicht jede Gewaitthat, welche 
aus Anlass irgend eines Aufruhrs gegen die Behörden verübt 
worden, als politisches Delict behandehi kdnnen. So ist es gewiss 
kein politisches Delict, wenn ein einzehier Pächter dem G^rund- 
eigentliümer, der gekommen ist, seinen Zins zu fordern oder dem 
Steuerbeamteten, der zum Behule der 8teuereinscliätzung das 
Grundstück betritt, Gewalt entgegenstellt. Nur wenn ein solcher 
Widerstand unt^ jenen besonderen Umstände, wie* sie z. B. in 
Irland zutreffen, sich ereignet, wird er ein politisches Delict sein. 
Und ebenso kann eine Zusammenrottung zur Befreiung eines Ver- 
hafteten, zur Vereitelung einer Pitiiidüiig, zur lusultirnng einer 
Wache, zur Beschädigung eines Hauses (durch Einwerfen der 
Fenster desselben) unter Umständen ein politisches Delict 
sein, während ihr unter anderen Umständen jeder politische 
Charakter fehlt Deshalb geht meines Erachtens die englische 
Commission von 1878 zu weit, wenn sie in ihrem Report, Sect. 3 
behauptet, es könne die Tliat dessen, der in der Absicht, politische 
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HäftÜDge zu befreien» die escortirende Polizeimannschaft angreift 
und einen Mann derselben tödtet, oder der in gleieber Absicht 

an einem Theile des Gefängnisses Brand legt, niemals als poli- 
tisches Del i et beliandelt werden. 

Seiir häutig wird es auch geschehen, dass ein Aufstand, der 
bei seinem Beginne jedes politischen Charakters ermangelt, des* 
selben im weiteren Verlaufe seiner flntmckelung theflhaftig wird. 
Unrichtig wäre es daher, den ersten Anlass und den ursprüng- 
lichen Zweck eines Aufstandes bei Beaiitwortimg- der Frage, ob 
derselbe von puliiischem Cliarakter sei, allein zu beri\ck^iühtigen. 
So können die aus Aniass eines Arbeiterstrikes entstandenen 
Unruhen in ihrem weiteren Verlaufe, dadurch, dass die strikenden 
Arbeiter mit einem immer grösseren Theüe der Staatsmacht und 
der staatlichen Institutionen in Conflict gerathen, ganz gut zu 
politischen Unruhen werden. Dies ist Avohl auch der Sinn jener 
auf den ersten Blick so befremdenden Entscheidungen englischer 
Kichter, dass auch ein Aufstand, weicher den Zweck verfolgte, 
die Umzäumungen Ton Weideplätzen niederzureissen, oder ein 
Aufstand zur Zerstörung aller Bordelle in ganz London, oder 
eine KebeUion, um neu erfhndene Maschinen, durch welche viele 
Arbeiter brodlos werden, zu beschädigen, unter Umständen Hoch- 
verrath (coüslructive high treason), also politische Delicte 
seien. ^) Alle Welt ist darüber emig, dass es sehi- unpassend ist, 
Thaten dieser Art einem wirklichen HochTerrathe gleichzustellen, 
wie denn auch die Oriminal Code BiUs von 1878 und 1879 die^ 
selben nicht mehr als Hochverrath behandeln. (Vgl. auch Stephen 
a. a. 0. IL p. :^85.) Gleichwohl liegt dieser englischen Auf- 
fassung die richtige Anschauung zu Grunde, dass grosse Auf- 
stände zur Verwirklichung irgend eines, ganze Volksclassen 
berührenden Zweckes in ihrem Verlaufe häufig einen politischen 
Charakter annehmen. Jede sociale Frage ist eben auch ein 
politisches Problem. 

Nicht blos politische Rücksichten sind es, welche füi* tüe 
Auffassung eines fremden Staates G^waltthaten, die im Laufe 



Vgl Sir J. Stephen, History II. 270 IL 
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«Ines B&rgerkrieges oder eines grosseren Aufstandes verttht 
worden, in einem ganz anderen Lichte erscheinen lassen, als 
isolirte Gewaltthaten eines Einzelnen; anch eine nur von straf- 
rechtlichen Krwäguiigen irclpit^te Beuitlieilung kann sich der 
Wüi'digung jener eigenthümliclien Situation nicht verschliessen, 
in welcher sich deijenige bandet, der im Laufe eines grossen, 
mehr oder minder organisirt^ Anfstandes entweder selbst Ge- 
waltthaten verübt oder deren Yerubnng dnrch Andere anordnet. 
Jeder von beiden befindet sich in einer Situation, welche, wenn 
sie legal begründet wäre, seine Verantwortlichkeit aiis>chliesseii 
würde. Denken wir uns den Angeklagten nicht als i^'ülirer oder 
als Theilnehmer eines Aufstandes, sondern als Feldherro oder 
Soldaten einer Armee, so wären die fraglichen Thaten^ desselben 
durch ihre Pflichtmässigkeit, oder dnrch Kothstand oder durch 
bindenden Befelil gerechtfertigt. Auf diesen Nüthstand des Com- 
inandirenden nud auf den dem Comniandirten von einem, der 
Macht übei* ihn besitzt, ertheilten Befehl wird nach dem Rechte 
des Staates, gegen dessen Begierung der Aufstand gerichtet ist» 
selbstverstandlicherwdse keine Sucksicht genommen, weil der 
Angeklagte schon dadurch, dass er sich in die betreffende , ihn 
zwingende oder verpflichtende Situation begeben, eines Verbrechens 
sich schuldig gemacht hat. Anders aber liegt die Sache für den 
unbet]] eiligten Staat Das blosse Sichanschliessen an die auf- 
ständische Bewegung gegen die Begierung eines fremden Staates 
ist nach unsa'cm Bechte — abgesehen etwa yon einer Strafdrohung 
wider feindliche Handlungen gegen befreundete Staaten — kein 
Verbreclieü. Die durch diesen Anschluss begründete Situation ver- 
liert deshalb ihre eventuelle Wirksamkeit als Strafausschiiessungs- 
gmnd nicht. Das Gericht des unbetheiligten Staates kann dem 
untergeordneten Theilnehmer einer gewaltsamen Umwälzung nicht 
znmuthen, dass er, vielleicht mit Gefahr seines eigenen Lebens, 
dem ihm ertheilten Befehle Gehorsam versage, und es kann die 
Leiter derselben nicht für verpflichtet erachten, yich, ebenfalls 
mit Gefahr ihres Lebens, von einer Bewegung, die sie angestiftet, 
in jenem Momente zurückzuziehen, in welchem sie vielleicht yor- 
übergehend mit deren Entwickelung nicht einverstanden sind. 
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Mit Einem Worte: das Gericht des unbetheiligten Staates kann 
nicht die Thaten derjenigen als aus freier, nnbeeinflnsster 
EntscMiessung entspringend &igiren, welche sich in Sitna- 

tionen befinden, die, wie wohl Jedermann einsieht, die 
Möglichkeit überlegter, freier Entschliessung des Einzehien 
nahezu aufheben. 

Auch für den angegriffenen Staat selbst ist die Snhsamtion 
der im Laufe eines Au&tandes verübten Gewaltthaten unter das 
Strafgesetz nur dadurch mdglich, dass er diejenigen, welche sieh 
der rechtmässigen Obrigkeit widersetzen, (kr Hechte des Noth- 
standes und der Nothwehr für verhistig erklärt. Hiezu hat 
aber ein fremder Staat, für welchen die Erhaltuiiir der ange- 
gritfenen Autorität nicht alle anderen Zwecke Uberwiegt, keinen 
Anlass. Wenn er den Widerstand gegen die im Auslande con- 
stituirte Gewalt nicht an und fftr sich f&r verbrecherisch erklArt^ 
sondern, dem (Trundsatze der Nichtintervention folgend, die 
streitenden Parteien als orieiclilierechtiort Ijeliandelt, kann er nicht 
zum Nachtheile einer derselben jenen Umständen, welche im 
allgemeineE die Strafbarkeit, von Gewaltthaten ausschliessen, der 
zwingenden Gefhhr und der Selbstvertheidigung, die Anerkennung 
als Strafausseh]iessang8gi*ünde deshalb versagen, weil die Gewalt, 
von welcher die Gefdhr für den Angeschuldigten iüis<iing, und 
gegeu welche er sich vertheidig-te. allein berechtigt und der 
Widerstand gegen sie rechtswidrig ist, oder weil er nur durch 
seinen Anschluss an die rechtswidrige Bewegung in die be- 
treffende Gefahr gerathen ist 

Die Aehnlichkeit, welche die Situation der Kämpfer in einem 
BlU'gerkriege mit der der ( 'ombattanten im internationalen Kriege 
füi* die Auöassung der uubetheiligten Staaten darbietet, ist wohl 
der Anlass für den Vorschlag gewesen, die Frag-e der Aus- 
lieferung wegen in einem Bürgerkriege verübter Delicte dahin 
zu beantworten, dass Auslieferung verweigert werden solle wegen 
jener Thaten, welche nach Kriegsgebrauche gerechtfertigt wären, 
dass sie hingcf^a^n zu o:ewähreu sei wegen jener, welche auch 
der Kriegsgebrauch nicht zu rechtfertigen vermöchte. Dudley 
i^'ield, Draft ouUines of an international Code Art. 215 scheint 
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der Erste gewesen zu sein,^) welcher eine entsprechende Olausel 
Yorschliig^. Ihm folgte zunächst die Asaociatioii ponr la reforme 
et la Godification dn droit des gens auf ihrem Gongresse im Haag 
1875, indem sie, entgegen dem Antrage ihres Berichterstatten 
Coninck Liefsting (s, n\wv diesen unten S. 95) den Beschluss 
iast>te: „L extradition n aura pas lieu pour un fait commis dans ane 
commotion ou lutte politique int^rienre. si ce fait, commis dans 
la gnerre, pourrait Stre justifi^ selon le droit des gens.**^) Im 
weiteren Verlaufe schloss sich auch Westlake in seinem ol)en 
S. 71 citirten Vortrage vor der National Association for the 
Promotion of Social Scieuce dieser Fassung an und endlicli nahm 
auf Grund eines von ihm im Vereine mitBluntschli undMartens 
gestellten Antrages^) das Institut de droit international auf 
seinem Congresse zu Oxford 1880 mit einer Majoritftt von drei 
Stimmen (12 gegen 9) die Formel an: Pour appr^cier les fiuts 
oommis au conrs d'rnie rebellion politique, d'une insurrection ou 
d*une guerre civile, il laut se demander, s'ils seraient ou uon 
excuses par les usages de la guen-e. Diese Formel, weiche schon 
auf dem Congresse selbst den lebhaftesten Widerspruch Yon Seite 
des Vorsitzenden des Institutes Mountague Bernard und des Pro- 
fessor Pierantoni gefunden,^) hat aber, wie wohl vorhergesehen 
werden konnte, die Frage nicht zum Abschlüsse gebracht Sie 
ist seither für eine Reihe bewährter Forscher auf den Gebieten 
des Völkerrechtes und des Sti^afrechtes Gegenstand kritisclier 
Untersuchung geworden und man kann sag^, dass sie dieser 
Kritik nicht Stand gehalten hat.'^) 

Brusa im Annuario II. 136 citirt die betreffende Stelle schon nach 
einer mir nicht zugängUchen älteren Auflage und nack Pierantoni^s Uebei- 
setzung vom Jahre 1874. 

-) Brusa, im citirten Annuario IBÖl, IL p. 136. VergL auch Bulletins 
de la Sücietö de Ic^islat, comp. 1878 p. 379. 

^) Anuuaire de lliistitut HL et IV. p. 295. (Brüssler Session.) 

*) Annuaire de Tlnstitut V. p. 118. 
Qm beBonden haben «ich gegen sie aasgesprochen y. Liszt, Zeit- 
Bchzift H. S. 73 £ nnd BruBS» Ännuario dt. U. p. 132 ff. Aach Bar, 
Gerichtasaal XXXXV. (1883) 604 hebt die Uingel dieser Fassung: herror und 
Bard, Precis de droit international p^ual et priv6, Paris 1883 p. 47 f., \eraMg 
auch durch gekünst^te Interpretation nicht über sie hinwegzukommen. 
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Der Tragschlusa, axd welchem diese Formel beruht, tritt 
m. W. nirgends deutlicher zu Tage als in der 2. Auflage Fiore's.^) 

Mit vollem Recht weist dieser um die Darstellung und Ent- 
wicklun<2: des öffentlichen Rechtes, insbesondere des internationalen 
Strafrechtes, liocliverdiente Schriftsteller darauf lün, dass das Vor- 
schützen eines politischen Zweckes nicht hinreichen dürfe, um 
demjenigen Straflosigkeit m sichern, der während eines Bürger* 
krieges ein Verbrechen gegen Person oder Eigenthum yerübte» 
welches nicht als ein nothwendiges Mittel zur Erreichung des 
betreffenden politischen Zweckes gereclitfertigt war(qui ne saurait 
se justifier par la necessitö de le consommer pour atteindre le 
but poütique). In der That liegt der Grund der Gleichstellung 
der zu politischen Zwecken yerübten gemeinen Delicte mit den 
specifisch politischen Delicto darin, dass die ersteren unter 
Umständen die nnvei'meidlichen Mittel zur Verwirklicliun;^ jener 
politischen Bestrebungen sind, in denen das Wesen des specifisch 
politischen Delictes gelegen ist. Will ein fremder Staat also 
gegen die letzteren nicht Stellung nehmen, so muss er bis zu 
einem gewissen Grade auch die ersteren ignoriren. Selbstver- 
ständlich kommt die privilegirte St^ung der relativ-politischen 
Delicte daher jenen Thaten nicht zu, welche zwar im Verlaufe 
eines Bürgerkrieges verübt wurden, welche aber rein indivi- 
duellen Zwecken, der Befriedigung der Habgier, Genusssucht, 
Bache des Thäters, nicht der Absicht, das politische Unternehmen 
zu fördern, entspringen, mögen sie auch vielleicht durch Ein* 
schüchterung der politische Gegner in unbeabsichtigter Weise 
zum Gelingen des Unternehmens beitragen (s.oben S. 70, ff.). Ganz 
richtig ist es daiier, wenn Fiore fortfährt: „Ebenso wie man es 
zulässt, dass jene Combattanten einer regelmässigen Armee, die 
wfthrend der kriegerischen Operationen Handlungen verüben, 
welche nicht durch ihre Nothwendigkeit für die Zwecke des An- 
griffes oder der Vertheidignng gerechtfertigt sind, hiefftr ver- 
antwortlich werden, ebenso sollte man auch die Verantwortlichkeit 

Ed. Antoine p. 600. In der ersten Auflage (Effeti fate m arionali delle 
eentenze e degfi atti n. 1877) fehlt die betreffende SteUe, welche also woU 
erst in den oben erwähnten AntittgenWestlake'B ihren Anlass haben dtttfte. 
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jener Individuen zugestehen, welclie, indem sie an einem Bürger- 
kriege theilnehmen, ein für diesen Bürgerkrieg nicht nothwendiges 
gemeines Verbrechen ver&ben** (qiii en prenant part k une gnerre 
ciTile, commettent nn d^lit de droit commnn, qni n'est pas n^- 

cessit6 par rpffe giierre). 

So hatte denn auch Arntz, wahrscheinlich in Beantwortung 
des von Benault ihm übersendeten Fragebogens (Annuaire Y. 
p. 70), vorgeschlagen, yon der 'Aiislieferang die d^ts communs 
ausznnehm^ „lorsqa'ils sont des moyens indispenstMes ou da 
moins irks tdÜes ponr perpetrer le dölit politiqne** (Annuaire V. 84), 
indem er sich (hn Miif berief, dass es als politisclies Delict be- 
handelt werden müsse, wenn Jemand eine öflentiiche Gasse (m. 
E. auch eine Casse im Privateigenthum) plündert, um eine 
Insorrection zn unterstützen.^) Wenn nun aber Fiore aus seinem 
Grundsatze die Folgerung ableitet, dass daher (d^s lors) wegen 
der im Verlaufe eines Bürgerkrieges verübten Attentate gegen 
Person und Eigenthum die Auslieferung nur dann verweigert 
werden solle, wenn diese Thaten solcher Art sind, dass sie auch, 
wenn sie in Kriegszeiten von Personen, welche einer regulären 
Armee angehören, verübt worden wären, nickt bestraft werden 
könnten, so vermag ich die Folgerichtigkeit dieses Schlusses 
nicht zuzugeben. Die Nothwendigkeiten eines Bürgerkrieges sind 
von denen eines regnhiren Krieges sehr verschieden. Viele Ge- 
waltthaten, weiche in einem regulären Kriege weder zum An- 
griffe noch zur Vertheidigung nothwendig sind, sind es im Ver- 
laufe, namentlich im Beginne eines Bürgerkrieges. Ich erinnere 
nur an Einschüchterungen der Bevölkerung, wie das boycotting 
in Irland. 

Viele Ge^valttllaten, welclie nach Kriegsrecht in einem inter- 
nationalen Kriege rechtswidrig sind, können in einem Bürger- 

Es scheint, dass jener wegen Veruntreuung von üeldern aus öffeut- 
liehen Caasen verfolgte Busse^ dessen Ausheferung die russische Begienmg 
bei ihrem Ansuchen um die Auslieferung Hartmaon's als einen Prttcedenzfiül 
geltend machte, nur deshalb von der firaozösisehen Begi^ng war ausgetiefiart 
worden, weil sie seme Angalra, er habe daa ihm zur Last gelegte Delict nnr 
zur Unterstützung der russischen Eerolutionspartei verübt, fOr nicht glaub- 
haft iknd. Vgl. Caivo, Droit international, 1880, g. 1269. 
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kriege gar nicht Termieden werden. Insbesondere ist es zu 
Beginn eines Bärgerkrieges luimGglicli, Jene Formen einzuhalten, 
an die das moderne Krie^srecht die Berechtigung zur Ansübiing 

von Feindseligkeiten knüpft. Wolier sollen die Aufstänrlischen 
sofort im Bejrinne ihres Unlenieluiiens die Uniformen oder 
sonstigen auf Distanz siclitbaren, nicht nach Willkür zu ent- 
fernenden und nach Willkür wieder aui^unehmenden Abzeichen 
hernehmen, durch welche sich nach Eriegsrecht der Combattant 
TomKichtcombattanten unterscheiden mnss? Wie soll vom ersten 
Momente jene Einheitlichkeit und Verantwortlichkeit der Leitung 
begründet sein, welche die Grundlage des die That des Unter- 
gebenen entschuldigenden, bindenden Befehles des Vorgesetzten 
bildet? Woher sollen die Aufständischen schon von Anfang des 
Aufstandes an dieSommen hernehmen, um die von ihnen requirirten 
Mittel der Kriegsffthrung (Waffen, Munition, Proviant, Transport- 
mittel u. s. f.) zu bezahlen? Oder wird man den l^ons, welche 
sie etwa ausstellen, den gleichen Werth wie denen der ange- 
griienenßegierung zugestehen? Wird das Kriegsrecht ausreichen, 
um sie zu Repressalien gegen die Maassregeln der Eegierung 
für berechtigt zu halten? Wenn die B«gierung, wie natürlich, 
die Theilnehmer des Au&tandes nicht als Kriegsgefangene, sondern 
als Hochverrätlier behandelt und von iliren Tribunalen als solche 
verurth eilen lässt, wird das Kriegsreclit ausreichen, um den 
Aufständischen auch nur das zu ihrer Vertheidignng unabweislich 
nothwendige Becht zuzugestehen, die Kundschafter der regulären 
Truppen als Spione zu behandeln? Wird das Kriegsrecht aus- 
reichen, um den Aufetändischen innerhalb jenes Gebietes, dessen 
Bewohner sich dem Aufstande angeschlossen haben, die Eechte 
des occupirenden Kriegsfeindes einzuräumen? Wie wird fest- 
gestellt werden können, ob die Bewohner eines bestimmten Ge- 
bietes sich dem Aufstande angeschlossen haben oder nicht, die 
Autorität welcher der beiden sich bekämpfenden Regierungen 
also auf diesem Gebiete zui* Zeit des in Frage stehenden. Ver- 
haltens thatsächlich galt? 

In all' den angeführten Fällen ist also die Gefahr eine be- 
trächtliche, dass die Begierung des um Auslieferung emes Theil- 
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nehmers an dem überwondenen Aufstande angegangenen Staates 
und die Kegienmg des dieses Individuum yerfolgenden Staates 
sich nicht darfiher einigen können, ob die demselben zur Last 
gelegte That nach Kriegsrecht gerechtfertigt sei oder nicht 

Internationale Streiti«^keiten, Bedrückungen schwacher Staaten 
durch starke, also eben jene Gefahren, welchen man durch Auf- 
stellong fester Eegeln des Völkerrechtes begegnen will, werden 
durch eine Formulirung wie die vom Institut vorgeschlagene 
geradezu herbeigeführt. 

Die Bedingungen, unter denen ein Aufstand oder ein Bürger- 
kiieg operirt, sind insbesondere im Beginne desselben so grund- 
verschieden ^ on denen eines auf beiden Seiten von regulären, 
strenger Disciplin unterworfenen Trappen geführten internatio- 
nalen Krieges, dass es nicht angeht, die Zwischenfälle desselben 
nach den für den internationalen Krieg geltenden Grundsätzen 
behandeln zu wollen. Insbesondere ist es eine notliwendige Con- 
sequenz des Umstandes, dass die angegriffene Regierung ihre 
Oegner nicht als Kriegsfeinde sondern als Verbrecher behandelt, 
dass diese ihrerseits sich zu Mitteln der Kriegsfuhrung für be- 
rechtigt erachten, welche im internationalen Kriege verpönt sind. 
Die reciproke Anwendung dieser Maassregeln von Seite der Auf- 
ständisclitn gegenüber den Truppen der bestehenden Regierung 
wird aber von dieser als Verletzung des Völkerrechtes dar- 
gestellt werden. Bei Verfolgung von Verbrechern ist insbesondere 
der last ein viel grösserer Spielraum verstattet als im Kriege. 
Die angegriffene Begienmg wird daher kaum ein Bedenken 
tragen, die Abzeichen, Uniformen und Fahnen der von ihr als 
Verbrecher angesehenen Aufständischen zu dem Zwecke zu ge- 
brauchen, um deren Truppen in einen Hinterhalt zu locken. 
Eben deshalb wird aber eine fremde Regierung, welche diesem 
Aufstande gegenüber völlig unparteiisch bleiben will, auch die Auf- 
ständischen, wenn sie sich der Abzeichen der legitimen Begiemng 
zu dem gleichen Zwecke bedienen, nicht eines völkerrechts- 
widrigen Voro-ehens für schuldig erachten k unen, obwohl ein 
Vorgehen gleicher Art in einem internationalen Kriege in der 
That den Grandsätzen des heutigen Kriegsrechtes widersprechen 
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Würde. Ebenso wird die legitime Regierunf^ kein Bedenken 
tragen, auf die Ergreifung und Einlieferuug eines Führers des 
Aufstandes „ob todt oder lebendig*' einen Preis auszuschreiben. 
Sie wird ihn eben als Verbrecher und nicht als Kriegsfeind be- 
handeki. Ist dies nun Ton Seite der constituirten Begiemng ge- 
schehen, so wd man es dem so in seinem Leben bedrohten 
Chef des Aiifstandes nicht verübeln können, wenn er „nach 
gleichem Rechte*' einen Preis auf die Ergreifung eines Chefs der 
Gegenpartei aussetzt. Nach Kriegsreclit ist dies gewiss rechts- 
widrig and unerlaubt^) Aber wird ein Richter eines fremden Staates 
ihn deshalb wegen Anstiftung zur Freiheitsbeschränkung oder 
zum Morde yenirtheUen wollen? Anch sonst wird die angegriffene 
Regierung den Aufständischen gegenüber geneigt sein, zu Mitteln 
zu greifen, welche ilir einem Kiiegsfeiiide gegenüber durcli das 
Völkerrecht verboten wären. Wenn sie aas uncivilisirten Horden 
znsammengesetete Trappen za ihrer Verfügung hat, wird sie 
dieselben mit Vorliebe auf die Aufständischen loslassen, obwohl 
sie sich derselben im internationalen Kriege nicht bedienen därfte. 
Wird man es dann den Aufständischen als ein Vergehen gegen 
das Völkerrecht zm* Last legen, wenn sie von kriegsrechtlich 
verpönten Angriffs- oder Vertheidigungswaft'en Gebraucli machen, 
etwa der Petersburger Convention vom 11. December 1868 zu- 
widerhandeln?*) — Die Formel des Institut passt daher nur 
für Jene FADe, an welche derjenige, der sie zuerst vorgeschlagen, 
allein gedacht hat. Sie ist, wie gesagt, amerikanischen Ursprungs. 
Ihrem Urheber Dudley Field schwebte, als er sie concipirte, 
jedenfalls das Bild jenes Bürgerkrieges vor, der sein Vaterland 
ein Deceninm vorher verheert hatte. Dieser Bürgerkrieg unter- 
schied sich aber von Bürgerkriegen und Aufständen, wie sie in 
Europa sich abspielen, ganz wesentlich dadurch, dass die legitime 



1) Vgl. Art. 148 der amerikanischeii Kri^gBartikel , und Pereis, d. 
Internat, öff. Seerecht S. 194. 

-) So anerkeuiit autli Hefftcr, Völkerrecht §. 119 a. E. (vgl. §. 114\ 
dass für Bürger- und Faiteikritge die internationalen Krif's:<regeln erst dann 
in Kraft treten, wenn die l>L'ideu Parteien „einen getrennten tenitohalen 
Besitzstand gegen einander erlangt haben und behaupten**. 
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Rej^ierung der Nordstaaten von allfm Anfange an darauf ver- 
zichtet Iiatte, die OombattaiUen der Südstaaten als Verbreclier 
za behandeln und dass uiclit blos der einen der beiden im Kampfe 
einander gegenüber stehenden Mächte reguläre Tmppen zu Ge- 
iste standen, während die andere nnr auf Freischaaren ange* 
wiesen gewesen wäre, sondern dass auf beiden Seiten sowohl 
reguläre Truppen als solche Streitniaciite kämpften, welche ei*st 
im Laufe des Krieges zu Soldaten herangebildet wui'den, so dass 
also jene Gleichheit der Verhältnisse zwischen den Anhängern 
der legitimen Eegierung und den Aufständischen obwaltete, welche 
die Voraussetzung der Anwendbarkeit der Hegel des Institut ist. 
Wo sonst eine solche Gleichheit der Verhältnisse besteht, wie 
z. B. bei einer Militärrevolution, einem Pronunciamento eines 
militärischen Commandanten gegen die legitime Regierung, wo 
also von Anbeginn Eine völlig organisirte und disciplinirte Macht 
der anderen gegenüber steht, mag diese Begel anwendbar sein; 
auf den Aufstand einer Volksmasse gegen die consolidirte Staats- 
macht ist sie nicht anwendbar. 

So selir es den oben S». 84, f. entwickelten Anforderungen ent- 
spricht, nicht blos die in einem völlig ausgebildeten Bürger- 
kriege, sondern auch schon die in einem grösseren, politische 
JZwecke verfolgenden Aufstände verübten Gewaltthaten von denen 
«Ines Einzelnen oder einiger weniger, ohne Zusammenhang mit 
der Masse des Volkes handelnder Individuen zu unterscheiden, 
so ben'('hTi»rt daher der Antrag Pierantoni's gewesen, die Formel 
des Institut auch auf die aus Anlass einer rebellion politique 
verübten Thaten auszudehnen,^) so tritt doch gerade, nachdem 
das Institut dieser Anforderung entsprochen hatte,, der Mangel 
der Analogie zwischen den Zuständen eines internationalen 
Krieges und denen eines Aufstandes, die Unbrauchbarkeit der 
Sätze des Kiiegsreclites für die Beurtheiiung der Zwischeulaile 

in einem Aufstande nur um so schroffer hervor. 

t 

Der Entwurf sprach nur von den . faits commia au cours d'imo in- 
surrcrtidu ou d'uue iriteire civile/' Erst auf Pierantoni's Antrair wurde die 
Bestiiiimuiii; ancli auf die im Laufe einer rebelüou politique verübten Thaten 
ausgedehnt. Auuuaire V. 118. 
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Mit vollem Eeclite legte daher Teich mann, Revue de droit 
international (1879) XI. p. 500 das Gewicht niclit darauf, ob 
die betreffenden Thaten nach Kriegsrecht, sondern ob sie nach 
den „nsages de s^dition, d'insurrection on de guerre civile^ ge- 
rechtfertigt sind. ^) So richtig diese Formel für die theoretische 
Beurtheilung ist, so nnbrauchbar wäre sie aber fftr die Praxis, 
so ungecifrnct für die Aufnahme in ein Gesetz oder einen Ver- 
trag. Öiud schon die Usancen des Krieges sehr zweü'elhaft — 
iSenge dessen das Scheitern der Brüssler Oonferenz — so smd 
die der An&tände und Bürgerkriege vollends einer Aufzählung 
in abstracto unföhig. Teichmann enthält sich daher auch mit 
vollem Eechte des Versuches, diese theoretisch richtige Formel 
für die Praxis zu verwerthen. IJebripfens hat die vom Institut 
adoptli'te Formel das Missgeschick gehabt, von demjenigen, dei' 
sie zuerst angeregt hatte, fallen gelassen zu werden. War es 
doch Dudley Field, der auf dem Kölner Congresse der Asso- 
ciation pour la reforme et la codification du droit international 
den Antrag' stellte, tür die Zukunit m alle Auslieferungsverträge 
die Clausel aufzunehmen, dass assassinat und iteutative d'assas- 
sinat, auch wenn politische Unzufriedenheit ihre Motive sind, 
nicht als politische DeUcte zu behandeln d.h. dass sie als ausreichende 
Substrate eines Auslieferungsbegehrens anzuerkennen seien.*} 

Manche Vorzüge vor der Formel des Institut besitzt auch 
die von Coninck Liefstin«^ in seinem oben citierten Referate 
p. 12 vorgeschlag-cne, von Goos 1. c. II. p. 125 unverändert und 
von Teichmann 1. c. p. 501 mit einer leichten Modification ac- 
ceptierte B^ormel, velche es als entscheidend ansieht, ob die im 
Verlaufe von inneren Unruhen verübten Gewaltthaten gerecht- 
fertigt wären, wenn die Partei, der ihr Urheber angehört, im 
Rechte wäre/^) Aber auch diese Formel weist zwar auf ein für 

)) Aefanlich beurtheilt auch Ortolan, 1. c. No. 730 f. (1. p. 314 t) die 
Frage; obwohl er Ton der Rechtfertigung durch Kriegaredit spricht, eiit> 
scheidet er die Frage doch danach, oh die betreffenden Acte „appartiennent 

4 la lutte politique". 

-) Lenepveu de Lafont in den Bulletins de la Soci6t6 de l^slation 

comparöe 1883 p. 304. 

^} II n'y aura pas d'extradition pour tous les faits coutre les persoimes. 
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die wissenschaftliche Benriheilnng der betreffenden That werth- 
volles Kriterium hin, sie ist aber keine für den internationalen 
Verkelir brauchbare Kegel, deren wichtigste Aufgabe es ist, die 
Zweifel zu lösen, welche Fälle unter sie fallen und welche nicht. 

Zum Schlüsse dieser Uebersichtder neueren Eeformvorschläge 
müssen wir noch desjenigen gedenken, welcher in Art. 11 des 
St. G-. Entwurfes fOrRnssland von 1882 gemacht wird. Derselbe 
steht in (lii ectem Gegensatze so wohl zu der bisherigen geschicht- 
lichen Entwicklung des Auslieferungsrechtes wie zu der ge- 
sammten Theorie des Völkerrechtes und Strafrechtes seit einem 
halben Jahrhundert Was aber das sonderbarste ist, dabist der 
schroffe Widerspruch, in dem dieser Art. 11 zu den Motiven 
steht, welche die russische Regierunir «gleichzeitig unter dem 
Titel von „Erläuterungen zu dem Eutwurfe der ßedactions- 
comniission" in die W^lt hinausgesendet hat. 

„Nach Ansicht der Gommission dürfte es geboten sein, in 
dieser Beziehung (auf Auslieferung oder Mchtansliefenmg) den 
Unterschied durchzuführen zwischen Handlungen, welche auf 
Aenderung der bestehenden Regierungsform, wenn auch mit 
gewaltsamen Mitteln, auf die Vernichtun der Unabhängig- 
keit und Integrität des Staates gerichtet sind, und jenen Un- 
thaten, welche unter dem Deckmantel politischer Formen, 
als eine Bethatigung entfesselter Leidenschaften erscheinen oder 
aber die Grundlagen der Existenz jedes Gtemeinlebens negieren**. 
(S. 56) und weiter „die Commission hielt dafür, dass die ^^e- 
eignetste Art der Bezeiclmung (der politischen Verbreclien) von 
praktischer Seite ein direkter Hinweis auf diejenigen Artikel 
ist, welche die als politische Verbrechen anzuerkennenden Vergehen 
normiren, obwohl diese im Auslande und gegen einen fremden 
Staat begangen sein sollten. Dabei mfissen selbstverständ- 

contre les propriet^s ou contre la chose publique, «1 ces faits sont commis 
dans une lutte politique intörieure ou g^erre civile et quand Iis pourraient 

etre legitimes, si le parti de celtii qui Ic^ a commis, serait daiis son droit. 
Ich setze diese Formel selbst hieher; da ich mir im Texte erlaubt habe, sie 
nicht ^[iU7. wörtlich zu übersetzen, sondern in einer Fassumj:; wiederzugeben, 
die mir einigeu Bedeukeii zu begegueu scheint, die man gegeu sie er- 
heben könnte. 
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lieh za dieser Gruppe politischer Verbrechen auch diejenigen 
Handinngen bezogen werden, welche mit irgend welchen gewalt- 
samen Handinngen verbunden waren, sofern diese letzteren ge- 
wisse Entwicklungsmomente des Versuches, die staatliche Ordnung 
zu erschüttern oder zu stürzen, bilden; so kann der Hochverratli, 
wenn er aus dem Stadium der Verschwörung in dasjenige des 
Handelns überging, anzweifelhaft auch Fälle von Tddtung ver- 
schiedener Personen oder Ihbitindsetzang von Gebäuden oder 
Zerstörung derselben in sich schliessen, da alle diese Handlungen 
die noth wendigen Bedingungen des Versiielies einer gewaltsamen 
ünnvälznng sein können. Die Abschätzung der Wechselbeziel mng 
zwischen dem vom Schuldigen gesteckten Ziele und den Hand- 
lungen diesei' Art ist nur unter specieller Würdigung jedes 
einzehen Falles möglich, wobei das Gericht, wie die Oxforder 
Yersammlnng der Vertreter des Völkerrechtes v. J. 1880 vor- 
schlug, sich jedesmal die Frage stellen darf: waren ähnliche 
Handlungen nach dem Ivriegsrechte und Kriegsgebrauche zu- 
lässig und gerechtfei'tigt?" 

Mit diesen ihren Sätzen steht die Oommission in voller 

Uebereinstimmung mit Wissenschaft und Praxis des internatio- 
nalen Strafrechtes seit fünfzig Jahren. Jiedeuklich ist nui' der 
zweite dieser Sätze wegen der Schwierigkeit, die Au&ählung 
der in demselben gemeinten politischen Delicte in der Art zu 
veranstalten, dass dabei der Schlnsssatz seine Verwirklichung 
findet. Eine Aufzählung kann, sollte man glauben, eben immer 
nur die specifisch- politischen Delicte, nicht auch die relativ- 
politischen Delicte, welche dem Selilusssatze zufolge doch auch 
wenigstens zum Theüe mit aufgenommen werden sollten, ent- 
halten. Sehen wir daher, wie die Oommission diese Schwierig:- 
keit behebt! 

Art. 11 lautet in seinem auf die politischen Delicte bezüg- 
lichen 2. und 3. Absätze: 

.,Nacli denselben Grundsätzen unterliegen der Auslieferung, 
wenn auch in dieser Beziehung von Seiten der die Auslielei'ung 
verlangenden Macht Gegenseitigkeit besteht: 

La m mal ob, Das Iteelit d«r Amlieferon;. ' 7 
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1) Analäader, welche ein, wenn aneh dnrch politische Be- 
weggründe hervorgerufenes, oder ein zughiicli mit einem politischen 
Verbrechen oder Vergehen oder in ^"eranlassung eines solchen 
verübtes Verbrechen oder Vergehen begangen haben; 

2) Ausländer, weiche eines Angriffes auf das Leben oder 
die Gesundheit eines fremden Staatsoberhauptes angeklagt werden. 

Der Anslieferung unterliegen nicht Auslftnder, welche ein 
politisches, gegen einen fremden Staat gerichtetes und einem der 
Inden Artikeln ....') dieses Gesetzbuches vorgesehenen entsprechen- 
des Verbrechen oder Vergehen begangen haben." 

Die entscheidende Stelle dieses Gesetzes ist die unter No. 1. 
Mögen in dem Schlussabsatze noch so Tide Artikel des besonderen 
'J'heiles citirt werden, mag in demselben nicht blos auf Hoch- 
verrath nnd die Verbrechen und Vergehen wider die öffentliche 
Ordnung, sondern etwa auch auf Autstand imd Widersetzlichkeit 
hingewiesen werden, immer tritt^ sobald mit einem politischen 
Delicte ein gemeines concurrirt, die No. 1 und mit ihr die Ge- 
währung der Auslieferung in Wirksamkeit^) Es wflrde dadurch 
das Asyh-eclit auf ein Maass reducirt, Avelches die Commission 
selbst, we!in man nach den liberalen Phrasen der Motive ur- 
theilen dürfte, als völlig unzureichend erkannte, und welches 
selbst hinter den Vorschlägen Bemard's und Weiss' und hinter 
dem 5Bterrdchisch-spanischen Vertrage dadurch zurückbleibt, dass 
die Gewährung der Auslieferung nicht an die Bedingung ge- 
knüpft ist, dass der requini ende Staat sich verpflichte, den Aus- ' 
gelieferten nui- wegen des in dem zusammengesetzten Thatbestande 
enthaltenen gemeinen, nicht aber auch wegen des specifisch poli- 
tischen Delictes zu verfolgen. Da wohl kaum irgend ein anderer 
Staat ßeciprocität fOir so weitgehende Bestimmungen gewähren 

^) Die Citirnng den betreffsiid«! Artikel mnsste TorlAnfg unterbleiben, 
weil dttSntWQif bisher den besouderen Theil des Strafgosetsbuclies noch nicht 
umfasst. In ^ter Linie sind jedenfalls die sog. Delicte gegen befreundete 

Staaten cjememt, wegen welcher Ausländer nur strafbar sein sollen, wenn sie 
flieselbeu im Inlande verübt haben. A'«;!. ErUtatcrungeu zum Entwürfe S. 4ö, 
oben 8. 25 und meinen dort citirten Autsatz in den „Juristischen Blättern". 

2) Dies scheint mir Geyer, Zeitschr. f. Strafirechtswisseuschaft 1883 III. 
632 ff. übersehen zu haben. 
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dürfte, werden diesell)en aber anch in Bassland nicht zur Ans- 
fuhrnng gelangen. 

Selbstverständlich ist es auch, dass nach dem Rechte des 
Entwurfes gar kein Platz für die Oxforderthesen des Institut bleibt 
und es zeigt sich auch in diesem Punkte der Widerspruch 
zwischen dem Entwürfe, wekher derselben mit keiner Silbe 
erwähnt, und den Motiven, welche ausdrficklieh (S. 56 a. E.) auf 
sie hhiweisen. 
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Yemögen aU' die angeführten Formeln den Anforderungen 
der praktischen Beehtmrwirklichung nicht zu entsprechen, so 

bleibt nichts übrig, als in der Terminologie des Strafreclites jene 
Thaten aufzuzählen, welche unter allen Umständen von der 
modernen Sittlichkeit reprobiit werden» so dass sie durch keinen, 
noch 80 edlen und hewundemswerthen politischen Zweck und 
durch keinen Zusammenhang mit grossen historischeu Actionen 
gerechtfertigt oder auch nur entschuldigt werden können. Als 
solche Thaten stellen sich zweifellos diejenigen dar, welche unter 
den strafrechtlichen BegnÜ' des Meuchelmordes, des (den Begriff 
der Tödtung durch empoisonnement in sich schliessenden) assas- 
sinat commis de guet apens (ygL C. p^nal fran^ais Art 298) 
fiillen. Meuchelmord» Versudi desselben und Mitschuld an ihm 
sind somit Delicte, welche, selbst wenn sie im einzehien 
Falle als relativ politische Delicte erscheinen, ihren Urheber 
der Auslieteriing unterwerfen. Der Meuchelmorder ist des 
Asyles unwürdig. Dasselbe kann nicht von jedem, der sonst 
einen vorbedachten Mord, ein assassinat im Sinne des Art 296 

*) Es wäre flbeiflttsdg, avch noch auf die vm. lostltnt abgelehnten, 
das Asyliecht nabesQ illusorisch machenden Formeln Bnlmerinc<q*s und Sari- 
polo8\ sowie auf die, eine entgegengesetzte Tendens nach ungebührlicher Er- 
weiterung desselben verfolgende (und in ihrer Fordmmg- nach liinitativcr 
Aufzählung der die AusUefeTunE: zulassenden delits comi)lexf und deüts de 
droit coramnn eonnexes m\ delit pulitique unansfuhibarei Formel Montluc's 
des Einzelnen einzugehen. Vgl. Annuaire III et IV, p. 295 und V. p. 83 f. 
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C. p., etwa in einem offenen Bencontre, verübt hat, gesagt 
werdeu.^1 Es würden soiiüt Tliaten, welche der Tödtung im 
Daelle ganz nahe .stehen, als Voraussetzungen der Ausliefernng 
anerkannt. Auch kann es sein, dass eine Tödtong im Gefechte, 
in der Schlacht alle Merkmale des Mordes — des blos durch 
pr^mMitation , nicht aneh gleichzeitig durch gnet-apens — 
qualüicirten assassinat in sich verwirklicht. So, wenn ein Com- 
battant aus individuellen Motiven es auf die Tödtung eines be- 
stimmten einzelnen Oombattanten der feindlichen Macht, oder 
etwa auf die des JPührers der Feinde anlegt So liesse sich die 
Behauptung vertreten, die That jenes ausgezeichneten französischen 
Schützen, der am Tage von Trafalgar Nelson an Bord derVictory 
aufs Korn nahm und ihn tcidtete, sei assassinat gewesen. Aber 
Meuchelmord war diese Tödtung, da sie in der Schlacht erfolgte, 
ebensowenig wie die Tödtung Gustav Adolfs bei Lützen. 

Ausser Meuchelmord gibt es noch verschiedene andere Misse- 
thaten, welche, mögen sie auch zum Zwecke des Sturzes einer 
von dem Asylstaate missbilligten Regierung verübt worden sein, 
ihren Urheber des Asjdrecht^s unwürdig erscheinen lassen. Ins- 
besondere werden Diebstälde, Urkundenfälschungen, Brand- 
stiftungen und Zerstörungen durch Explosion hieher zu rechnen 
«ein. Aber leider fehlt es an einem Begriffe und an einem 
Namen, welcher, ebenso wie dies mit dem Begriffe und Namen 
„Meuchelmord** der Fall ist, geeignet wftre, die Thaten, wddie 



Vgl. auch I>eloiinie. Principes gen6raux du droit inteniational en 
mati^re criminelle 1882, p. 147 und 158, welcher verlangt, es möge dem Art. 3 
des Entwurfes Dufaure die Clausel beigefügt werden .X'assassinat et la ten- 
tative d'assassinat resteront sujetu a l'extraditiou, quelle que suit la qualite 
politiqae des penoanes contra lesquelles ils seiont diiig^'. Hit BUeksicht 
damiif, d&as Moume den Begriif dea assassinat offenbar im Totten Umfange 
des Art. 296 C p. Tetsteht, sdieint mir diese Fassung zu weit sn gdiea. 
Ebenso gdit v. Liszt nach einer Richtung zu weit, wenn er in sein^ dtirten 
Gutachten £, d. deutschen Joiietentag (Ztschr. f. Strafrechtswissenschaft II. 70) 
Auslieferung wegen jeder vorsätzlichen Tödtung eines Staatsoberhauptes 
oder eines ivriiiisterpräsidenten fordert, während er anderseits hinter dem 
Maasse des Krlonlerlielien zurückbleibt, indem er den ubli^ratorischen Charakter 
der Aiislietening wegen politischen Mordes auf den Fall der Ermordung einer 
der geuanuteu Personen bescuraukt. 
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unser Gewissen, selbst wenn sie im Laufe eines Bürgerkrieges 
oder eines An^ndes yerfflbt werden, ein f&r aDemal und 

unterschiedslos vemrtheilt, von jenen zu sondern, welche 
man unter Umständen für zulässige Kamplesmittel in einem 
Bürgerkriege halten kann. Uebrigens ist wenigstens hinsichtlich 
der beiden letztgenannten Delicte das Bedür&is, die Zulässigkeit 
der Ansliefenmg wegen dersdben ausdrücklich auszusprechen, 
kein flagrantes. Denn nahezu in allen Fällen, in welchen eine 
solche That ihren Urheber des Asylrechtes unwürdig macht, 
wird sie gleichzeitig mindestens denVersucli eines Meuchelmordes 
in sich schliessen. So war dies der Fall bei den Versuchen, den 
Winterpalast in St Petersburg, den Eisenbalinzug Napoleons 
auf der LiUer Bahn oder den Alexander's n. auf der Balm 
Moskau -Kursk in die Luft zu sprengen. In diesen Fällen lag 
den Urhebern versuchter MeucheiiiKnd zur Last. Hartmann hätte 
also, wenn er wii*klich an dem Attentate auf der Bahn Moskau- 
Kursk betheiligt war, yon einem Staate, der die hier Tor- 
gescblagene Beschränkung des Asylrechtes adoptirt hStte, aus> 
geliefert werden müssen. Und ebenso wäre dies das Los Jacquin's 
gewesen. Deshalb glaube ich, dass es genügen dürfte, sii-h im 
Wesentlichen der 5. Resolution des englischen Select Committee 
von 1868 anzuschliessen: That it shall be required, that every 
such arrangement (for the extradition o£ criminals) should ex- 
pressly ezcept from the liabüity to Extradition such persons as 
are accnsed of crimes which are deemed, by the party to the 
arrangement, of whom the surrender is demanded, to bc of a 
political cliaracter: provided tliat auy persou accused of a crime, 
which is deemed, by the party to the arrangement, of whom the 
surrender is demanded, to constitute assassanation or an attempt 
to assassinate, shall not be induded in this exception. An dieser 
Formel scheint mir nur Eines auszusetzen, dass es unklar bleibt, 
was unter dem der englisclien liechtssprache fremden Terminus 
„assassination" zu verstehen sei, ob jedes „meui'tre commis avec 
pr^m^ditation" im Sinne des C. p. und seiner Nachbildungen oder 
nur der Meuchelmord, das „meurtre commis de guet-apens** ? Doch 
deuten einzelne Stellen in der Befragung des Mr. Treitt von 
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Seite der Mitglieder des Comit^ darauf hin, dass denselben eben- 
falls der engere Begriff Vorschwebte. 

Diese Olaiisel müsste aber noch durch einen Zusatz ergänzt 
werden, dass die Auslieferung nur dann stattfinde, wenn der 
requirirende Staat sich Terpflichtet, das betreffende individunm 
nur wegen Mordes bez.MordTersuchs oder einer nach dem Bechte 
beider in Frage stehender Staaten strafbaren Art der Mit- 
schuld') (iiicbt etwa wegen llochverratliesi und nur vor den 
ordentliclien Gei-ichten'-) (nicht vor einem Ausnahmsgeiichte) zu 
verfolgen. 

Eine Norm dieser Art, dass Meuchehnord unter allen Um- 
ständen zur Auslieferung verpflichte, sofeme nur die allgemeinen 
Bedingungen einer Auslieferung vorliegen, könnten alle Staaten 

in ihr Recht auinelimen, mögen sie sicli selbst was immer für 
eine Regierungsturni gegeben haben, mag ilire Bevölkerung mit 
gewissen revolutionären Bestrebungen in einigen fremden Staaten 
noch so sehr sympathisiren und mag die Begienmg, gegen welche 
diese revolutionären Bestrebungen sich richten, in der That des 
auch nur indirecten Schutzes von Seite fremder Staaten noch so 
unwürdig sein.^) Den Meuchelmörder können und müssen alle 
Staaten äcliten. mag was iiumer für ein Motiv ihn geleitet, was 
immer für ein Zweck ihn bestimmt haben. Für jede weiter- 
gehende Norm zur Einschränkung des politischen Asylrechtes 
aber dürfte es unmöglich sein, den Nachweis zu erbringen, dass 
sie nicht auch in Fällen, wo nach dem modernen Rechtsbewosst- 
sein Asyl gewährt werden soll, zur Auslieferung veiT>fli<''ht#n 
würde. Deshalb dürfte für eine weitergehende Norm auch der 
zu ihrer Wirksamkeit erforderliche consensus gentium nicht zu 
erlangen sein. 

') Also z. B. nicht wegen Complottrs. wegen Nichtverhinderung des 

Verbrcclieiif;. -wcgon nnterliissener Denimciation des bevorsteheiid«!! Verbrechens, 
wenn dir^e i^Ymiieu der Mitschuld uach dem fischte des requirirten Staates 
nicht strafbar .sind. 

-) Vgl. aucli die XV. These des Oxforder Cougresses (Annuaire V. p. 129) 
und oben S. 78. 

^) Vgl. atlch T. Holteendorf f Bte Auslieferung der Verbrecher und 
das Af^becht. 1881. S. ö6. 
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Zam Schlosse müssen wir uns nochmals der oben in Kapitel 2 
bereits besprochenen Frage zaw^den, ob nnd inwfem die Ver^ 
foigimg und Bestrafung dessen, der im Auslände gegen das 
Ausland eiü politisches Delle t verübte, in dem StaAte seiner Zu- 
flucht zulässig sei? 

Zwar haben einige Lelu-er des Völkerrechtes^) und, ihnen 
folgend, einige eriminalistische Schriftsteller^) den Vorsehlag ge- 
macht, die Verfolgung und Bestrafung im Inlande in diesem 
Falle an Stelle der Auslieferung dntreten zu lassen. 

Aber dieser Vorschlag hat wenig Anklang gefunden. Der- 
selbe wäre nui' dann amiehmbar, wenn der Auslieferung wegen 
politischer Delicte gar kein anderes Bedenken als das der Be- 
fangenheit der Gerichte des angegriffenen Staates entgegenstünde. 
Wir haben aber oben gesehen, dass dies nur eines der unter- 
geordneteren Bedenken gtm u die Ausliefening ist, dass der 
Hauptgrund, weshalb die Auslieferung nicht ge^\ iln t werden 
kann, darin liegt, dass dieselbe den requiiiiten Staat nöthigen 
würde, ein Urtheü über die inneren Zustände des re(inirirenden 
Staates abzugeben, dass sie eine Verletzung des Prindpes der 
Nichtintervention in dessen innere Angelegenheiten wäre.^ Nun 
ist es offenbar, dass diese Verletzung noch eclatanter liervorträte, 
wenn der Staat, in welchen ein politischer Verbrecher .sicliUüchtet, 
das definitive Urtheü über denselben durch seine Behörden tällen 
Hesse, als wenn er diesen nur die Entscheidung über die Vor- 
frage aufträgt, ob eine Auslieferung an den requirirenden Staat 
erfolgen könne. Als ein Ouriosum mag hier auch noch des Vor- 
schlages l'lenningers gedacht werden, für den Fall der relativ- 
politischen Delicte, „anerkannte Fremdlinge" d. h. wohl im In- 
lande wolmhafte ^litbürger des requii'irten Ausländers ,,im Ge- 
danken einer jury de medietate linguae zum Entscheide darüber 
faeranzu2dehen, ob ein politisches oder ein gemeines Verbrechen 
TOrliege" (a. a. 0. S. 102). Sonderbarerweise hat dieser Vor- 

^) Dattewski auf dem Oxforder Congresse des liistitnt, Annuaire V.116. 

Sehönemann in Goltdammrars Arehiv. 1881. S. 44. 
^ VgL ancb t. Bar, Ueber die iateniatioiiale Anwendung des Sfcraf- 
gesetzes in den (Wiener) Joiistiaelien BlUttem. 1876. S. 173. 
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schlag Pfeimingers mit denBestinimimgen eines rassisch-polnischen 

Vertragfes von 1672 (vgl. über diesen Beinai d I. p. 276) eine 
gewisse Aehnlichkeit. 

Während die Bedenken, welche der subsidiären Bestrafung 
der Aasländer wegen im Aaslande yerübter politischer Delicte 
gegen das Aosland entgegenstehen, so einleuchtend sind, dass 
dieser Vorschlag, so oft er anch gemacht wnrde, niemals anch 
nur die geringste Aussicht auf Verwii-klichung gehabt hätte, ' ) 
ist die Frage nach der Verfolgung der Inländer wegen .solcher 
Verbrechen für den Fall ihrer Bückkehr in ihre Heimat eine 
«rnste und praktische. 

Nach den Gesetzgebungen jener Staaten, welche, dem actiyen 
Personalitfttsprincipe des internationalen Strafrechtes folgend, 
ihre Unterthanen wegen aller von ihnen im Auslände begangenen 
Handlungen, soferne diese nur den Charakter von Verbrechen 
nach inländischem Strafrecht an sich tragen, dem Strafrechte des 
Inlandes unterwerfen,^ würde der Inländer auch wegen solcher 



Nnr der Osterr. StG.Batw. aeheiBt dnen Axilaiif in dteaerBklituiig 
«tt nelunen. Eine vusclieinbareAbweiehung desselben yon den Satsnngen des 
galtenden östetr. Strafrechtes §. S9, eine Textirong, fOr welche sidi m. W. 
keine ParaUelstelle in einer anderen Gesetsigebung findet« kann n&mlich in 
einer Weise interpretirt werden, dass sie eine tief greifende Neuerung in der 
Beliandhiii!:,'' politischer Üelicte ^egen das Ausland zur Police hat. §. 4, No. 3 
gestattet die Verfolg-inifr wegra eines im Auslände verübten Verbrechens, „wenn 
die Auslieferung des Seliuldigen (Ausländers) au die Behörden des Thatortes 
oder an jene seines Heimatlandes zur Untersuchung und Bestrafung entweder 
nicht zulässig oder nicht ausführbar ist und der Justizminister die Ein- 
leitung der strafgerichtlichen Verfolgung anzuordnen findet". Es entsteht m 
Vo)gfi dieser Textirung die ftuasezst wichtige Fh«e: Kann ^ AusUbider 
im Mande auch dann vedblgt werden, wenn seine Aualiefening nur aus dem 
<3ninde nicht mlfisiig ist, weil die ihm sur Last fnllende That im Sinne des 
Aaslieferungsvertrages ein politiscbes Delict constitairt? 

-) Oesterr, St. G. B. §. 3C. österr. St. G. Entw. §. 4, No. 2; deutsches 
R. St. G. B. §. 4, No. 3; französisches Gesetz vom 27. Juni 1866, Art. 5; 
portugies. Gesetz vom 1. Juli 1867, Art. 1, No. 4; nngarisches St. G. B. 
%. 8 und 11; Vgl. Ck)d. p6n. Sardo, Art. 6; dänisches St. G. B. §. 6; 
schwed. St. G. B. Kap. 1, 1; russisches St. G. B. von 1866, Art 174; 
niederländ. St. G. B. Art. j, No. 2. Die Fra^e nach der Berechtigung des 
actiTen NatiimalitiltB- oder Persoualitätsprincipes muss einer eingehenden 
IWung an einem anderen Orte vorbehalten bleibUL 
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Thaten, wegen welcher ein Ausländer nicht ansgeliefert werden 
konnte, bestraft werden mossen oder doch bestraft werden können. 

Selbst wenn, wie nach portiifriesi.s(;]iem, uuu arischem, niederlän- 
dischem und wohl auch (leuuclii-m Hechte es eine Voraussetzung 
für die Möglichkeit der Verfolgung im Inlande ist, dass die That 
nidit blos nach dem Bechte des Inlandes, sondern anch nach dem 
des Thatortes mit Strafe bedroht ist (8.oben S.21, £), liegt hierin 
keine Mildernng des Loses des Angeklagten; denn, da er die 
betreffende Tliat in aller Regel in eben jenem Staat v» mbt haben 
wird, gegen welchen sie gerichtet ist, wird sie nach dortigem 
Bechte gewiss strafbar sein. 

Der Inländer wäre also strafbar: 1. wegen der im Auslände yer- 
■fibten relatlT-politischenDelicte, nnd zwar so, dass ihm diese als ge- 
meine DeUete zur Last Mlen^) nnd 2^ insoweit als das Eecht 
seines Heiniatstaates aucli die spezielle politische Organisation des 
von ihm angegriöeneu fremden Staates unter den Schutz seines 
Strafgesetzes stellt (insoweit also indem Strafrechte seüier Heimat 
die in der Abhandlnng: Ueber politische Verbrechen gegen 
fremde Staaten (Ztschr. m. S. 391, ff.) yertretenen Anfordemngen 
verwirklicht sind) auch wegen specüisch politischer Delicte. Im 
letzteren Falle ist dies unter allen Umständen, im ersteren 
wenigstens insofeme, als ihn ^Strafe trifft, obwolil der Ausländer 
wegen einer gleichen That nicht ausgeliefert würde, eine In- 
consequenz und, was schlimmer ist, eine Ungerechtigkeit Gewiss 
könnte man doch noch eher von dem Ausländer, der sich gegen die 
Institutionen seines eigenen lleimatsstaates aufj^elehnt hat, be- 
liauiJten, d;iss er wegen dieser Auflehnung bei uu.> .Nti atbar sei, als 
von einem Inländer, dem jene Institutionen des Auslandes, die er 
im Auslände angegriffen hat, fremd sind. Ist ja der Fremde doch 
nur in einem übertragenen Sinne Snhject eines Hochverrathes!^ 
Es erscheint mir daher als eine unabweisbare Forderung der 
Gerechtigkeit, dass jene Gesetzgebungen, weiche den Inländer 

') Vgl. auch GüOü 1. c. II. p. 98, Anm. und p. 124. 

-) Vgl. Haus, Principes gen6raux du droit pönal beige, N<xl98 u, 202, 
aber auch Heinze in Goltdammers Archiv 17. Bd., S. 745, J. ü. Wirtb, 
System der BpeculatiTeii Ethik (1841) IL 367 und t. Mohl s. a. 0. S. 717. 
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wegen seines Verhaltens im Auslände nach seiner Heimkehr zur 
Recheiischaft ziehen, dem betretfenden Satze ihres Gesetzes die 
Beschränkung hinzufügen „mit Ausnahme jener Thaten, wegen 
welcher ein Ausländer nicht ausgeliefert werden kann'S wie dies 
nach den Entwürfen für ein italienisches St Gr, B. Art. B 
§. 1 No. 2 und auch nach dem luxemburgischen Gesetze 
Tom 18. Jänner 1879, Art. II. a. K. der Fall ist.*) 

Dem Wesen nach kommt auch die Bestimmung des belgi- 
schen Gesetzes vom 17. April 1878, Art. 8 zu demselben £e- 
suitate, indem ein Belgier wegen eines im Auslande gegen emen 
Fremden yerttbten crime oder dölit nach seiner Heimkehr nur 

dann bestraft werden kann, wenn dieses Verbrechen oder Ver- 
gehen im Auslieferungsgesetze vorgesehen ist. Diese Bedingung 
ist gewiss nicht so zu verstehen, dass es genügen würde, wenn 
die betreffende That nach Einer ihrer Qualitäten, z. B. als 
attentat k la libertö individuelle ou k Hnviolabilit^ du domicile 
im Vertrage aufgezählt ist, während sie anderseits wegen ihres 
politischen Chaiaktei-s im concreten Falle als Substrat eines 
Auslieferungsbegehrens nicht dienen könnte. 

Nach dem Eechte aller anderen Staaten fehlt eine besondere 
Satzung für Fälle dieser Art 

Nur Eines müsste schon lieute überall berücksichtigt wei'den 
obwohl es nur zu leicht überselieu wird. Insoferue das Gesetz 
des Inlandes einen Widerstand, welcher ausländischen Behörden 
geleistet worden wäre, nicht an und für sich für strafbar er- 
klärt,^ folgt daraus, dass dem Angeklagten, welcher sich im 
Sinne der Ausfährungen auf S. 86 (oben) zur Entschuldigung der 
ihm in einem Bürgerkiiege oder einem Aufstaude im Auslande 



^) L. Renault in den Bulletins de la Society de legislaticm eomparöe 
1880, p. 393. leh selbst vennoclite mir das luxemburgische Gesetz nicht sa 

TerscbafTeu. 

-) Iiiwicfeme dies nach ö.sterrcicluacliem und deutschem Recht der Fall, 
zu erörtern, nnis^ einem andcreTi Caiiitel des Interna r. .Stratrechtes vorbehalten 
bleiben. Einstweilen erlaube ich niir in-sbesondere aut die Monographie von 
Reinhold Schultz, der Widerstaad gegen die auswärtige Staatsgewalt 18Ö1 
hinzuweisen. 
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zur Last fallenden Gewaltthaten anf Nothstand oder Nothwehr 

berufen \vuj iie, diese Berufung nicht ebenso vou vornherein ab- 
geschnitten werden darf, wie dies gegenüber demjenigen Recliteiis 
ist, der diese Strafttusscldiessungsgründe liinsichtlich seiner Theü- 
nahme an einem Aufstande im Inlande plaidiren würde.') 

Die Forderung, dass Inländer und Ausländer auch in diesem 
Punkte völlig gleicligestellt werden, dass eine Verfolgung des 
Inländers im lulaude nur wegen solcher gegen das Ausland-) 
verübter politischer Delicte zugelassen werde, wegen welcher 
ein Ausländer ausgeliefert werden könnte, scheint mir die äusserste 
zu sein, welche als Consequenz des heutigen Gulturzustandes 



^) Als in Oesterreich das Mitglied der Pftrisw Comnume Leo Frankl 
nnter dem Verdachte dar Thdlnahme an der FttsUimng der Dominikaner in 
AreeuU und an derlabrandsetsnng der Gobelm&brik verhaftet wurde, sdieint 

es in den yerscliiedenen Instanzen, die das Begehren der franzd^chen Re- 
gierung um Auslieferung desselben durchlief, nicht zweifelhaft gewesen zu 
sein, dass, wenn Frankl ein Angeliöriger der cisleithanischen Reiclishälfte wäre, 
er in dieser wesfen Mordes und Brandstiftunir hätte verfolgt WL-rden müssen. 
Da er iiber UiigJir war, musste, entgegen dem Autrage des Überülaatsauwaltes 
am Wiener Überluadesgerichte, welcher dessen Verfolgung im Inlande ver- 
langt hatte, aeiue Auslieferung an Ungarn erfolgen. Würde er in Oesterreich 
▼erfolgt worden sein, so bitt^ die flsterr. Oericlite m. E. einen nachweis- 
baren thataftdilielien Notlistand des Angeklagten als StraftusBchliesBungiigrund 
gelten lassen mttssen. £in solcher Nothstand wttre Torgelegen, wenn der Nach- 
weis erbracht worden w&re, dass der Angeklagte zu der incriminirten Thätig- 
keit von Jemandem commandirt war, der die faktisclie Cew.tlt hatte, ihn 
wegen Insii1)ordination erschiessen zu lassen, ein Nachweis, der allerdings, 
namentlich vor den Gerichten eines anderen Staates, schwer zu erbringen sein 
dürfte. 

Ganz unrichtig ist, wie aus dem Vurheigeheudeu sich erq-ibt, die Be- 
hauptung von \Vei:j6, Etüde sur les cunditious de Fextraditiun i'aris 1880, 
p, 194, dass die Iteterreichisehe Begieruug Fraukl's Auslieferung verwdgert 
habe, weil das ihm sur Last fidlende Delict ein fait connexe & m crime 
politiqne constitoirte. Die Frage nach dem poliüsehen Charakter der That 
konnte gar nicht in ErOrterang gezogen werden, weil Fzaakl nicht AnsÜnder 
im vollen Sinne des Wortes und somit gar kein Subject der Attsliefemng an 
Erankreich war. 

*) Es ist selbstverständlich, dass die Frage, oh ein Staat berechtigt und 
veranlasst sei, Inländer wegen im Auslande verübter li«u livenätherischer T'nter- 
nehmungen gegen das Inland nach ihrer Kückkehr in die Heimat zu ver- 
folgen, nach ganz anderen Gruudsätzeu zu beantworten ht. Auf dieses Recht 
wird kein Staat verzichten können, will er sich nicht selbst aufgeben. 
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gezogen werden kann. Wie die Kntwickeluiii,^ von diesem Punkte 
aus weiter fortsclireiieu wird, wer vermüclite dies zu almen? 
Wird das Rechtsbewusstsein folgender Jahrhunderte den Satz, 
dass Gewaltthatmi unter Umständen durch ihren Zweck ent- 
schnldigt werden, auf ein noch engeres Anwendungsgebiet ein- 
schränken oder wird es, unsere heutige Richtung als eine „senti* 
mentale" verurtheilend, ihm wieder einen jorrösseren Spielraum 
gewähren? Wird, um in der Sprache des grossen ßechts- 
philosophen^) zu sprechen, für die Bechtsbildung der Zukunft die 
utQitarische Richtung die herrschende sein oder die „asketische"? 
Jeder beantwortet für sich diese Fragen nach der Zukunft in 
dem Sinne, in welchem er die Vergangenheit versteht. Das 
Streben der Rechtsphilosophie, eine Antwort auf sie zu geben, 
welche Allen verständlich wäre und Alle beMedigen würde, 
scheint mir ein vergebliches. 

Beatham, Pnaciples of legislation, Introductioii. t 
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